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(A) 


(C) 


109. Sitzung 

Bonn, den 7. Oktober 1992 


Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsident Hans Klein: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als zentrale Themen der 
heutigen Kabinettsitzung mitgeteilt: Situation an den 
Hochschulen, Änderungsgesetz über den Finanzaus- 
gleich zwischen Bund und Ländern und Gründung 
einer EG-Assoziation mit Ungarn und Polen. 

Ich erinnere an unsere Regeln, nach denen im 
Anschluß an diese Themen Fragen zu anderen Berei- 
chen gestellt werden können. 

Das Wort für den einleitenden Bericht hat der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Profes- 
sor Dr. Rainer Ortleb. Herr Bundesminister, bitte. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In der heutigen Kabinettsitzung hat der 
Bericht „Situation an den Hochschulen in der Bun- 
desrepublik Deutschland" Vorgelegen. Eine tiefge- 
hende Analyse und ein folgender Gedankenaus- 
tausch erweisen sich für die weitere Gestaltung und 
Entwicklung an unseren Hochschulen als unumgäng- 
lich. 

Die aktuelle Situation im Hochschulwesen ist der- 
zeit dadurch gekennzeichnet, daß die Zahl der Stu- 
dierenden in einem relaüv kurzen Zeitraum, von 1977 
bis 1991, um über 70% gestiegen ist und in Verbin- 
dung damit die Zahl der Fächer, die durch Numerus 
clausus belegt sind, zugenommen hat. 

Die Personal- und Sachausstattung der Hochschu- 
len hat mit dieser Entwicklung nicht Schritt gehalten, 
da das Personal in diesem Zeitraum um nur 6 % und 
die Mittel für laufende Ausgaben preisbereinigt nur 
um 17,7 % gestiegen sind. Eine bedauerliche Folge ist 
die sich immer mehr verschlechternde Betreuungsre- 
lation. 

Von den bereits 1977 vorgesehenen 850 000 flä- 
chenbezogenen Studienplätzen und von den 1989 von 
den Regierungschefs zusätzlich beschlossenen 50 000 
Studienplätzen für die Fachhochschulen sind bisher 
nur 821 000 realisiert worden. 

Die Struktur der Studienangebote ist weitgehend 
unverändert geblieben. Die Qualität der Lehre läßt 


trotz aller lobenswerten Bemühungen weiter zu wün- 
schen übrig. Auch die seit Jahren geforderte Verkür- 
zung der Studienzeit ließ sich nicht erreichen. Deut- 
sche Studenten studieren zu lange; im Durchschnitt 
6,7 Jahre. 

Es gibt Unterschiede zwischen den neuen und den 
alten Bundesländern, auch solche, die derzeit für die 
neuen Bundesländer positiv ausfallen, beispielsweise, 
daß innerhalb kurzer Zeit, etwa zwei Jahren, mehr als 
20 Fachhochschulen in den neuen Bundesländern 
gegründet worden sind und die Betreuungsrelation in 
den ostdeutschen Bundesländern immer noch besser 
als in den westdeutschen ist. Das gilt auch für die 
Situation bei den Wohnheimen; allerdings mache ich 
ausdrücklich darauf aufmerksam, daß dies zwar nicht 
qualitativ, wohl aber quantitativ der Fall ist. 

Es besteht also Handlungsbedarf bei Bund und 
Ländern und insbesondere bei den Hochschulen 
selbst, diese Situation zu überwinden. Das halte ich 
nur als konzertierte Aktion zwischen Bund, Ländern 
und den Hochschulen für möglich. Die Sicherung des 
Leistungssystems Hochschule muß mit folgenden Zie- 
len und Maßnahmen unternommen werden. Hoch- 
schulpolitisches Nahziel muß es sein, das Studium in 
Regelstudienzeiten studierbar zu machen. Eine Stu- 
dienabbrecherquote in der Größenordnung von 
durchschnittlich 27 % belegt, daß die Effizienz des 
Hochschulwesens nicht gewährleistet ist. Bei einem 
Durchschnitt von 27% gibt es Fächer mit 50% und 
mehr Studienabbrechern. 

Sicherlich wird man Möglichkeiten und Mittel fin- 
den müssen, daß zu Beginn des Studiums eine stär- 
kere Führung der Studierenden erfolgt, die sich im 
Laufe des Studiums verringert. Ziel muß es sein, daß 
auch ein universitäres Studium zunächst auf eine 
Berufsorientierung hinausläuft. Denn nicht jeder, der 
an der Universität studiert, hat die Absicht, eine 
wissenschaftliche Laufbahn einzuschlagen. 

Der Ausbau des Fachhochschulbereichs muß Vor- 
rang haben. Derzeit studieren 20 % der Studenten an 
Fachhochschulen. Sinnvoll wäre es, eine Zahl von 
40 % zu erreichen. Daher ist der Ausbau von Fach- 
hochschulen zu forcieren, zum Teil zu Lasten der 
Universitäten. Aber schließlich werden die Universi- 
täten durch das Angebot Fachhochschule maßgeblich 
entlastet. Es ist nicht hinzunehmen, daß Fachhoch- 
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Bundesminister Dr. Rainer Ortleb 

(A) schulen flächendeckend mit Numerus clausus belegt 
sind und das den Effekt hat, daß junge Leute, die an 
einer Fachhochschule studieren wollten, an eine Uni- 
versität ausweichen müssen. 

Wir müssen eine stärkere Flexibilisierung der Ein- 
stufung von Hochschulabsolventen erreichen. Damit 
meine ich insbesondere das Laufbahnrecht im öffent- 
lichen Dienst. Der Bundesminister des Innern hat dazu 
eine gründliche Prüfung und Berichterstattung ange- 
kündigt, was ich außerordentlich begrüße. 

Zur grundlegenden strukturellen Weiterentwick- 
lung unseres Hochschulsystems ist es erforderlich, die 
Ausbauplanung in der Gemeinschaftsaufgabe Hoch- 
schulbau an dem erforderlichen Bedarf zu orientieren. 
Mitteleinsatz muß mit Prioritätsentscheidungen ver- 
bunden sein. 

Ich glaube, es ist in diesem Zusammenhang eine 
schwierige Situation, daß einerseits die Länder einen 
größeren Einsatz des Bundes fordern — auch bei 
Finanzierungen, die ureigenste Länderaufgabe 
sind — , andererseits derzeit Bemühungen im Gange 
sind, die Kompetenz des Bundes erheblich zu reduzie- 
ren. Dieses Mißverhältnis sollte jedermann vor Augen 
geführt werden. 

Bei der strukturellen Fortentwicklung des Hoch- 
schulsystems müssen zugleich Funktionsfähigkeit 
und Attraktivität des dualen Berufsbildungssystems 
beachtet werden. Es kann nicht angehen, daß in 
diesem Jahr voraussichtlich 200 000 Plätze für Lehr- 
linge frei bleiben, während Studienabbrecher — ich 
nannte den Anteil 27 % — mehr oder weniger erfolg- 
los in einen Bildungsweg eintreten, der sich für sie 

(B) auch persönlich nicht auszahlt. Attraktivität der beruf- 
lichen Bildung bedeutet aber auch, daß alle Partner, 
die für diesen Bildungszweig verantwortlich sind, 
natürlich Wort halten und seine Attraktivität gewähr- 
leisten müssen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, 
darf ich Sie eine Sekunde unterbrechen. Wir haben 
hier eine Abmachung, daß dieser Bericht sich tunlichst 
in einem Fünf-Minuten-Rahmen bewegen soll. Wir 
legen das nicht kleinlich aus. Aber Sie sind schon ein 
Stückchen darüber. Da ich bereits eine sehr lange 
Fragestellerliste habe, nehme ich an, daß Sie noch viel 
von dem, was Sie jetzt berichten könnten, nachher in 
den Antworten unterbringen werden. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich darf einen letzten Satz sagen, Herr 
Präsident. Es ist wünschenswert, daß ein Gespräch 
der Regierungschefs des Bundes und der Länder mit 
einer solchen Themenstellung erfolgt. Ein solches 
Gespräch wäre allerdings nur dann zweckmäßig, 
wenn es ausreichend vorbereitet ist und es sich nicht 
in Auseinandersetzungen über Finanzfragen er- 
schöpft. 

Ich danke. 

Vizepräsident Hans Klein: Vielen Dank, Herr Bun- 
desminister. 

Jetzt würde ich gern an die Adresse der Fragesteller 
— es ist in der Tat etwas ungewöhnlich, daß ich für die 
Regierungsbefragung schon eine richtige Liste 


habe — die Bitte richten, Fragen zu stellen und keine (C) 
Koreferate zu halten. 

Als erster erteile ich unserer Kollegin Doris Oden- 
dahl das Wort. 

Doris Odendahl (SPD): In der Tat, Herr Minister, 
trotz der Länge Ihrer Darstellung war es nicht möglich, 
diesem dem Kabinett vorgelegten Bericht viel Neues 
zu entnehmen. 

Ich frage Sie: Dient denn dieser Kabinettsbericht als 
Beitrag der Bundesregierung zur Vorbereitung des 
früher so genannten Bildungsgipfels? Sie haben jetzt 
von einem Gespräch geredet. Von wem — vom 
Bildungsministerium oder vom Bundeskanzleramt? — 
wird dieses Gespräch, wenn der Gipfel abgeflacht ist, 
seitens der Bundesregierung weiter vorbereitet wer- 
den? Wer wird daran beteiligt? Und wann wird der 
Gipfel oder, wenn es keinen Gipfel mehr zu erklim- 
men gibt, das Gespräch stattfinden? 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister, Sie 
haben das Wort. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Frau Odendahl, es ist mir nicht möglich, 
in gestreckten fünf Minuten den gesamten Bericht 
vorzutragen. Er hat 24 Seiten. Er wird sicher auch 
Ihnen zur Verfügung gestellt werden können. 

Es ist eine Bestandsaufnahme mit Gewichtung der 
Probleme, deren Lösung erforderlich ist. Zum „Ge- 
spräch der Regierungschefs“ oder „Bildungsgipfel“: 
Bildungsgipfel ist ein Terminus technicus geworden. 

Ich würde mich nicht daran festhalten. Ich würde, statt (D) 
mit dem Schlagwort Gipfel zu operieren, lieber mit 
den Zielen argumentieren. 

Ich nehme an, daß es bei der Zeitplanung bleibt, die 
auch das Bundeskanzleramt bzw. der Bundeskanzler 
geäußert haben. Allerdings gilt die Bedingung — ich 
nannte sie bereits — : Der Gipfel muß ordnungsgemäß 
vorbereitet werden, und das von allen, d. h. vom Bund, 
von den Ländern und insbesondere den verantwortli- 
chen Ministerien. 

Ich habe heute in der Kabinettsitzung den Auftrag 
erhalten, mich mit besonderen Fragen, die noch zu 
klären sind, zu befassen. Das wird sicherlich in die 
Vorbereitung des Bundes in dieser Weise einflie- 
ßen. 

(Abg. Doris Odendahl [SPD] meldet sich zu 
einer Frage) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, wenn Sie 
einverstanden sind, würde ich sagen, daß wir jetzt erst 
einmal eine Runde durchgehen, damit jeder eine 
Chance bekommt, weil die Befragung ja nur 30 oder 
35 Minuten dauert. 

Der nächste Fragesteller ist Herr Kollege Dr. Rainer 
Jork. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Minister, die 
Hochschullandschaft in den neuen Bundesländern ist 
bekanntermaßen im wesentlichen auf Empfehlung 
des Wissenschaftsrats und auf der Grundlage der 
Bevölkerungszahl entstanden. Können Sie mir 
zustimmen und bestätigen, daß damit eine Diskrepanz 
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Dr.-Ing. Rainer Jork 

(A) gegenüber dem traditionellen Stand der Industrie und 
der Tradition insgesamt aufgetreten ist und besondere 
Schwierigkeiten z. B. in Sachsen im Zusammenhang 
mit den Arbeitsplätzen bestehen? 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Die wirtschaftlichen Strukturprobleme 
wirken sich natürlich auch auf die Strukturprobleme 
des Hochschulwesens aus. Insofern stimme ich Ihnen 
zu. Das Land Sachsen ist in dieser Frage in einer 
besonders schwierigen Situation, weil — wie Sie ja aus 
der Zeit der DDR wissen — gerade in Sachsen ein 
Großteil der Hochschulstandorte der ehemaligen DDR 
konzentriert war und daher dort die Umstrukturierung 
mit dem Ziel einer gleichmäßigen Verteilung der 
Kapazitäten auf die neuen Länder besonders drastisch 
spürbar wird. Ich hoffe aber, daß sich mit einer 
Gesundung der Wirtschaft des Landes Sachsen Aus- 
gleiche ergeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Evelin 
Fischer. 

Evelin Fischer (Gräfenhainichen) (SPD): Herr Mini- 
ster, mit wie vielen Studenten ist langfristig zu rech- 
nen, und wie viele Studienplätze hält die Bundesre- 
gierung daher langfristig für erforderlich? Und wel- 
chen Anteil sollen daran die Fachhochschulen 
haben? 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Wir müssen nach Prognosen damit 
rechnen, daß wir bis zum Jahre 2000 bei den Studen- 
ten die Zweimillionengrenze erreichen werden. Es 
wird natürlich viel darüber debattiert, ob dies dem 
Beschäftigungssystem angemessen ist. Es ist aller- 
dings außerordentlich schwierig, aus der derzeitigen 
Entfernung hier klarere Prognosen als die soeben 
genannten machen zu können. 

Da wir bis jetzt mühsam mit knapp der Hälfte der 
flächenbezogenen Studienplätze, bezogen auf die 
derzeitige Zahl von fast 1,8 Millionen Studenten, 
gelebt haben, heißt das selbstverständlich, daß dem 
Ausbau der Hochschulen — und ich betone wiederum: 
insbesondere der Fachhochschulen — große Auf- 
merksamkeit geschenkt werden muß. Das bedeutet, 
daß sich Bund und Länder im Interesse der Gemein- 
schaftsaufgabe zusammen finden müssen. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Frage hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Dietmar Keller. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste) : Herr Minister, 
in der internationalen wissenschaftlichen Presse wird 
zunehmend vor dem Tempo und dem Umfang des 
personellen Abbaus und der personellen Abwicklung 
insbesondere im Wissenschaftler-Bereich gewarnt. Es 
wird darauf verwiesen, daß damit ein geistiger Verlust 
eintreten kann, der nur in einem längeren Zeitraum 
aufholbar ist. Sie haben in Ihren Hochschulthesen 
nichts dazu gesagt. Sie konnten heute aus Zeitgrün- 
den nichts dazu sagen. Mich würde Ihr Standpunkt 
dazu interessieren. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf 
die Situation in den neuen Bundesländern bezieht. 


Selbstverständlich ist es wegen der vielfältig nötigen (C) 
Umstrukturierung zum Teil zu erheblichem Personal- 
abbau gekommen. Das ist in vielen Fällen individuell 
außerordentlich zu bedauern. Aber auf Grund der 
mangelnden Leistungskraft der Wirtschaft ist es der- 
zeit nicht möglich — was sonst in den alten Bundes- 
ländern geschieht — , erhebliche Forschungspoten- 
tiale in der Industrie abzufangen. 

Um das weitestgehend zu mildern, versucht zum 
einen die Bundesregierung, durch das Wissenschaft- 
ler-Integrations-Programm insbesondere Mitarbei- 
tern der ehemaligen Akademie der Wissenschaften 
Arbeitsmöglichkeiten zu verschaffen. Zum anderen 
sind Überlegungen im Gange, wie man Wissenschaft- 
ler in Drittmittel-Forschungsprojekte und ähnliches 
einbindet, um auch — das muß dann allerdings von 
den Ländern mitgetragen werden — die Bearbeitung 
wichtiger Forschungsthemen, die bereits früher ange- 
laufen sind, fortzusetzen. Das Problem ist erkannt. 

Aber über den Schatten der wirtschaftlichen Möglich- 
keiten der neuen Bundesländer zu springen fällt 
außerordentlich schwer. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Dirk 
Hansen, Sie haben das Wort zu einer Frage. 

Dirk Hansen (F.D.P.): Herr Minister, Sie haben von 
dem notwendigen Strukturwandel der Hochschul- 
landschaft in Ost und West gesprochen. Sehen Sie bei 
diesem zitierten Handlungsbedarf die Länder wie 
auch die Selbstverwaltungsorgane der Wissenschaft 
und Forschung genügend engagiert, um den notwen- 
digen Wandel zu verwirklichen? 

(D) 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Wenn ich die Situation vor etwa einem 
Jahr mit der heutigen vergleiche, habe ich den deut- 
lichen Eindruck, daß die Mitwirkungsbereitschaft der 
Hochschulen — die das letzten Endes vollziehen 
müssen — außerordentlich gewachsen ist. Anderer- 
seits müssen wir alle staatlichen Reglementierungen, 
die dem entgegenlaufen, abbauen. Beispielsweise 
sollten die Universitäten — auch im Sinne einer 
gesunden Autonomie — mehr Möglichkeiten haben, 
über ihre Haushalte zu verfügen, als das derzeit der 
Fall ist. 

Damit ich an dieser Stelle nicht falsch verstanden 
werde: Nicht das Hochschulrahmengesetz legt hier 
gelegentlich Handschellen an; dies tut häufig eine 
wesentlich strengere Landesgesetzgebung. Das be- 
deutet, daß die Konzertierte Aktion von Bund, Län- 
dern, Universitäten und Wissenschaftsorganisationen 
tatsächlich stattfinden muß, wenn sich hier etwas 
bessern soll. Am Bund soll es nicht liegen. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Frage stellt 
der Kollege Graf Waldburg-Zeil. 

Alois Graf von Waldburg-Zeil (CDU/CSU): Herr 
Bundesminister, Sie haben gesagt, daß wir das Hoch- 
schulsystem entsprechend einer sehr starken Nach- 
frage nach dem tertiären Bereich verändern müssen, 
und Sie haben dabei von der Notwendigkeit der 
Ausweitung der Fachhochschulen gesprochen. In 
Ihren Thesen haben Sie die Verdoppelung des Anteils 
der Fachhochschulen von 20 auf 40 % angesprochen. 
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(A) Gibt es in den neuen Ländern nicht die Chance, die 
Pyramide von vornherein auf den richtigen Sockel zu 
stellen und den Fachhochschulen einen sehr viel 
breiteren Rahmen zu geben? Dort liegt der Schwer- 
punkt der Nachfrage 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Auch die neuen Länder fassen das 
offenbar so auf. Ich hatte bereits in meinen einführen- 
den Worten diese Zahl von mehr als 20 Fachhochschu- 
len in Ostdeutschland genannt. Das ist noch nicht die 
endgültige Zahl, die man sich am Ende des Ausbaus 
im Osten Deutschlands vorstellt. Man hat also am 
richtigen Punkt angefangen. Ich glaube, daß dieser 
Prozeß im Osten entsprechend fortgesetzt wird. Dies 
könnte vielleicht auch für die Altbundesländer ein 
Anreiz sein nachzuziehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Eckart 
Kuhlwein. 

Eckart Kuhlwein (SPD): Herr Bundesminister, Sie 
haben die dramatische Entwicklung an den deutschen 
Hochschulen geschildert und auf Versäumnisse der 
letzten Jahre hingewiesen. Meinen Sie nicht auch, 
daß zehn Jahre christlich- liberale Koalition mit 
ursächlich dafür sind, 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Nein!) 
daß sich der Hochschulbereich in der Bundesrepublik 
Deutschland — vormals nur der Westen — nicht 
ausreichend entwickeln konnte? Glauben Sie denn, 
daß die Länder bereit sind, sich an einem bevorste- 
henden Bildungsgipfel zu beteiligen, wenn der Bund 
nicht bereit ist, dabei mit den Ländern auch über Geld 
zu reden, wenn Sie nicht einmal in der Lage sind, die 
von den Wissenschaftsorganisationen einvernehmlich 
geforderten Bundesmittel in Höhe von 2 Millionen DM 
für den Hochschulbau in 1993 zur Verfügung zu 
stellen? 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Die wollen doch 
immer nur haben, aber nie etwas geben!) 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Darf ich mit einer Verfeinerung Ihrer 
Formulierung antworten? — Sie sprachen von zehn 
Jahren christlich-liberaler Koalition. Wenn ich mich 
nicht irre, gab es auch ein paar Jahre davor. Da ist 
wohl mancher Grundstein einer falschen Entwicklung 
gelegt worden. 

Zum zweiten. Ich habe sehr wohl gesagt, daß sich 
dieser Bildungsgipfel — nennen wir ihn wieder so, 
damit wir keine Diskussionen über Begriffe führen 
müssen — nicht auf Finanzfragen beschränken darf. 
Das heißt aber nicht, daß dort nicht über Finanzen 
gesprochen werden darf. Das sind zweierlei Dinge. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Den Rest der Frage 
haben Sie nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Margret 
Funke -Schmitt -Rink, Sie haben die nächste Frage. 

Dr. Margret Funke-Schmitt-Rink (FDP): Herr 
Minister, ich möchte über das Dreieck Bundesbil- 
dungsminister, Landeswissenschaftsminister und 
Hochschulrektorenkonferenz sprechen und dazu zwei 


Fragen an Sie richten. Erstens. Wie soll in diesem (C) 
Dreieck die Studienzeitverkürzung auf die Regelstu- 
dienzeit innerhalb der nächsten 10 Jahre — ich nenne 
einfach einmal diesen Zeitraum — angegangen wer- 
den? 

Zweitens. Wie könnten Sie der Hochschulrektoren- 
konferenz klarmachen, daß die Mittel, die ja in die 
Fachhochschulen fließen sollen — Sie sprachen 
davon, daß 40% eines Jahrgangs die Fachhochschu- 
len besuchen sollten — , zu Lasten der Universitäten 
gehen müssen? Ich weiß nicht, wie das vorhandene 
Volumen anders aufgeteilt werden soll. 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Erstens. Wenn ich es erreichen kann, 
daß die jungen Leute, die eine Fachhochschule besu- 
chen wollen, tatsächlich dorthin gehen können, dann 
studieren sie logischerweise nicht an der Universität. 
Damit ist bei dem dortigen Massenbetrieb natürlich 
eine spürbare Entlastung verbunden. Wir dürfen aber 
nicht davon ausgehen, daß unsere Universitäten 
durch die Bank schlecht ausgestattet sind. 

(Abg. Dr. Norbert Lammert [CDU/CSU] mel- 
det sich zu einer Frage — Unruhe bei der 
SPD) 

Das wäre falsch. 

Zweitens ist es außerordentlich wichtig, daß der 
Dritte im Bunde, den Sie nannten, nämlich die Uni- 
versitäten selber — darunter verstehe ich immer die 
Professoren 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Roth, Ihnen 
entgehen die Ausführungen des Ministers. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Als Parlamentarischer 
Staatssekretär würde ich mich bei der Regie- 
rungsbefragung schnell hinsetzen; denn ich 
könnte ja anschließend mit dem Minister 
reden! Das wollte ich nur verhindern, weil ich 
den Kollegen Lammert ja mag!) 

— - Das genügt. — Herr Minister, fahren Sie fort. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Das hat mit Parlamen- 
tarismus nichts mehr zu tun! Das sollten Sie 
nicht zulassen, Herr Präsident!) 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Es kommt also darauf an, daß die 
Professoren — ich glaube, daß sich viele dazu bereit 
finden — tatsächlich ernsthaft darüber nachdenken, 
wie man ein Grundstudium so gestalten kann, daß es 
effektiv eine Berufsorientierung plus einen Ansatz für 
eine darauf aufbauende wissenschaftliche Ausbil- 
dung geben kann. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Das ist ja unmög- 
lich!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Roth, der 
Kollege Norbert Lammert ist so gut Abgeordneter wie 
Sie und hat so gut wie Sie das Recht, zu fragen. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Das ist unglaublich! 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

— Sie können das kritisieren; aber es ist so. Die 
Minister sind bei uns — jedenfalls im Regelfall — auch 
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(A) Abgeordnete. Wenn sie sich in den Saal setzen, dann 
können sie auch Fragen an ihre Regierungskollegen 
stellen. 


(Wolfgang Roth [SPD]: Kann er nicht in 
seinem Amt mit dem Minister reden? Habt 
ihr Verständigungsprobleme? — Gegenruf 
von der CDU/CSU: Sie können ja gehen, 
wenn es Sie nicht interessiert! — Weitere 
Zurufe) 

— Bitte keine Diskussion mit mir, Herr Kollege 
Roth! 


Die nächste Frage stellt der Kollege Norbert Lam- 
mert. 

(Zurufe) 

— Ich gehe zunächst die erstmaligen Fragesteller 
durch. 


(Wolfgang Roth [SPD]: Ich würde nicht mehr 
fragen! Skandalös!) 

— Herr Roth, bitte halten Sie sich zurück! Sie sind 
erfahren genug, um zu wissen, wie weit Sie gehen 
können. 


(Wolfgang Roth [SPD]: Ich weiß, wie weit ich 
gehen kann! — Dirk Hansen [F.D.P.]: Er war 
im Keller!) 

Bitte, Herr Kollege Lammert. 


Vielmehr möchte ich Ihnen recht geben. (Q 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Steilpaß!) 

Es kommt natürlich darauf an, gewisse Dinge zu 
nennen, die die Probleme, die in 15 Jahren aufgehäuft 
worden sind, maßgeblich mit zu lösen geholfen haben. 
Dazu gehören etwa die Hochschulsonderpro- 
gramme 1 und 2 sowie das Hochschulerneuerungs- 
programm. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr, Herr Con- 
radi. 

Peter Conradi (SPD): Herr Minister, ist das Informa- 
tionschaos der Bundesregierung inzwischen so weit 
fortgeschritten, daß sich Regierungsmitglieder ihres 
Abgeordnetenfragerechts in der Regierungsfrage- 
stunde hier bedienen müssen, um etwas von Ihnen zu 
erfahren, oder handelt es sich hier nur um einen 
Versuch, den Minister bloßzustellen? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich hoffe, in der bisherigen Beantwor- 
tung der Fragen nicht so schlecht ausgesehen zu 
haben, daß man meinen könnte, ich hätte eine Stütz- 
frage nötig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 


Dr. Norbert Lammert (CDU/CSU): Herr Minister, 
eine fünfminütige Kurzberichterstattung kann ja 
unmöglich all das zum Gegenstand haben, was sich in 
(B) der Hochschulpolitik der letzten zehn Jahre abge- 
spielt hat. 

(Wolfgang Roth [SPD]: Stützfragen statt 
Regierungsbefragung! — Ernst Waltemathe 
[SPD]: Dreiecksfragen!) 

Könnten Sie dem Kollegen Kuhlwein, der nach zehn 
Jahren christlich-liberaler Hochschulpolitik gefragt 
hat, 

(Zuruf von der SPD: Das ist unzulässig! — 
Wolfgang Roth [SPD]: Setzen Sechs!) 

nicht auch die drei Hochschulsonderprogramme der 
Bundesregierung ins Bewußtsein heben, mit denen 
der Bund vornehmlich sozialdemokratisch regierten 
Ländern 

(Unruhe bei der SPD) 

bei der Wahrnehmung ihrer hochschulpolitischen 
Verpflichtungen behilflich gewesen ist? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Peinlich! — Wolfgang 
Roth [SPD]: An diesem Theater nehme ich 
nicht länger teil! — Abg. Wolfgang Roth 
[SPD] verläßt den Sitzungssaal) 


Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich möchte vorausschicken, daß sich der 
Kollege Lammert und ich durchaus häufiger unterhal- 
ten, als es hier angenommen worden ist, so daß ich die 
Frage nicht etwa als Stützfrage interpretieren 
würde. 

(Ernst Waltemathe [SPD]: Es ist aber eine!) 


Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Oden- 
dahl. 

Doris Odendahl (SPD): Herr Minister, nachdem Sie p) 
meine erste Frage nach der Federführung bei der 
Vorbereitung des nicht mehr „Gipfel“ benannten 
Gesprächs nicht beantworten konnten, gebe ich Ihnen 
jetzt die Chance, ja oder nein zu sagen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Halten Sie es angesichts der katastrophalen Überfül- 
lung vieler Hochschulen auch weiterhin für möglich, 
mit einem Bundesansatz für den Hochschulbau von 
nur 1,6 Milliarden DM auszukommen? 

Dr. Rainer Ortleb, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Auch wenn Sie es so darstellen, als hätte 
ich die erste Frage nicht beantwortet, werde ich einen 
zweiten Versuch machen: Nachdem ich den Gang der 
Sache geschildert habe — streiten wir uns bitte nicht 
darüber, ob es „Bildungsgipfel“ heißt oder nicht — 
und gesagt habe, daß die Einladung an die Minister- 
präsidenten der Länder nach wie vor vom Bundes- 
kanzler ausgesprochen werden sollte, dürfte bei eini- 
ger parlamentarischer Erfahrung doch wohl auch 
Ihnen klar sein, wer die Federführung hat. 

Im übrigen möchte ich auf Ihre Frage wie folgt 
antworten: Sie wissen ganz genau, daß ich auch mit 
1,6 Milliarden DM nicht einverstanden war. Soweit 
ich weiß, hat das Parlament, auch meinem Wunsch 
entsprechend, im zuständigen Ausschuß darüber 
nachgedacht. Sie werden in Zukunft eine andere Zahl 
als die von Ihnen jetzt kritisierte hören. 

(Doris Odendahl [SPD]: Er hat nicht ja und 
nicht nein gesagt! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Jetzt ist sie sprachlos!) 
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(A) Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Bundesmi- 
nister. 

(Zurufe) 

Wenn zu diesem Themenbereich jetzt keine Fragen 
mehr gestellt werden, Herr Bundesminister, dann darf 
ich mich bei Ihnen herzlich bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann frage ich 

(Dr. Uwe Küster [SPD]; Ein Gipfel! — Doris 
Odendahl [SPD]: Erleichterter Beifall!) 

— Entschuldigung! Ich muß an die Adresse der SPD 
sagen: 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Den Präsidenten mit dieser Art des Verhaltens unter 
Druck zu setzen ist 

(Dirk Hansen [F.D.P.]: Unglaublich!) 
unzulässig. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Das machen wir nicht, 

Herr Präsident!) 

Es ist die Frage, ob es die Bundesregierung für gut 
hält, daß sie sich selber befragt. Aber entsprechend 
den Regeln ist hier verfahren worden. Da waren die 
Rothschen Zwischenrufe nicht sehr sachdienlich und 
entsprachen auch nicht seinem parlamentarischen 
Erfahrungsstand. Aber wir wollen es damit bitte 
bewenden lassen. 

Ich finde im übrigen, daß heute seit langer Zeit zum 
ersten Mal eine Menge Fragen und eine Menge 
Antworten, die alle nicht so lang waren und auch 
ziemlich informativ waren, behandelt worden sind. 

(B) 

Wir kommen jetzt noch zu den anderen Bereichen, 
die heute im Kabinett besprochen worden sind. Dazu 
hatte sich bereits der Kollege Klaus Francke gemeldet. 
Ihnen folgt der Kollege Ernst Waltemathe. Bitte. 

Ernst Waltemathe (SPD): Vielen Dank, Herr Präsi- 
dent. — Ich nehme an, daß ich am besten Herrn 
Staatssekretär Grünewald frage. 

Wir haben gehört, daß sich das Kabinett heute mit 
der Neuordnung des Länderfinanzausgleichs befaßt 
hat. Ich frage Sie: Hat sich das Kabinett in diesem 
Zusammenhang auch mit der Beseitigung der Haus- 
haltsnotlagen im Saarland und in Bremen befaßt, 
nachdem diese beiden Länder ihre Sanierungskon- 
zepte vorgelegt haben und das Bundesverfassungsge- 
richt ja davon gesprochen hat, daß die Bundesregie- 
rung auch dazu dann unverzüglich Vorschläge zu 
unterbreiten hat? 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Schönen Dank, Herr 
Präsident. — Das Kabinett hat sich heute morgen mit 
einer, wenn Sie so wollen, Vorab-Regelung zum 
bundesstaatlichen Finanzausgleich befaßt. Dabei hat 
es die Sanierung der Haushaltsnotlagen, der extre- 
men Haushaltsnotlagen, wie es das Bundesverfas- 
sungsgericht formuliert hat, von Bremen und vom 
Saarland, nach der Sie gefragt haben, nicht behandelt. 
Das konnte es in diesem Zusammenhang auch nicht, 


weil sich nach den Vorgaben des Bundesverfassungs- (C) 
gerichts diese, wenn Sie so wollen, Sanierungsansprü- 
che der genannten Länder gegen die staatliche 
Gemeinschaft aller, gegen Bund und Länder, richten. 
Richtigerweise haben die Länder Bremen und Saar- 
land ihre Sanierungskonzepte deshalb auch nicht nur 
dem Bund, sondern gleichzeitig allen Ländern 
zugänglich gemacht. 

Diese Frage kann nur im Gesamtzusammenhang 
der schwierigen Neuregelung der Bund-Länder- 
Finanzbeziehungen ab 1. Januar 1995 geregelt und 
behandelt werden; denn nach dem Urteil des Verfas- 
sungsgerichts haben diese Bremen und das Saarland 
betreffenden Fragen sehr unmittelbare Auswirkun- 
gen insbesondere auf die neuen Länder, die sich 
vermutlich in einer noch unvergleichlich schwierige- 
ren Finanzlage als Bremen und das Saarland befin- 
den. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Frage kommt 
vom Kollegen Büttner. — Ich weise darauf hin, daß wir 
uns scharf dem Ende der Regierungsbefragung 
nähern. 

Bitte sehr, Herr Kollege Büttner. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): Eine Frage an die 
Bundesregierung, vielleicht an den Arbeitsminister. 

— Da die Bundesregierung bei ihren Kabinettsitzun- 
gen sicherlich auch aktuellere die Bevölkerung 
betreffende Fragen behandelt, lautet meine Frage: 

Hat die Bundesregierung der Bundesanstalt für Arbeit 
heute endlich die Liquiditätshilfe zur Verfügung 
gestellt, die notwendig ist, damit die Arbeitslosen- 
initiativen in den neuen Bundesländern, die aufgrund 
von Liquiditätsengpässen der Bundesanstalt seit 
Monaten auf Mittel warten, um ihre Beschäftigten 
bezahlen zu können, 

(Zuruf von der F.D.P.: Was?) 
ihre Verpflichtungen erfüllen können? 

Dieser Bericht ist gestern im Fernsehen ausführlich 
dargestellt worden. Ich gehe davon aus, daß die 
Bundesregierung solche skandalösen Vorgänge in 
ihrer Kabinettsitzung sofort aufgreift und behandelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Bundesminister 
Bohl, bitte. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsi- 
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
naturgemäß so, daß nicht jedes aktuelle Ereignis in 
der Kabinettsitzung behandelt werden kann. Es ist 
sicherlich ein wichtiges Thema, das Sie hier aufgegrif- 
fen haben. Das hat heute in der Kabinettsitzung aber 
keine Rolle gespielt. 

Selbstverständlich sind der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und der Finanzminister an 
diesem Thema. Die Politik der Bundesregierung ist 
auch darauf ausgerichtet, dafür Sorge zu tragen, den 
Aufschwung in den neuen Ländern weiterhin stüt- 
zend zu begleiten und alles Erforderliche zu tun, damit 
sich auf dem Arbeitsmarkt dort der gewünschte Erfolg 
einstellt. 
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(A) Vizepräsident Hans Klein: Nächste Frage, Herr 
Kollege Wilhelm Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Ich hätte gerne 
von der Bundesregierung — wahrscheinlich vom 
Vertreter des Innenministers — die Frage beantwor- 
tet, warum denn nach den wochen- und monatelan- 
gen Diskussionen um die Bekämpfung des Dopings 
im Sport im Kabinett heute wieder nicht das Euro- 
paabkommen zur Bekämpfung des Dopings im Sport 
behandelt worden ist. Dies halte ich — dies will ich 
hinzufügen — für skandalös. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Lintner. 

Eduard Lintner, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister des Innern: Herr Kollege Schmidt, meines 
Wissens ist das unter Tagesordnungspunkt 1 verab- 
schiedet worden. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das 
steht aber nicht auf Ihrer Übersicht!) 

— Ich bin für die Übersicht nicht verantwortlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Vielleicht kann uns Bun- 
desminister Bohl aushelfen. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Präsi- 
dent, es ist im Bundeskabinett, wenn ich richtig 
informiert bin, seit Generationen so, daß es den 
^ Tagesordnungspunkt 1 gibt, unter dem unstreitige 
Themen abgewickelt werden, die ohne Aussprache 
verabschiedet werden können. Darüber hinaus gibt es 
Tagesordnungspunkte, die einer gewissen Diskussion 
und Klärung bedürfen. 

Es ist der Wunsch des Ältestenrates gewesen, nicht 
nur, wie in der Vergangenheit, ein oder zwei Tages- 
ordnungspunkte, die die Bundesregierung als beson- 
ders wichtig erachtet, für die Regierungsbefragung 
anzumelden, sondern alle Punkte außer „Persona- 
lien" und „Verschiedenes", die nicht unter Tagesord- 
nungspunkt 1 fallen. Deshalb haben wir Ihnen alle 
diese Tagesordnungspunkte, außer Tagesordnungs- 
punkt 1 , zur Kenntnis gegeben. Ich nehme an, daß dies 
der Grund dieses Mißverständnisses ist. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Dann 
sage ich ausdrücklich, daß ich zufrieden bin 
und eine gute Handlungsgrundlage für die 
nächsten Wochen habe!) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir sind schon ein wenig 
über der Zeit, aber ich will die Frage des Kollegen 
Kuhlwein noch zulassen, danach jedoch die Regie- 
rungsbefragung schließen. 

Bitte, Herr Kollege Kuhlwein. 

Eckart Kuhlwein (SPD): Ich möchte Herrn Bundes- 
minister Bohl fragen, ob sich das Kabinett heute 
— gegebenenfalls mit welchem Ergebnis — auch mit 
der Abschußrampe beschäftigt hat, auf die sich der 
Parlamentarische Staatssekretär Riedl mit seiner 


gescheiterten Schirmherrschaft über die Veranstal- (C) 
tung in Peenemünde gegeben hat. 

(Bundesminister Friedrich Bohl: Der Punkt 
wird doch in der Fragestunde aufgerufen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich glaube, Herr Kollege 
Bohl, Sie tun sich mit dieser Frage leichter als der 
Parlamentarische Staatssekretär Riedl. 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf- 
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Da der 
Kollege Kuhlwein offensichtlich auch noch in der 
Fragestunde Bedarf an Antworten hat — vielleicht 
auch ein anderer Kollege — und der Parlamentarische 
Staatssekretär Riedl zur Beantwortung zur Verfügung 
steht, möchte ich dieses Thema nicht ansprechen, 
zumal es auch in der heutigen Kabinettsitzung keine 
Veranlassung gab, dieses Thema zu behandeln. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Riedl hat die 
Entscheidung nach Rücksprache mit dem Chef des 
Bundeskanzleramtes und mit seinem zuständigen 
Minister getroffen. Ich finde, daß damit die Angele- 
genheit in der Tat erledigt ist und weitere Kommen- 
tare und Erklärungen seitens der Bundesregierung 
nicht geboten erscheinen. 

Vizepräsident Hans Klein: Damit sind wir am Ende 
der Befragung der Bundesregierung. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 2: 

Fragestunde 

— Drucksache 12/3342 — 

Ich rufe zunächst den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Zur Beantwortung der Fragen ist der Parlamenta- 
rische Staatssekretär Georg Gallus erschienen. 

Frage 1, Herr Staatssekretär, wird von der Kollegin 
Ulrike Mehl gestellt: 

Welche Auswirkungen hat die EG-Verordnung für umweltge- 
rechte und den natürlichen Lebensraum schützende landwirt- 
schaftliche Produktionsverfahren auf die künftige Gestaltung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" für den Zeitraum ab 1993, und mit 
welchen ordnungsrechtlichen Anforderungen will die Bundes- 
regierung sicherstellen, daß nur umweltgerechte und den natür- 
lichen Lebensraum schützende landwirtschaftliche Produktions- 
verfahren in die Beihilferegelung der EG-Verordnung einbezo- 
gen werden? 

Bitte, Sie haben das Wort. 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 

Frau Kollegin Mehl, die EG-Verordnung 2078/92 
verpflichtet die Mitgliedstaaten, im nächsten Jahr 
Förderungsprogramme für umweltgerechte landwirt- 
schaftliche Produktionsverfahren einzuführen. Der- 
zeit laufen Bund-Länder-Beratungen, inwieweit die 
Umsetzung von Teilmaßnahmen für einen speziellen 
Förderungsgrundsatz im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" erfolgen soll. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, strukturbedeut- 
same und horizontal in ganz Deutschland anwend- 
bare Maßnahmen einer umweltgerechten landwirt- 
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Pari. Staatssekretär Georg Gallus 

(A) schaftlichen Produktion über die Gemeinschaftsauf- 
gabe zu fördern. Diese Fördermaßnahmen können die 
Länder nach den regionalen Erfordernissen durch 
eigene Landesprogramme ergänzen oder attraktiver 
gestalten. 

Die Programme sind insgesamt der EG-Kommission 
zur Prüfung vorzulegen. Die EG-Kommission ent- 
scheidet, ob die Förderungsprogramme den Zielen 
der EG-Verordnung entsprechen und damit die Vor- 
aussetzungen für eine EG-Mitfinanzierung erfüllen. 

Für ein ordnungsrechtliches Vorgehen des Bundes 
besteht weder nach der EG-Verordnung noch nach 
den nationalen Zuständigkeiten Anlaß. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin. 

Ulrike Mehl (SPD): Heißt das, daß Sie diese EG- 
Verordnung nur auf bestimmte Gruppen oder Regio- 
nen anwenden wollen und nicht auf den gesamten 
Bereich der Landwirtschaft? Diese Verordnung besagt 
ja, daß die Landwirtschaft eine Umweltbelastung 
bedeutet, von der wir ja herunter wollen. Ich schätze, 
daß das der Anfang davon ist. Für mich klingt das jetzt 
so, als würden Sie mit bestimmten Regionen anfan- 
gen, um diese Verordnung umzusetzen. Bedeutet dies 
nicht eine deutliche Umstrukturierung der Landwirt- 
schaft? 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär: Sie haben das 
richtig interpretiert. Das bedeutet aber nicht eine 
grundsätzliche Umstrukturierung der Landwirtschaft, 

(B) sondern das, was sich in der Extensivierung vollzieht, 
muß in Programmen festgelegt werden. 

Nehmen Sie einmal ein Gebiet mit Grünland: Dort 
kann ich die Extensivierung im Grünlandbereich 
machen, um zu 1,4 Größeneinheiten zu kommen. 
Nehmen Sie andere Gebiete, da müssen im Rahmen 
der Extensivierung ganz andere Programme entwik- 
kelt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): Das ist schon richtig; das steht 
hier auch so. Trotzdem müßte das ja für die gesamte 
Landwirtschaft gelten. Dort wird ja gesagt, die betrof- 
fenen Länder müßten sehen, wo die entsprechenden 
Unterschiede liegen, wofür dann entsprechende 
Regelungen zu treffen sind. Aber dann müßten Sie 
z. B. formulieren, was eine umweltgerechte Landwirt- 
schaft ist. Ist so etwas beabsichügt? 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär: Das erste, was 
Sie gesagt haben, ist richtig. Es wird alles in ganz 
Deutschland angeboten. Die Länder müssen entspre- 
chende Programme entwickeln, welche Maßnahmen 
sie ergreifen. Es geht ja um Extensivierung im Grün- 
landbereich, im Getreidebereich usw. Es geht um 
Aufforstung, Vorruhestand, den wir ja schon haben, 
usw. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden von den Kolle- 
ginnen und Kollegen noch Zusatzfragen gestellt? — 
Das ist nicht der Fall. 


Dann rufe ich die Frage 2 auf, die wiederum von der (C) 
Kollegin Mehl gestellt wurde: 

Welche Möglichkeiten bestehen, reine Naturschutz- und Bio- 
topschutzmaßnahmen aus EG-Mitteln. insbesondere aus den 
Mitteln der Gemeinschaflsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes", zu fördern? 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Mehl, ausschließlich auf Natur- und Biotopschutz 
abzielende Maßnahmen fallen grundsätzlich in die 
Zuständigkeit der Länder. Die im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" durchgeführten 
Agrarstrukturmaßnahmen haben jedoch stets auch 
den Umwelt- und Naturschutzerfordernissen Rech- 
nung zu tragen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Ulrike Mehl (SPD): „Rechnung zu tragen" heißt ja 
nicht, daß bestimmte Dinge im Bereich Natur- und 
Umweltschutz gefördert werden, obwohl das meines 
Wissens auch der Fall war. Im Rahmen bestimmter 
Programme innerhalb dieser Gemeinschaftsaufgabe 
sind Naturschutzmaßnahmen gefördert worden. Kann 
so etwas nicht ausgeweitet werden, gerade in bezug 
auf die Landwirtschaft und die umweltschädlichen 
Folgen von Landwirtschaft? 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich sage Ihnen ein Beispiel: Flurbereinigung ist ein 
Programmpunkt der Gemeinschaftsaufgabe. Im Rah- 
men der Flurbereinigung wird natürlich auch Rück- 
sicht genommen auf den Naturschutz. Aber reine 
Naturschutzmaßnahmen sind eben alleinige Aufgabe (D) 
der Länder. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kuhlwein, 
bitte. 

Eckart Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für denkbar, daß bei der anstehenden Verfas- 
sungsreform der Naturschutz in die Gemeinschafts- 
aufgabe „Agrarstruktur und Küstenschutz" einbezo- 
gen wird, bzw. welche Begründung gibt es dafür, daß 
Agrarstruktur und Küstenschutz als Gemeinschafts- 
aufgabe angesehen werden, Naturschutz aber 
nicht? 

Georg Gallus, Pari. Staatssekretär: Es obliegt dem 
Parlament, ob es mit Zweidrittelmehrheit derartige 
Entscheidungen fällt. Bisher haben wir den Rechtstat- 
bestand, nach dem wir uns richten müssen, daß die 
Förderung des Naturschutzes allein finanzielle Auf- 
gabe der Länder ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Vielen Dank, Herr Parlamenta- 
rischer Staatssekretär, für die Beantwortung. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Unser Kollege 
Rudolf Kraus, Parlamentarischer Staatssekretär, ist 
zur Beantwortung erschienen. 

Die Frage 3 soll schriftlich beantwortet werden. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen dann zur Frage 68, die von der 
Kollegin Dr. Gisela Babel gestellt wurde: 
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Vizepräsident Hans Klein 

(A) Hält der Bundesminister des Innern die vom Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung in einem Rundschreiben vom 
7. Juli 1992 zur Pflegeversicherung und zu dem Kompensations- 
vorschlag eines Karenztages bei der Lohnfortzahlung unter 
Berufung auf eine Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 
17. Dezember 1959 zum Arbeiterkrankheitsgesetz vertretene 
Auffassung, gesetzliche Neuregelungen in diesem Bereich setz- 
ten entgegenstehende Tarifverträge außer Kraft, mit der verfas- 
sungsrechtlichen Garantie der Tarifautonomie für vereinbar? 

Rudolf Kraus, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung: Frau Dr. Babel, 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
in dem von Ihnen zitierten Zusammenhang darge- 
stellt, daß das Bundesarbeitsgericht im Jahre 1959 aus 
Anlaß der Einführung des Arbeiterkrankheitsgesetzes 
entschieden hat, daß der damaligen gesetzlichen 
Neuregelung der Entgeltfortzahlung im Krankheits- 
fälle entgegenstehende Tarifverträge außer Kraft 
getreten sind, auch wenn sie für die Arbeitnehmer 
günstiger waren. 

Was die verfassungsrechtliche Bewertung der Ein- 
führung von Karenztagen bei der Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall anbelangt, ist in demselben Zusam- 
menhang auf die Auffassung der beiden Verfassungs- 
ressorts Bundesministerium des Innern und Bundes- 
ministerium der Justiz hingewiesen worden, nach der 
die Annahme vertretbar ist, daß bei einer gesetzlichen 
Einführung von Karenztagen im Rahmen der Entgelt- 
fortzahlung im Krankheitsfall eine Regelung nicht den 
Kernbereich der in Art. 9 Abs. 3 des Grundgesetzes 
verankerten Tarifautonomie berührt, die bestehende 
Tarifregelungen außer Kraft setzt, den Tarifvertrags- 
parteien jedoch den Inhalt künftiger Tarifverträge 
nicht vorschreibt. Allerdings unterliegt auch ein sol- 
cher Eingriff dem verfassungsrechtlichen Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit. 

Die Frage der Beachtung dieses Grundsatzes kann 
nur unter Berücksichtigung des Gesamtzusammen- 
hangs und der konkreten Ausgestaltung einer mögli- 
chen Regelung beantwortet werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Dr. Babel, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Wie bewerten Sie die 
Stellungnahme des Bundesministers des Innern vom 
20. August 1982, der eine gegenteilige Auffassung 
vertreten hat und bezweifelt, daß das Bundesarbeits- 
gericht seine damalige Entscheidung aus dem Jahre 
1959, von der Sie gerade gesprochen haben, aufrecht- 
erhalten würde, insbesondere deshalb, weil die spä- 
tere Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
die Tarifautonomie und ihre faktische Ausfüllung 
verfestigt hätte? Hat das Bundesverfassungsgericht 
seit 1982 Entscheidungen getroffen, die eine Abkehr 
von der früheren Bewertung durch den Bundesmini- 
ster des Innern rechtfertigen könnten? 

Rudolf Kraus, Pari. Staatssekretär: Frau Dr. Babel, 
die Antwort, die ich Ihnen jetzt gegeben habe, ist die 
aktuelle, mit dem Bundesinnenministerium abge- 
stimmte Fassung. * 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dreßler, 
bitte. 


Rudolf Dreßler (SPD): Her Staatssekretär, können (C) 
Sie mir bestätigen, daß in dem Ministerium, dem Sie 
angehören, u. a. eine völlig gegenläufige Stellung- 
nahme zu der erarbeitet wurde, die Sie jetzt als die 
offizielle des Ministeriums verlautbart haben? 

Rudolf Kraus, Pari. Staatssekretär: Das kann ich 
nicht bestätigen. Sollte irgendeine Arbeit in dieser 
Richtung im Ministerium gemacht worden sein, ist sie 
mir persönlich nicht bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage werden nicht gestellt. Herr Parlamenta- 
rischer Staatssekretär, ich bedanke mich für die 
Beantwortung. 

Ich rufe jetzt den Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung ist der Parlamentarische 
Staatssekretär Jürgen Echternach erschienen. 

Ich rufe die Frage 4, gestellt vom Kollegen Dr. Ilja 
Seifert, auf: 

Welche Einkommensanalysen dienten der Bundesregierung 
als Grundlage für die Beschlüsse zur Anhebung der Mieten zum 
1. Januar 1993 in den ostdeutschen Ländern? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau: Herr Dr. Seifert, die Bundesregierung hat im Juni 
dieses Jahres eine Analyse der Einkommensentwick- 
lung in den neuen Bundesländern im Jahre 1992 
vorgenommen. Das darin für 1992 ermittelte durch- 
schnittliche Einkommenswachstum in den neuen 
Bundesländern rechtfertigt die mietenpolitischen Be- pj 
Schlüsse. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Staatssekre- 
tär, abgesehen davon, daß Durchschnittswerte natür- 
lich nichts darüber aussagen, wie schlecht es denjeni- 
gen geht, die am unteren Ende der Skala sind, möchte 
ich doch gern die Frage beantwortet haben, ob die 
Bundesregierung der Auffassung ist, daß die Tausen- 
den von Menschen, die mit Petitionen und derglei- 
chen ihren Willen bekunden, bzw. die Mieterorgani- 
sationen und Bürgerinitiativen, die einen Mietenstopp 
fordern, weil die Mieterhöhungen eben sozial unver- 
träglich sind und nicht dem Geiste des Einigungsver- 
trages entsprechen, lügen. Wenn ja: Wie möchten Sie 
ihnen die entsprechende Aufklärung zukommen las- 
sen? 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, bitte. 

Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär: Herr 
Dr. Seifert, der Einigungsvertrag sieht vor, daß die 
Mieten entsprechend der Einkommensentwicklung 
angehoben werden sollen. Wir haben im Laufe des 
Jahres 1992 Einkommensentwicklungen, die nach 
den Feststellungen des Bundesarbeitsministeriums 
dazu führen, daß sich im Rahmen von neuen Tarifab- 
schlüssen und stufenweisen Anhebungen für rund 
5 Millionen Arbeitnehmer die Gehälter und Einkom- 
men um über 24 % erhöhen. Wir gehen davon aus, daß 
auch die Renten dementsprechend im Laufe des 
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Pari. Staatssekretär Jürgen Echternach 

(A) Jahres 1992 um über 25% im Schnitt steigen wer- 
den. 

Wenn Sie sagen: Durchschnittszahlen erfassen 
nicht alle Fälle, so ist das richtig. Aber gerade deswe- 
gen haben wir das Wohngeld besonders angehoben, 
um auf diese Weise dort, wo durchschnittliche Ein- 
kommensteigerungen in Einzelfällen nicht erfolgen, 
individuell zu helfen, damit jeder in der Lage ist, auch 
die zusätzliche Wohnkostenbelastung tragen zu kön- 
nen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Über das Wohn- 
geld reden wir ja im Zusammenhang mit der nächsten 
Frage. 

Herr Echternach, ich möchte doch noch einmal auf 
die Menschen zu sprechen kommen, die eben nicht an 
dieser Einkommensentwicklung teilhaben. Das be- 
trifft ungefähr 10% der Rentner; das sind ca. 300 000 
Menschen. Neben den Rentnern und Rentnerinnen 
trifft dies aber auch andere, die aus dem Arbeitsprozeß 
ausscheiden mußten bzw. hinausgedrängt wurden. Es 
handelt sich um Menschen, die an der Einkommens- 
entwicklung, von der Sie sprechen, nicht partizipie- 
ren. Wie können Sie mit Durchschnittszahlen diese 
Menschen erfassen, und wie vereinbart sich das mit 
der sozialen Verträglichkeit von Mieterhöhungen, die 
Sie immer betonen? 

Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär: Herr 
Dr. Seifert, Sie wissen, daß die Sozialleistungen eben- 
falls an die allgemeine Einkommensentwicklung 
gekoppelt sind. Im übrigen ist in Einzelfällen, wo z. B. 
bei bestimmten Renten eine Rentenanpassung am 
Ende nicht zu einer Erhöhung führt — genauso wie in 
anderen Fällen, wo im Einzelfall diese Einkommens- 
steigerung nicht stattfindet — , das Wohngeld dazu 
bestimmt, einen entsprechenden sozialen Ausgleich 
zu schaffen. Dort führt die Wohngeldregelung dazu, 
daß ein dementsprechend höheres Wohngeld gezahlt 
wird. Ich darf darauf verweisen, daß wir das Wohngeld 
für die neuen Bundesländer wesentlich großzügiger 
ausgestaltet haben als für die alten Bundesländer, so 
daß jemand mit gleichem Einkommen und gleicher 
Mietzahlung in den neuen Bundesländern ein wesent- 
lich höheres Wohngeld erhält als in den alten Bundes- 
ländern. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Fragen gestellt? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe Frage 5, ebenfalls gestellt von dem Abge- 
ordneten Dr. Ilja Seifert, auf: 

Mit wieviel mehr bzw. weniger Wohngeldempfängern in den 
einzelnen Bundesländern Ostdeutschlands rechnet die Bundes- 
regierung nach der Mietenerhöhung zum 1. Januar 1993? 

Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär: Herr Dr. 
Seifert, bei den Wohngeldbewilligungen nach dem 
1. Januar 1993 werden gleichzeitig mit den erhöhten 
Mieten die seit dem 1. Oktober 1991 eingetretenen 
sowie die bei Antragstellung zu erwartenden Einkom- 
menssteigerungen berücksichtigt. Im Ergebnis rech- 
net die Bundesregierung deshalb nicht mit einer 
wesentlichen Erhöhung der Zahl der Wohngeldemp- 
fänger. 


Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. (C) 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Herr Staatssekre- 
tär Echternach, ich bin jetzt ein bißchen traurig 
darüber, daß Sie offensichtlich nicht wissen, daß 
beispielsweise der Ost-Berliner Stadtbezirk Fried- 
richshain — mein Wahlkreis — mit Wohngeldanträ- 
gen von 50 % der Haushalte rechnet und die Bezirks- 
ämter bis heute nicht wissen, wie Sie diese Antragsflut 
bürgerfreundlich und korrekt bearbeiten sollen. In 
Friedrichshain liegt die derzeitige Bearbeitungsdauer 
für Wohngeldanträge bei zwölf Wochen. Nach der 
Mieterhöhung wird mit vier Monaten gerechnet. Weiß 
die Bundesregierung das nicht? Wenn Sie es jetzt 
wissen: Wie wollen Sie diesen Ämtern personell und 
eventuell finanziell helfen? 

Vizepräsident Hans Klein: Ich weise darauf hin, daß 
in der Fragestunde Fragen gestellt werden. Dabei 
sollten die Zusatzfragen keine Koreferate sein, Herr 
Kollege Seifert. Wir können mehr Fragen zulassen, 
wenn alle Abgeordneten ihre Fragen kurz halten. 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär: Herr 
Dr. Seifert, Sie hatten nach der Einschätzung der 
Bundesregierung gefragt, nicht aber nach der Ein- 
schätzung örtlicher Bezirksämter in Berlin. Ich darf 
darauf verweisen, daß es insgesamt schon bei der 
ersten Mietanhebung am Ende wesentlich weniger 
Wohngeldanträge gegeben hat, als manche örüichen 
Dienststellen geschätzt hatten. Zur Zeit ist jeder dritte 
Mieter in den neuen Bundesländern Wohngeldemp- 
fänger. 

Wir gehen davon aus, daß wegen der höheren 
Mieten auf der einen Seite zwar zusätzliche Ansprü- 
che an das Wohngeld geltend gemacht werden kön- 
nen, aber wegen der Einkommensentwicklung 
andere Bürger wiederum aus dem Kreis der 
Anspruchsberechtigten ausscheiden, so daß wir im 
Ergebnis von einer etwa gleichen Zahl von Wohngeld- 
empfängern ausgehen, jedenfalls nicht von einer 
wesentlich höheren Zahl. 

Davon unabhängig ist allerdings die Wohngeldlei- 
stung, die Bund und Länder im nächsten Jahr erbrin- 
gen werden, wesentlich höher veranschlagt als in 
diesem Jahr: Für das Jahr 1992 rechnen wir mit 
Wohngeldausgaben von 3,14 Milliarden DM, und im 
nächsten Jahr rechnen wir für das Wohngeld mit 
Aufwendungen von 3,42 Milliarden DM. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Leider haben Sie 
meine Frage nicht beantwortet, wie Sie den Ämtern 
helfen wollen, die befürchten, in arge Bedrängnis zu 
kommen. 

Ich möchte in meiner zweiten Frage die psychologi- 
sche Seite ansprechen. Herr Staatssekretär, es ist 
Ihnen doch sicherlich bewußt, daß die Abhängigkeit 
von Wohngeld — Sie sprechen von einem Drittel der 
Haushalte — für viele Menschen in Ost-, aber auch in 
Westdeutschland ein gewaltiges psychologisches Pro- 
blem ist. Wie wollen Sie diesen Menschen ihr Selbst- 
wertgefühl erhalten? Was tut die Bundesregierung 
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Dr. Ilja Seifert 

(A) dafür, daß sie ab 1 . Januar 1993 pünktlich, d. h. vor der 
Fälligkeit der Miete, zu ihrem Wohngeld kommen? 


Jürgen Echternach, Pari. Staatssekretär: Herr 
Dr. Seifert, es ist nicht Sache der Bundesregierung, 
Wohngeldbescheide zu errechnen und zu erlassen. Es 
ist insofern Sache der Gemeinden, dafür Sorge zu 
tragen, daß Wohngeldbescheide rechtzeitig ergehen. 
Wir haben uns bemüht, die Beschlüsse mit einer 
entsprechenden Übergangsfrist so rechtzeitig zu fas- 
sen, daß die Wohnungsuntemehmen in der Lage sind, 
nicht erst zum letztmöglichen Zeitpunkt, nämlich erst 
Ende November, die Mieterhöhungsbescheide her- 
auszugeben, die dann in der Tat dazu führen könnten, 
daß manche Wohngelddienststellen Schwierigkeiten 
haben könnten, den Wohngeldbescheid rechtzeitig 
herauszugeben. Diese Mietbescheide sollen nach 
Möglichkeit so rechtzeitig verschickt werden, daß 
auch eine dementsprechende Bearbeitungszeit für die 
Wohngelddienststellen der Kommunen bleibt. 

Gleichwohl sind nach der wohngeldrechtlichen 
Regelung die Kommunen in der Lage, auf der Basis 
des bisherigen Wohngelds auch für die ersten drei 
Monate des nächsten Jahres Wohngeld weiter zu 
gewähren, so daß auf diese Weise nicht etwa diejeni- 
gen, die auf einen solchen Wohngeldbescheid ange- 
wiesensind, ohne Wohngeld dastehen. Es gibt also vor 
Ort Möglichkeiten, dem Rechnung zu tragen. Anson- 
sten ist es aber Sache der Kommunen, für eine 
rechtzeitige Erstellung der Wohngeldbescheide Sorge 
zu tragen. 


Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage? — Das ist nicht der Fall. Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär, ich bedanke mich für die 
Beantwortung. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft. Herr Par- 
lamentarischer Staatssekretär Wolfgramm, der Frage- 
steller Duve ist nicht im Saal. Es wird verfahren, wie in 
der Geschäftsordnung vorgesehen. Ich danke Ihnen 
für Ihr Erscheinen. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun- 
deskanzlers und des Bundeskanzleramtes. Der Kol- 
lege Gansei hat um schriftliche Beantwortung seiner 
Fragen gebeten. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheit auf. Zur Beantwortung steht uns die 
Parlamentarische Staatssekretärin Dr. Sabine Berg- 
mann-Pohl zur Verfügung. 

Die Fragen 32 und 33 sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe Frage 34 auf, die der Kollege Rudolf Dreßler 
gestellt hat: 

Wie hoch sind die Gesamtkosten der vom Bundesminister für 
Gesundheit im Zusammenhang mit seinen Gesetzesvorschlägen 
zu einer Gesundheitsstrukturreform derzeit in mehreren großen 
Zeitschriften geschalteten Anzeigen? 

Bitte, Frau Parlamentarische Staatssekretärin, Sie 
haben das Wort. 


Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin (C) 
beim Bundesminister für Gesundheit: Herr Kollege 
Dreßler, 737 284 DM bei einer Auflage von 
37 297 222. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dreßler. 

Rudolf Dreßler (SPD): Frau Staatssekretärin, gibt es 
in diesem Zusammenhang weitere Beispiele einer 
Verschleuderung von Volksvermögen, die das Bun- 
desgesundheitsministerium in den letzten Wochen 
veranlaßt hat? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Herr Kollege Dreßler, ich glaube nicht, daß es eine 
Verschleuderung des Volksvermögens ist. Vielmehr 
diente diese Anzeige der Aufklärung der Bevölke- 
rung. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Rudolf Dreßler (SPD): Frau Staatssekretärin, kön- 
nen Sie aus dem veröffentlichten Anzeigentext viel- 
leicht nur zwei Sätze aus der Fülle zitieren, die Ihrem 
Kriterium der Aufklärung des Volkes entsprechen? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Herr Kollege Dreßler, es geht um die Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen und die daraus resultierende 
Notwendigkeit des Gesetzgebungsverfahrens, wel- 
ches zur Zeit läuft und an welchem erfreulicherweise 
der Kollege Dreßler jetzt in der Konsensrunde teilge- 
nommen hat. (D) 

Herr Kollege Dreßler, ich darf zitieren: 

Tatsache ist: Seit 1991 steigen die Ausgaben der 
Krankenkassen geradezu explosionsartig, ohne 
daß hierfür medizinische Gründe vorliegen. 
Unsere Therapie heißt deshalb: Sofortbremsung 
der Kosten und langfristige Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit, damit auch in Zukunft jeder 
alle medizinisch notwendigen Leistungen zu 
bezahlbaren Preisen erhält. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Ich darf ja nicht mehr 
weiter fragen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Nein, aber Sie kommen 
gleich mit der nächsten Frage dran. 

Bitte sehr, Herr Kollege Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Staatssekretä- 
rin, nachdem Sie eben zur allgemeinen Erheiterung 
die erste Frage nur mit einer Zahl und nicht einmal mit 
einem ganzen Satz beantwortet haben, erlaube ich 
mir die Zusatzfrage, welches die drei Zeitschriften 
gewesen sind, für die in welcher Höhe exakt die 
größten Aufwendungen gemacht worden sind. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 
„Hörzu" in einer Auflage von 3 345 622 und „rtv" 

West von 4 106 819. 

(Dr. Jügen Meyer [Ulm] [SPD]: Und die 
Kosten?) 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 
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Horst Kubatschka (SPD): Frau Staatssekretärin, 
können Sie bestätigen, ob die Anzeigentexte inhalt- 
lich mit dem übereinstimmen, was jetzt in Lahnstein 
vereinbart wurde? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 
Herr Kollege, diese Anzeige hatte nicht die genauen 
gesetzlichen Vorhaben zum Inhalt, sondern die Not- 
wendigkeit eines Gesetzesvorhabens. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe Frage 35 auf, die ebenfalls der Kollege 
Dreßler gestellt hat: 

Welche anderen Ziele verfolgt der Bundesminister für 
Gesundheit mit dieser Anzeigenkampagne, nachdem ihr eine 
inhaltliche Aufklärung über die im Deutschen Bundestag zuge- 
leiteten Gesetzentwürfe nicht zu entnehmen ist, und hat der 
Bundesminister für Gesundheit dabei geprüft, ob diese Kam- 
pagne dem engen rechtlichen Rahmen für Aufklärungsmaßnah- 
men der Bundesregierung entspricht? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 
Herr Präsident, Herr Kollege Dreßler, die in der Frage 
zum Ausdruck kommende Auffassung, daß es sich bei 
der Anzeige nicht um inhaltliche Aufklärung handele, 
teile ich nicht. Die Bürgerinnen und Bürger werden in 
der Anzeige über die Notwendigkeit des Gesetzesvor- 
habens der Bundesregierung zur Sicherung und 
Strukturverbesserung der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung unterrichtet. Sie erhalten Informationen über 
die auf sie und die Leistungserbringer zukommenden 
Belastungen. Diese Aufklärung ist um so notwendi- 
ger, als es im Vorfeld eine Reihe von Fehlinformatio- 
nen über das Gesetzgebungsvorhaben gegeben hat. 

Der enge gesetzliche Rahmen für Aufklärungsmaß- 
nahmen der Bundesregierung wurde beachtet. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dreßler. 

Rudolf Dreßler (SPD) : Wenn wir unterstellen dürfen, 
Frau Staatssekretärin, daß ich — und auch Sie — den 
Text dieser merkwürdigen Anzeige gelesen habe, und 
wenn Sie sagen, daß das in einem engen Zusammen- 
hang mit inhaltlicher Aufklärung über die dem Bun- 
destag zugeleiteten Gesetzentwürfe stand, frage ich 
Sie: Halten Sie es für richtig, daß die Bundesregierung 
734 000 DM Steuergelder verschwendet, um dem 
deutschen Volke in Anzeigen mitzuteilen, daß sie 
beabsichtige, ein Gesetz einzubringen, weil die 
Kostenexplosion im Gesundheitswesen dies nötig 
mache? Denn das war der Tenor dieser Anzeige. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 
Herr Kollege Dreßler, da durch vielfältige Fehlinfor- 
mationen durch die Fachverbände in der Öffentlich- 
keit eine Verunsicherung der Bevölkerung vorhanden 
war, hielten wir es sehr wohl für notwendig, die 
Bevölkerung aufzuklären, da von diesem Gesetzge- 
bungsverfahren die breite Masse der Bevölkerung 
betroffen ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Rudolf Dreßler (SPD). Frau Staatssekretärin, wenn 
das das Selbstverständnis des Gesundheitsministeri- 
ums und der Bundesregierung ist, muß ich dann 
befürchten, daß in den nächsten Wochen das von der 


SPD erzielte Verhandlungsergebnis mit dem Bild des (C) 
Bundesgesundheitsministers wieder in Tageszeitun- 
gen zu ungefähr den gleichen Kosten für den Steuer- 
zahler erscheint? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Herr Kollege Dreßler, ich glaube, Sie brauchen diese 
Befürchtung derzeit nicht zu hegen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Jürgen 
Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Frau Staatssekretärin, 
teilen Sie meine Auffassung, daß die Opposition diese 
Anzeigenkampagne sicher anders beurteilt hätte, 
wenn die Anzeigen auch in Gewerkschaftsblättem 
erschienen wären? 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Das glaube ich schon. Wenn das Bild von Herrn 
Dreßler mit erschienen wäre, hätte die SPD diese 
Anzeigenkampagne sicher auch anders bewertet. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kubatschka, bitte. 

Horst Kubatschka (SPD): Frau Kollegin, woher 
nehmen Sie die Meinung, daß der Herr Kollege 
Dreßler das anders bewertet hätte, wenn die Anzeige 
in Gewerkschaftszeitungen erschienen wäre? 

(Jürgen Koppelin [F.D.P.]: Wir kennen ihn! — 
Gegenruf von der SPD: Das wage ich zu 

bezweifeln!) pj 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Ich glaube, daß auch der Kollege Dreßler an einer 
breiten Information der Bevölkerung, auch seiner 
Klientel, interessiert ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Staatssekretä- 
rin, abgesehen von der Frage der Photos wüßte ich 
gerne von Ihnen, ob die Bundesregierung beabsich- 
tigt, auch künftig über Gesetzentwürfe, die einge- 
bracht worden sind oder eingebracht werden sollen, 
durch Anzeigen zu informieren, ohne über den Inhalt 
der Gesetzentwürfe aufzuklären. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 

Herr Kollege, ich glaube, daß wir auch andere Infor- 
mationsmöglichkeiten zur Verfügung haben und 
diese für die Öffentlichkeitsarbeit auch nutzen. In 
diesem Fall war aber durch die allgemeine Verunsi- 
cherung der Bevölkerung eine solche Kampgane 
notwendig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Ulrich Irmer (F.D.P.): Frau Staatssekretärin, ich habe 
Ihrer Antwort entnommen, daß die Auswahl der 
Photos nicht nach Schönheitskriterien erfolgt ist. Wür- 
den Sie mir recht geben, daß, wenn die Auswahl nach 
Schönheitskriterien erfolgen würde, das Bild der Frau 
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Ulrich Irmer 

(A) Staatssekretärin selber in die engere Auswahl kom- 
men müßte? 

(Heiterkeit und Beifall) 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Pari. Staatssekretärin: 
Herr Kollege, ich danke Ihnen dafür; aber Sie nehmen 
sicher nicht an, daß ich darauf antworte. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Schade, sehr 
schade!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß jetzt eine 
geschäftsleitende Bemerkung machen: Frau Parla- 
mentarische Staatssekretärin, auf diese ganz unge- 
wöhnlich charmante Frage hätte ich an Ihrer Stelle 
schlicht mit Ja geantwortet. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich bedanke mich herzlich für die Beantwortung 
und rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Reinhard 
Göhner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 10 des Abgeordneten Dr. Jürgen 
Meyer (Ulm) auf: 

Wird die für Investitionen notwendige Belastung von Grund- 
stücken auf dem Gebiet der neuen Länder häufig dadurch 
erschwert, daß die genauen Grenzen vieler Grundstücke — ins- 
besondere von ungeteilten Hofflächen — unbekannt und nicht 
vermessen sind? 

Herr Staatssekretär, ich bitte um die Beantwor- 
tung. 

Dr. Reinhard Göhner, Pari Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Justiz: Herr Präsident, wenn Sie 
erlauben, würde ich gerne die Fragen 10 und 1 1 im 
Zusammenhang behandeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Dem muß eigentlich der 
Fragesteller zustimmen. Herr Meyer, sind Sie damit 
einverstanden, daß die beiden Fragen gemeinsam 
beantwortet werden? 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Gerne, wenn ich vier 
Zusatzfragen stellen kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Ja, Sie bekommen Ihre 
vier Zusatzfragen. 

Ich rufe dann auch die Frage 11 des Kollegen 
Dr. Meyer (Ulm) auf: 

Erwägt die Bundesregierung, für das Gebiet der neuen Länder 
— auf Grund von Artikel 1 2 des Zweiten Vermögensänderungs- 
gesetzes — eine Verordnung zur Schaffung eines vorläufigen 
Grundbuchs zu erlassen oder eine sonstige Lösung anzubicten. 
um Investitionshemmnisse bei unbekanntem Grenzverlauf 
abzubauen? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Ich 
glaube, die Fragen gehören untrennbar zusammen. — 
Sie fragen, Herr Kollege Meyer, zu Recht nach den 
Schwierigkeiten, die bei ungetrennten Hofräumen 
entstehen, wenn die Grundstücke belastet werden 
sollen. Das Problem liegt darin, daß man eine Eintra- 
gung im Grundbuch natürlich nur dann vornehmen 
kann, wenn das Grundstück in einem amtlichen 
Verzeichnis eingetragen ist. Man muß schließlich 
wissen, über welches Grundstück man verfügt. 


Wenn die Grundstücke im Kataster nicht existieren, (C) 
braucht man natürlich einen Ersatz, worauf Sie, Herr 
Kollege, in Ihren Fragen mit Recht hin weisen. Das war 
früher die Gebäudesteuerrolle. Wo solche Rollen und 
natürlich der ungeteilte Hofraum selbst noch vorhan- 
den sind, haben wir heute keine Schwierigkeiten. 
Viele Steuerrollen sind aber nicht mehr vorhanden, 
und viele Hofräume sind ganz oder teilweise — z. B. 
kriegsbedingt — zerstört. In diesen Fällen haben wir 
Schwierigkeiten und Handlungsbedarf. 

Die Bundesregierung hat deshalb in den Entwurf 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes 
eine Ermächtigung des Bundesministers der Justiz 
eingestellt, diese Frage durch eine Rechtsverordnung 
zu regeln. Entsprechend ist das Gesetz beschlossen 
worden und in Kraft getreten. 

Wir sind bemüht, diese Ermächtigung noch im 
Laufe dieses Jahres auszufüllen, was nicht ganz ein- 
fach ist. Wir arbeiten mit Hochdruck daran. Die 
Probleme sind allerdings sehr vielschichtig. 

Die Arbeiten zielen darauf ab, bis zur Durchführung 
der Vermessung, die auf Dauer natürlich nicht ent- 
behrlich ist, die aber in vielen Fällen noch Zeit in 
Anspruch nimmt, das bei ungetrennten Hofräumen 
nicht bestehende Kataster als amtliches Verzeichnis 
vorläufig, eben bis zur endgültigen Vermessung, zu 
ersetzen. Die Grundstücke würden so voll verkehrsfä- 
hig. Für einen Teilbereich könnte die Lösung in einem 
Hofraumplan bestehen, der als Teil einer behördli- 
chen Entscheidung die Grundstücke in einem Plan 
katasterfähig zeichnerisch ausweist und bezeichnet. 

Diese Lösung bereitet in Gebieten mit größeren 
Kriegsschäden Schwierigkeiten, weil hier im Grunde p) 
zunächst rekonstruiert werden müßte, wo die alten 
Hofräume lagen. Das ist natürlich sehr aufwendig. Wir 
denken deshalb darüber nach, ob man hier mit einer 
Gesamtberechtigung aller Hofraumberechtigten ar- 
beiten kann. Auch das ist nicht einfach; aber das 
Problem ist, wie erste Gespräche gezeigt haben, 
möglicherweise lösbar. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Meyer, 
wenn Sie erlauben, würde ich, bevor ich Ihnen das 
Wort zur ersten Zusatzfrage gebe, gern sagen: Die 
Araber begrüßen jemanden, der nach Hause zurück- 
kehrt, mit Hamdullilah as Salami. Auf der Tribüne hat 
jemand Platz genommen, der lange Jahre auf diesem 
Stuhl gesessen hat, nämlich unser alter Kollege und 
Vizepräsident Heinz Westphal. Ich richte ein herzli- 
ches Wort des Grußes an ihn. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Jetzt Herr Kollege Meyer, bitte. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie, nachdem Sie in Ihrer Antwort Schwierig- 
keiten bei Investitionen eingeräumt haben, Informa- 
tionen darüber geben, wie umfangreich die Schwie- 
rigkeiten, nach Hofflächen oder auch nach Investi- 
tionsprojekten gerechnet, sind? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Nein, 

Herr Kollege Meyer, solche statistischen Angaben 
haben wir nicht. Sie könnten auch nur sehr schwer 
und, wenn überhaupt, dann nur von den Ländern 
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(A) gemacht werden. Ich finde, wir sollten die neuen 
Länder nicht mit Verwaltungsaufgaben belasten, die 
vielleicht gar nicht notwendig sind. Denn es besteht 
bei uns Übereinstimmung darüber, daß wir vorüber- 
gehende Lösungen für die Fälle brauchen, in denen 
bei ungetrennten Hofräumen Verfügungen über die 
Grundstücke heute erschwert sind. Nicht alle Investi- 
tionen sind deshalb erschwert, aber diejenigen, bei 
denen Verfügungen über die Grundstücke notwendig 
sind, z. B. um sie für Grundschulden oder Hypotheken 
beleihen zu können, oder bei Veräußerungen. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten mir vor kurzem bei einer Gesprächsrunde in 
Dresden von Vertretern kommunaler Behörden gege- 
bene Informationen zutreffend sein, die besagen, daß 
es in diesem Jahrzehnt kaum gelingen wird, die 
erforderlichen Arbeiten der Katasterämter abzu- 
schließen? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Herr 
Kollege Meyer, das kann ich nicht ausschließen. Auf 
Grund der früheren Entwicklung — Sie müssen wis- 
sen, es ist ja ein Umstand, der auf eine frühere 
preußische Gewohnheit zurückzuführen ist — gibt es 
in allen neuen Ländern, die sämtlich zum ehemaligen 
Preußen gehört haben, tatsächlich ganze Innenstädte, 
die katasteramtlich nicht erfaßt und nicht vermessen 
sind. Wir arbeiten mit Hochdruck daran und bemühen 
uns darum, öffentliche wie private Vermessungsinge- 
nieure verstärkt in den neuen Ländern einzusetzen. 
Dieser Einsatz wird aus dem Bereich des Bundesmini- 
sters des Innern gefördert. Viele alte Bundesländer 
helfen mit der Abordnung von Personal. Aber ich habe 
mich bei Besuchen in den neuen Ländern persönlich 
davon überzeugen können, daß es außerordentlich 
schwierig ist, hier voranzukommen, weil eben ganze 
Innenstädte zum Teil nicht vermessen sind. Dies wird 
nur Stück für Stück aufgearbeitet werden können. 
Eine Prognose darüber, wie lange das bis zum letzten 
Grundstück dauern wird, ist, glaube ich, außerordent- 
lich schwierig. Aber gerade weil wir wissen, daß es 
eine unbestimmte Zeit dauern wird, bemühen wir uns 
um eine Übergangslösung. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte schön, Herr Meyer. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir darin zu, daß das Problem nicht 
vermessener Grundstücke und der deshalb nach der 
Grundbuchordnung erschwerten Eintragung neuer 
Eigentümer und neuer Belastungen weit über den 
Bereich der von uns bisher nur erörterten Hofräume 
hinausgeht? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Ja. Es 
erfaßt natürlich auch Grundstücke, die keine unge- 
teilten Hofräume darstellen, wenn etwa, wie soeben 
erwähnt, ganze Innenstädte nicht vermessen sind. 
Dieses Problem betreffend Grundstücke außerhalb 
ungeteilter Hofräume läßt sich aber nicht etwa — auch 
nicht übergangsweise — durch den Erlaß von Verord- 
nungen lösen, sondern wirklich nur durch Bemühun- 
gen, Vermessungen vorzunehmen. 


Im übrigen darf ich noch einmal darauf hinweisen, (C) 
daß natürlich nicht alle ungeteilten Hofräume ver- 
kehrsunfähig sind oder nicht belastet werden können, 
weil in den Fällen, in denen die alte preußische 
Gebäudesteuerrolle noch vorhanden ist und es sich 
um alte ungeteilte Hofräume handelt, sehr wohl auch 
heute schon eine Verfügung stattfindet. Das ist auch 
Praxis in den Grundbuchämtern. 

Vizepräsident Hans Klein: Vierte Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Herr Staatssekretär, 
verstehe ich Sie richtig, daß das Problem der Grund- 
stücke außerhalb der ungeteilten Hofräume nicht 
durch das Instrument eines vorläufigen Grundbuchs 
gelöst werden soll und daß deshalb aus der Sicht der 
Bundesregierung der verstärkte Einsatz von Vermes- 
sungsbeamten in den neuen Bundesländern notwen- 
dig ist? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Herr 
Kollege Meyer, es ist so: Wenn ein Grundstück im 
Grundbuch erfaßt ist, aber beispielsweise die Grenz- 
steine herausgerissen worden sind — das ist etwa im 
landwirtschaftlichen Bereich der Fall; in der früheren 
DDR hat man ja seinerzeit im Zusammenhang mit 
LPG-Gründungen bewußt Aktionen gestartet, um die 
Grenzsteine zu vernichten — , muß neu vermessen und 
der frühere Zustand wiederhergestellt werden. Der 
grundbuchmäßige Verkehr kann natürlich gleich- 
wohl stattfinden. Es ist dann eine Frage des Vollzugs 
und eine Frage der Einräumung von Besitz. Das 
müssen wir unterscheiden. 

(D) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Küster, bitte sehr. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Ich möchte auf das Problem 
der ungeteilten Hofräume zurückkommen und das 
einmal auf die Neubaugebiete erweitern, die kata- 
stermäßig ja nun überhaupt nicht erfaßt sind. Ich frage 
die Bundesregierung, was in diesem Zusammenhang 
zu tun ist, um die Beleihungsfähigkeit und die Ver- 
kehrsfähigkeit dieser Grundstücke herzustellen? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: In all 
diesen Fällen besteht die beste und wirkungsvollste 
Möglichkeit auch für die Praxis des Grundstücksver- 
kehrs darin, die Vermessungen zu erreichen. Ich weiß, 
daß die Städte in solchen Neubaugebieten mit Hoch- 
druck daran arbeiten. Ich selbst habe mich z. B. in 
Magdeburg davon überzeugen können. Denn es ist 
natürlich klar: Wenn z. B. eine Veräußerung, ein 
Verkauf von Grundstücken aus solchen Neubauge- 
bieten erfolgen soll, dann will der Käufer genau 
wissen, wie groß das Grundstück ist, das er erwerben 
will. Hierzu ist eine Vermessung erforderlich. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Frau Kollegin 
Jäger. 

Renate Jäger (SPD): Können Sie schon Aussagen 
darüber machen, wie hoch die Zahl der Vermessungs- 
beamten ist, die zur Erbringung dieser zusätzlichen 
Leistungen in die neuen Bundesländer entsandt wer- 
den oder die für diese Arbeiten bereits qualifiziert 
werden? 
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(A) Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Nein, das 
kann ich nicht. Aussagen darüber könnten nur die 
Bundesländer treffen. Das liegt auch außerhalb der 
Zuständigkeit der Justizressorts; das gilt nicht nur für 
die Bundesregierung, sondern ist auch in den Landes- 
regierungen sehr unterschiedlich aufgeteilt. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe Frage 12 der 
Abgeordneten Renate Jäger auf: 

Welchen Handlungsbedarf sieht die Bundesregierung durch 
die Tatsache, daß von seiten der Verfügungsberechtigten noch 
bis zum 2. Oktober 1992 Investitionen in Grundstücke getätigt 
wurden, auf die später und bis zum Dezember 1992 Restitutions- 
ansprüche gestellt werden konnten und können und ohne daß 
nach § 7 des Vermögensrechtsänderungsgesetzes bei einer 
Rückübertragung diese Investitionen zurückerstattet werden 
müssen? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: Verehrte 
Frau Kollegin, in den Fällen, in denen bis zum 
2. Oktober 1990 — nicht 1992 — , also bis zum Beitritt 
der neuen Länder, Maßnahmen für eine Bebauung, 
Modernisierung oder Instandsetzung des Vermögens- 
wertes durchgeführt worden sind, hat der Berechtigte 
bei der Rückübertragung des Vermögenswerts Wert- 
ausgleich nach § 7 des Vermögensgesetzes in der 
Fassung des 2. Vermögensrechtsänderungsgesetzes, 
wo diese Frage gerade neu geregelt worden ist, zu 
zahlen. 

Wenn ich Ihre Frage richtig verstehe, fragen Sie 
nach all den Fällen, in denen § 7 nicht greift. Dabei 
sind zwei Konstellationen zu unterscheiden, die aller- 
dings nichts mit dem Stichtag zu tun haben, den Sie in 
der Frage erwähnt haben, nämlich mit dem 2. Oktober 
1992. 

Man muß zwischen den Fällen, in denen ein Antrag 
auf Rückübertragung des Vermögenswertes gestellt 
worden ist, und den Fällen unterscheiden, in denen 
vor der Stellung eines solchen Antrages, aber nach 
Ablauf der Anmeldefrist im Sinne der Anmeldever- 
ordnung Maßnahmen, Investitionen, vorgenommen 
worden sind. 

Bis zum Ablauf der Anmeldefrist bzw. nach Stellung 
eines Rückübertragungsantrags war und ist der der- 
zeit Verfügungsberechtigte nach dem Vermögensge- 
setz grundsätzlich verpflichtet, den Abschluß dingli- 
cher Rechtsgeschäfte oder die Eingehung langfristi- 
ger vertraglicher Verpflichtungen ohne Zustimmung 
des Berechtigten zu unterlassen. Verstößt der Verfü- 
gungsberechtigte gegen diese Unterlassungspflicht, 
so kann er nicht etwa Ersatz der dafür aufgewendeten 
Kosten verlangen. 

Von dieser Verfügungsbeschränkung sind aller- 
dings bestimmte Rechtsgeschäfte ausgenommen, 
etwa Maßnahmen, die zur Erfüllung der Rechtspflich- 
ten des Eigentümers oder zur Erhaltung und Bewirt- 
schaftung des Vermögenswertes erforderlich sind. Ich 
nehme an, Sie denken bei Ihrer Frage vor allem an 
letzteres. Nimmt der Verfügungsberechtigte solche 
erlaubten Maßnahmen, etwa Investiüonen, vor, so ist 
der Berechtigte nach § 3 Abs. 3 Satz 4 des Vermögens- 
gesetzes verpflichtet, dem Verfügungsberechtigten 
die aufgewandten Kosten, soweit er diese durch eine 
instandsetzungsbedingte Mieterhöhung nicht bereits 
ausgeglichen bekommen hat, zu erstatten, sobald 


über die Rückübertragung des Eigentums bestands- (C) 
kräftig entschieden ist. 

Hat der Verfügungsberechtigte nach Ablauf der 
Anmeldefrist Investiüonen getätigt, ohne daß bisher 
ein Antrag auf Rückübertragung des Vermögenswer- 
tes gestellt worden ist, so war er zu diesen Investitio- 
nen berechtigt. In solchen Fällen ist wiederum ent- 
sprechend der Vorschrift des § 3 Abs. 3 Satz 4 
Vermögensgesetz vorzugehen, so daß der Berechtigte 
bei einer Rückübertragung ebenfalls verpflichtet ist, 
dem bislang Verfügungsberechtigten die aufgewen- 
deten Kosten, soweit diese durch eine instandset- 
zungsbedingte Mieterhöhung nicht bereits ausgegli- 
chen sind, zu erstatten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle- 
gin. 

Renate Jäger (SPD): Ich danke Ihnen für die aus- 
führliche Beantwortung und möchte auch meinerseits 
noch einmal richtigstellen, daß es in meiner Frage 12 
statt „2. Oktober 1992" tatsächlich heißen muß: 

„2. Oktober 1990" . Aber noch einmal eine Frage zum 
allerersten Fall: Wenn die Kommunen vor Anmeldung 
eines Rückübertragungsanspruches investiert haben, 
erhalten sie Wertausgleich. Aber ist nicht dann, wenn 
eine Sache privatisiert wird, der Fall gegeben, daß 
wertvolle Steuergelder, die von den Kommunen für 
Werterhaltung aufgewendet worden sind, ihnen nicht 
wieder zufließen? 

Dr. Reinhard Göhner, Pari. Staatssekretär: In den 
Fällen, in denen bis zum 2. Oktober 1990 Investitionen (D) 
vorgenommen worden sind, trifft § 7 des Vermögens- 
gesetzes eine unterschiedliche Regelung, je nachdem, 
ob von privater oder von öffentlicher Seite investiert 
wurde. 

Nach dem 2. Oktober 1990 gilt das, was ich soeben 
vorgetragen habe, unabhängig davon, von wem Inve- 
stitionen getätigt wurden. Es erfolgt also eine Erstat- 
tung unter den genannten Bedingungen. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Zusatzfragen gestellt? — Das ist nicht der Fall. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär, dann bedanke ich 
mich für die Beantwortung der Fragen. 

Wenn unser Kollege Ulli Irmer das wüßte, würde er 
jetzt sicher die Gelegenheit nutzen. Aber so bleibt sie 
mir, die neue Kollegin Dr. Sissy Geiger zu begrüßen, 
die seit wenigen Tagen Mitglied unseres Hauses ist 
und heute auch noch Geburtstag hat. 

(Beifall) 

Dann kommen wir zum Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Finanzen. Die Fragen wird der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Joachim Grüne- 
wald beantworten. 

Herr Kollege Grünewald, die Fragen 13 und 14 sind 
zurückgezogen worden. 

Die Fragen 15 und 16 sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 17, die von der Kollegin Renate 
Jäger gestellt worden ist, auf: 
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(A) Inwieweit schafft die Bundesregierung die Möglichkeit, daß in 

den Fällen, in denen die Treuhandanstalt rechtswidrig gehan- 
delt hat (zum Beispiel Verkauf von Betrieben, in denen sich 
ehemals kommunales Eigentum befand), eine Entschädigung 
gegen die Treuhandanstalt geltend gemacht werden kann, um 
nicht durch das Zweite Vermögensrechtsänderungsgesetz die 
Benachteiligung der Kommunen weiter zu betreiben? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Frau Kollegin Jäger, 
beim Verkauf von Kapitalgesellschaften, in deren 
Eigentum sich u. a. auch ehemals kommunales Eigen- 
tum befindet, handelt die Treuhandanstalt nicht 
rechtswidrig. Im übrigen geht nach Auffassung der 
Bundesregierung ein etwa bestehender Rückerstat- 
tungsanspruch der Kommune gegen die Kapitalge- 
sellschaft durch deren Veräußerung nicht unter. Es 
besteht daher keine Notwendigkeit, einen Entschädi- 
gungsanspruch gegen die Treuhandanstalt zu be- 
gründen. 

Durch den im Rahmen des Zweiten Vermögens- 
rechtsänderungsgesetzes geschaffenen § 7 a Vermö- 
genszuordnungsgesetz ist die Präsidentin der Treu- 
handanstalt im übrigen ermächtigt worden, im Eigen- 
tum von Treuhanduntemehmen stehende Grund- 
stücke, Gebäude usw., die überwiegend zur Erfüllung 
der kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben benö- 
tigt werden, nach Maßgabe des Art. 21 des Einigungs- 
vertrages auf die Kommunen zu übertragen; insoweit 
ist durch das Zweite Vermögensrechtsänderungsge- 
setz eine Besserstellung der Kommunen erfolgt. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, eine 
Zusatzfrage. 

Renate Jäger (SPD): Es geht mir um die Fälle, in 
denen das kommunale Eigentum von der Treuhand- 
anstalt nach § 7a Vermögenszuordnungsgesetz nicht 
an die Kommunen zurückgegeben wurde. Inwieweit 
haben die Kommunen dann ein Anrecht auf Entschä- 
digung oder auf Rückerstattung? 

Dr, Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Den 
Kommunen bleibt im Falle eines Restitutionsan- 
spruchs dieser Anspruch grundsätzlich erhalten. Sie 
haben also, wenn die Treuhandanstalt über die Kapi- 
talanteile verfügt hat und damit Lasten und Vorteile 
auf eine neue Gesellschaft übergegangen sind, wei- 
terhin ihren Anspruch gegen die nachfolgende Kapi- 
talgesellschaft und können ihn dann geltend 
machen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Meyer, 
Zusatzfrage. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Ist die Antwort, daß 
die Treuhand nicht rechtswidrig handelt, wenn sie 
Kapitalgesellschaften oder Anteile daran verkauft, in 
denen sich ehemals kommunales Eigentum befand, so 
zu verstehen, daß die Treuhand sehr wohl rechtswid- 
rig handelt, wenn sie unter den gegebenen Voraus- 
setzungen Betriebe verkauft, bei denen es sich nicht 
um Kapitalgesellschaften handelt? 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Nein, 
diese Schlußfolgerung ist nicht zutreffend, Herr Kol- 
lege. Das ist letztlich gleichgültig, weil der Erstat- 


tungsanspruch auf den jeweiligen Rechtsnachfolger (C) 
übergeht. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zu dieser Frage 
weitere Zusatzfragen gestellt? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich die Frage 18, gestellt von der Kollegin 
Regina Kolbe, auf: 

Sind nach Ansicht der Bundesregierung die in der Frage- 
stunde am 23. September 1992 gegenüber dem Abgeordneten 
Dr. Konrad Eimer auf mehrere Nachfragen durch den Parlamen- 
tarischen Staatssekretär Manfred Carstens verweigerten Anga- 
ben über allgemeine bzw. gemäß Stufenplan spezielle Nichtein- 
haltung von Arbeitsplatzzusagen korrekte Auskünfte gemäß 
tatsächlich vorhandenem bzw. möglichem Kenntnisstand gewe- 
sen, wenn man berücksichügt, daß laut „DIE ZEIT" (Nr. 39/92, 

S. 32) vom 18. September die Präsidentin der Treuhandanstalt, 

Birgit Breuel, angegeben hat, daß ca. 20% bis 30% der Arbeits- 
platzzusagen von den Käufern nicht erfüllt werden, und in 
Rechnung stellt, daß all diese Angaben in und gegenüber der 
Presse in einem direkten sachlichen und zeitlichen Zusammen- 
hang mit dem von dem Abgeordneten Dr. Konrad Eimer und 
anderen Abgeordneten in der schriftlichen Frageform sowie 
durch Nachfragen während der Fragestunde problematisierten 
Komplex Arbeitsplatzzusagen gestanden haben, und warum hat 
sich der Parlamentarische Staatssekretär nicht wenigstens auf 
diesen offensichtlich bei Treuhand-Angehörigen vorhandenen, 
ungefähren Kenntnisstand bezogen, statt nur darauf zu verwei- 
sen, daß die entsprechenden Erhebungen seitens der Treuhan- 
danstalt noch nicht abgeschlossen sind? 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Die 
Antworten des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Manfred Carstens auf die Frage des Abgeordneten 
Dr. Konrad Eimer in der Fragestunde am 23. Septem- 
ber 1992 entsprachen dem damaligen Kenntnisstand (D) 
von Bundesregierung und Treuhandanstalt. Kon- 
krete und ausreichend belastbare Angaben zur Nicht- 
einhaltung von Arbeitsplatzzusagen waren am 
23. September 1992 nicht möglich. Sie können auch 
heute noch nicht gegeben werden. Eine seriöse Beant- 
wortung ist erst mit Fertigstellung des Berichts der 
Treuhandanstalt zur „Realisation der vertraglich 
zugesicherten Investitionen und Arbeitsplätze" Mitte 
dieses Monats möglich. Der Bundesminister der 
Finanzen wird das Ergebnis so bald wie möglich dem 
Unterausschuß Treuhandanstalt vorlegen. 

Die von Frau Breuel in der Wochenzeitschrift „Die 
Zeit" gemachten Aussagen zur Einhaltung der 
Arbeitsplatzzusagen, auf die Sie sich beziehen, beru- 
hen nicht auf den Ergebnissen einer systematischen 
Untersuchung, sondern geben die persönliche Ein- 
schätzung von Frau Breuel wieder. Inwieweit sich das 
in den Ergebnissen der Untersuchung durch die 
Treuhandanstalt bestätigen wird, muß abgewartet 
werden. Aus jetziger Sicht werden die Aussagen von 
Frau Breuel nicht bestätigt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau 
Kolbe. 

Regina Kolbe (SPD): Frau Breuel hat diese Angaben 
am 18. September gemacht. Es ist nicht nur Frau 
Breuel gewesen, die Aussagen dazu gemacht hat, und 
meines Wissens soll Frau Breuel diese Aussagen auch 
vor dem Vorstand der CDU/CSU-Fraktion gemacht 
haben. Weil Sie sagten, die Zahlen würden nicht 
bestätigt, frage ich Sie: Ist zu hoffen, daß die Arbeits- 
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Regina Kolbe 

(A) platzzusagen bei 1,2 Milliarden bleiben, oder müssen 
wir doch mit weniger rechnen? 

Dr. Joachim Grünewaid, Pari. Staatssekretär: Wir 
sind guter Hoffnung. Die Treuhandanstalt hat — auch 
in Reaktion auf die Presseberichterstattung — eine 
lückenlose Kontrolle der 1991 geschlossenen Ver- 
träge sowohl mit Sicht auf die vereinbarten Investi- 
tionszusagen wie auch auf die vereinbarten Arbeits- 
plätze vorgenommen. 

Das Direktorat „Zentrales Beteiligungscontrolling" 
hat 3 557 Verträge mit 273 129 Arbeitsplätzen, die für 

1991 zugesagt worden waren, geprüft. Nach dem 
heutigen Stand der Rückmeldungen haben wir von 
2 638 Verträgen, in denen rund 218 000 Arbeitsplätze 
zugesichert waren, das erfreuliche Ergebnis — wohl- 
gemerkt: nur für 1991 — , daß zum Stand 1. Januar 

1992 sogar 229 000 Arbeitsplätze vorhanden waren, 
d. h. 11 000 mehr. Das ist also eine Einhaltungsquote 
von über 100%. 

Bei diesem Stand sind wir also, auch wenn es nur 
eine Zwischenmeldung ist, guter Hoffnung, daß wir 
damit aufwarten können, daß die Arbeitsplatzzusa- 
gen, wie in den Verträgen vereinbart — und pönali- 
siert — , auch eingehalten werden. Ich darf aber 
nochmals betonen, daß das noch ungesicherte Aussa- 
gen sind und daß sich das letztere nur auf das Jahr 
1991 bezog. Denn Sie wissen, daß Gegenstand der 
Vereinbarungen stufenweise Regelungen über meh- 
rere Jahre hinweg sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage, Frau 
(B j Kollegin Kolbe. 

Regina Kolbe (SPD): Zum angekündigten Untersu- 
chungsergebnis: Ist der Zeitraum der bis zum 31. De- 
zember 1991, oder beziehen sich die Angaben auch 
schon auf 1992? Denn es ist eine Tatsache, daß sich bei 
Betrieben, die Anfang 1990 verkauft wurden — die 
Arbeitsplatzgarantien sind ja meist bloß für ein Jahr 
erteilt worden — , die Entlassungen zum 3 1 . Dezember 
noch nicht niederschlagen, sondern erst im Laufe des 
Jahres 1992 erfolgen. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Nein. 
Wir haben nach sehr umfänglicher Beratung im Unter- 
ausschuß Treuhandanstalt ein umfassendes Vertrags- 
Controlling sowohl in der Treuhandzentrale als auch 
in den Treuhandniederlassungen — wer immer die 
Verträge geschlossen hat — veranlaßt. Das bezieht 
sich auf alle Verträge und auch auf alle Zeiträume. 
Wie gesagt, wir hoffen — für die Zentrale haben wir im 
wesentlichen die Zahl, bei den Niederlassungen noch 
nicht; das muß auch computergerecht aufgebaut wer- 
den — , daß wir den ersten Bericht noch Ende dieses 
Monats dem Unterausschuß Treuhandanstalt vorle- 
gen können. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des 
Kollegen Dr. Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Eben fiel das historische 
Wort „für alle Zeit". Darf ich Sie fragen, ob die 
Bundesregierung schon darüber Vorstellungen hat, 
wie nach Schließung der Treuhandanstalt das Kon- 


trollieren der Arbeitsplatzzusagen weitergeführt (C) 
wird. 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Wenn 
das operative Geschäft der Treuhandanstalt nach 
Aussagen der Präsidentin — und wir hoffen, daß es 
auch so werden wird — Ende des Jahres 1993, Anfang 
1994 abgeschlossen sein wird, werden aus dem Auf- 
gabenbereich der Treuhandanstalt weitere Aufgaben 
verbleiben. Das ist insbesondere das Vertrags-Con- 
trolling, weil sich die Verträge über mehrere Jahre 
erstrecken, sowohl mit Sicht auf die zugesagten Inve- 
stitionen — Ist- Stand 130 Milliarden DM — wie auch 
im Blick auf die mehr als 1,2 Millionen zugesagten 
Arbeitsplätze. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage des 
Kollegen Dr. Uwe Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, bezieht 
sich die weitere Arbeit der Treuhandanstalt nach dem 
31. Dezember 1993 nur auf das Controlling oder auch 
auf weitere Privatisierung und Sanierung? 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Ich 
hatte in der Antwort gerade schon gesagt: Sie wird 
u. a. das Vertrags-Controlling umfassen. Es werden 
noch andere Aufgaben verbleiben. Es ist auch nicht zu 
erwarten, daß die Treuhandanstalt dann alle ihre 
Betriebe, die sie jetzt noch im Portfolio hat, privatisiert 
haben wird. Wir denken auch schon jetzt zusammen 
mit der Treuhandanstalt über nachfolgende An- 
schlußregelungen nach. 

(D) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 19 auf, 
ebenfalls gestellt von der Kollegin Regina Kolbe: 

Wie beurteilt die Bundesregierung dieses Antwortverhalten 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens vor 
dem 1 lintergrund, daß von seiten verschiedener Mitglieder des 
Deutschen Bundestages wie auch in der Presse in der letzten Zeit 
mehrfach eine schleichende Aushöhlung des Kontrollinstru- 
ments „Fragerecht" durch die Beantwortungspraxis der Bundes- 
regierung beklagt worden ist? 

Dr. Joachim Grünewald, Pari. Staatssekretär: Der 
Parlamentarische Staatssekretär Manfred Carstens 
hat die an die Bundesregierung gerichteten Fragen in 
der Fragestunde am 23. September 1992 nach dem 
damaligen Stand der der Bundesregierung und der 
Treuhandanstalt vorliegenden Erkenntnisse beant- 
wortet. 

Die Bundesregierung nimmt — das darf ich hier für 
alle Kollegen mit sagen — das Fragerecht der Mitglie- 
der des Bundestages sehr ernst. Sie beantwortet die an 
sie gerichteten Fragen stets so umfassend und exakt 
wie nur eben möglich, hält es aber nicht für vertretbar, 
mit nicht abgesicherten Zahlen zu argumentieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Dazu werden offensicht- 
lich keine Zusatzfragen gestellt. Dann, Herr Parla- 
mentarischer Staatssekretär, bedanke ich mich. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht uns der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Erich Riedl 
zur Verfügung. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, die Frage 20 
des Kollegen Ludwig Stiegler soll schriftlich beant- 
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(A) wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 21 auf, die der Kollege Dr. Klaus 
Kübler gestellt hat. — Bitte, Herr Staatssekretär zur 
Beantwortung. 

Sind der Bundesregierung die Konditionen der Urangewin- 
nung und Verarbeitung in den Ländern, aus der die Bundesre- 
publik Deutschland Uran bezieht, bekannt, und wie bewertet sie 
die Auswirkung der Urangewinnung und Verarbeitung in die- 
sen Ländern auf Mensch und Umwelt? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesmi- 
nister für Wirtschaft: Herr Präsident! Herr Abgeordne- 
ter Dr. Kübler, der Uranbergbau unterliegt den 
gesetzlichen Regelungen der entsprechenden Förder- 
länder. Dazu gehört auch der Gesundheitsschutz. 

In den für die Bundesrepublik Deutschland wichti- 
gen Förderländern Australien, Kanada, Frankreich, 
Republik Südafrika, Namibia sind für Uranbergwerke 
und Uranverarbeitungsbetriebe strenge gesetzliche 
Regelungen und Schutzstandards für den Gesund- 
heitsschutz, den Umweltschutz und die Anlage von 
Abraumhalden festgelegt. Sie entsprechen den inter- 
nationalen Standards. In Kanada, in Australien und in 
den USA kann im übrigen nur mit Zustimmung der 
ansässigen Bevölkerung Bergbau auf Uran betrieben 
werden. 

Uranerz enthält radioaktive Folgeprodukte wie 
Radium und Radon. Natürliche Gammastrahlung von 
Radium hat auf die Umwelt keine schädlichen Aus- 
wirkungen. Ich unterstreiche: natürliche Gamma- 
strahlung. Beim Abbau von Uran freiwerdendes 
Radon und seine Zerfallsprodukte können durch 
Bewetterung der Grube, mit dem Erz und mit dem 
Abraum an die Oberfläche und in die Umgebung der 
Grube gelangen. Die Konzentrationen liegen jedoch 
im allgemeinen im Bereich natürlich vorhandener 
Werte und sind ungefährlich. Für die Arbeiter in den 
Gruben werden strenge Schutzvorschriften beach- 
tet. 

Grundsätzlich ist die Umweltverträglichkeit von 
Uranerzbergbau und Uranaufbereitung nicht anders 
als die von anderen großtechnischen Aktivitäten zu 
bewerten. Die Sicherheitsstandards der zuständigen 
ausländischen Behörden gewährleisten, daß sich 
diese Aktivitäten nicht nachhaltig auf Mensch und 
Umwelt auswirken. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kübler. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen bekannt, daß sich diese Uranvorkommen insbe- 
sondere in den Vereinigten Staaten, aber auch in 
Kanada und anderen Ländern, überwiegend auf 
Stammesgebiet — und das ist ja auch der Hintergrund 
der Frage — indigener Völker befinden? Ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die rechtlichen 
Verhältnisse zwischen den indigenen Völkern und 
den jeweiligen Regierungen in Ordnung sind? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, in der Kürze der Zeit versuche ich einmal, Ihre 
sehr komplexe und auch von uns sehr beachtete Frage 
zu beantworten. 


Was die Auswirkungen des Bergbaus im Permafrost (C) 
in Kanada z. B. anbetrifft, so wurden in Permafrostge- 
bieten nach unseren Informationen lediglich Explora- 
tionsarbeiten durchgeführt. Eine Lizenz für den Uran- 
bergbau wird von den zuständigen kanadischen 
Behörden nur dann erteilt, wenn strenge Umweltauf- 
lagen eingehalten werden. Das gilt auch für die 
Permafrostgebiete. 

Ein anderer Teil Ihrer Frage betraf die Landrechte 
der indigenen Bevölkerung. Diese richten sich nach 
den Rechtsbestimmungen des jeweiligen Landes. Bei 
der Erteilung von Explorations- und Abbaugenehmi- 
gungen werden die entsprechenden Ansprüche 
berücksichtigt. 

Und noch eine Antwort betreffend die Probleme der 
Uranproduktion in Südafrika: Der größte Teil des in 
Südafrika geförderten Urans ist ein Nebenprodukt des 
Goldbergbaus. Meldungen über schwere Unfälle im 
Goldbergbau sind bekannt. Die Empfehlungen der 
Internationalen Strahlenschutzkommission werden 
eingehalten. 

Herr Abgeordneter, auch mit Rücksicht auf die 
Geschäftsordnung habe ich Ihnen, weil es sonst zu 
lange dauerte, auch noch einen ausführlichen Infor- 
mationsvermerk mitgebracht. Ich würde mir erlauben, 
Ihnen diesen im Anschluß an die Beantwortung Ihrer 
Fragen zu übergeben. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Staatssekretär 
Dr. Riedl, ich bin Ihnen dafür sehr dankbar und will 
auch nicht mehr inhaltlich rekurrieren. Ich habe 
deshalb nur die Frage: Sieht sich die Bundesregierung 
überhaupt in der Lage, diese Situation ausreichend zu (D) 
beurteilen, und geht sie deshalb in ihren Aussagen da 
nicht zu gewagt vor? 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Da haben Sie 
ein Problem angeschnitten, das so ist, wie Sie es 
darstellen. Wir können natürlich nicht vor Ort mit 
riesigen Expertenkommissionen und Meßtrupps auf- 
warten, wie das an sich notwendig wäre. Herr Abge- 
ordneter Dr. Kübler, dies ist natürlich auch internatio- 
nale Verpflichtung, der man sich hier stellen muß. Die 
Bundesregierung tut ihr Möglichstes, aber immer 
unter den Bedingungen, die eine solch weltweite 
Initiative und Aktion auch von der Manpower und von 
den technischen Möglichkeiten her ermöglichen. 

Ich darf eines sagen: Die angesprochenen Regie- 
rungen sind sehr offen. Sie teilen die Interessen, die 
wir auch mit anderen Ländern haben, und die inter- 
nationale Zusammenarbeit funktioniert — ich glaube, 
man kann sagen — sehr gut. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz- 
fragen liegen mir nicht mehr vor. 

Damit kommen wir zur Frage 22 der Kollegin Uta 
Zapf. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die internatio- 
nale Reaktion auf die geplante Teilnahme des Paralmentari- 
schen Staatssekretärs Dr. Erich Riedl an einer Gedenkveran- 
staltung zum 50. Jahrestag des ersten „erfolgreichen" Test- 
fluges des Vorläufermodells (A-2-Rakete) der sogenannten 
V-2-Rakete in Peenemünde am 3. Oktober 1992 vernichtend 
gewesen ist und daß das Vorhaben des Parlamentarischen 
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(A) Staatssekretärs Dr. Erich Riedl, an dieser Veranstaltung teilzu- 

nehmen, der Bundesrepublik Deutschland erheblichen politi- 
schen Schaden zugefügt hat? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Präsiden- 
tin, ich habe die Bitte, daß die Fragen 22 und 23 wegen 
des inhaltlichen Gesamtzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet werden dürfen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Wenn die Kollegin 
Zapf damit einverstanden ist? 

Uta Zapf (SPD): Wenn mir die übliche Anzahl an 
Zusatzfragen bleibt, selbstverständlich. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Immer, immer, 
Frau Kollegin. 

Ich rufe die Frage 23 der Kollegin Uta Zapf auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die vom Bundesverband 
der Deutschen Luftfahrt-, Raumfahrt- und Ausrüstungsindustrie 
e. V. (BDL1) geplante — und schließlich abgesagte — Gedenk- 
veranstaltung zum 50. Jahrestag in Peenemünde, und wie wird 
sich die Bundesregierung zukünftig bei ähnlichen Anlässen bei 
Anfragen zur Übernahme von Schirmherrschaften durch Regie- 
rungsmitglieder verhalten? 

Dr. Erich Riedl, Staatssekretär: Danke schön, Frau 
Abgeordnete. 

Die internationale Reaktion auf diese geplante 
Veranstaltung hat gezeigt, daß die Erinnerung an die 
leidvolle Vergangenheit in den betroffenen Ländern 
doch noch sehr gegenwärtig ist und die wissenschaft- 
liche Leistung deutscher Raumfahrtpioniere bei wei- 
tem überlagert. 

In Respekt vor dieser — und ich sage es Ihnen ganz 
offen — auch für mich ganz unerwarteten Reaktion, 
habe ich die Schirmherrschaft nach Rücksprache mit 
Kanzleramtsminister Bohl und auf Bitten von Bundes- 
minister Möllemann niedergelegt. Aus den gleichen 
Gründen hat der Bundesverband der Luft- und Raum- 
fahrtindustrie die Veranstaltung abgesagt. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft bei 
Ereignissen mit historisch sensitivem Hintergrund zu 
prüfen haben, ob und in welchem Rahmen eine 
öffentliche Repräsentanz angemessen und zweckmä- 
ßig erscheint. 

Was die von Ihnen angesprochene internationale 
Reaktion auf dieses Vorhaben anbetrifft, so ist zu 
unterscheiden zwischen der öffentlichen und der 
veröffentlichten Meinung. Um die — ich darf es noch 
einmal so sagen — internationale Reaktion objektiv 
bewerten zu können, bedarf es nicht nur der Zeitungs- 
lektüre, sondern sicherlich auch einer besonderen 
Meinungserforschung, der nicht Vermutungen und 
Unterstellungen, sondern die objektiven Fakten über 
die Veranstaltungsplanung zugrunde zu legen wä- 
ren. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin, Sie 
haben jetzt vier Zusatzfragen. 

Uta Zapf (SPD): Danke. 

Erste Zusatzfrage. Ist es üblich, daß parlamentari- 
sche Staatssekretäre nach ihrem Gutdünken Schirm- 
herrschaften für Veranstaltungen übernehmen kön- 
nen, ohne den zuständigen Minister zu informieren? 


Wäre es nicht nötig gewesen, über die politische (C) 
Signalwirkung einer Veranstaltung nachzudenken, 
die ausgerechnet am zweiten Jahrestag der deutschen 
Einheit an Hitlers Rüstungsprojekte für Massenver- 
nichtungswaffen für seine Eroberungskriege erin- 
nert? 


Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, ich habe diese Schirmherrschaft in meiner Ver- 
antwortung als Koordinator der Bundesregierung für 
die Luft- und Raumfahrt übernommen. Ich möchte 
Ihnen — das fällt eigenüich in den Fragebereich des 
Kollegen Mosdorf hinein und ich bitte um Nachsicht, 
wenn sich die Antworten überschneiden — hier fol- 
gendes sagen: 

Ich bin am 8. Februar 1992 mit dem Ministerpräsi- 
denten von Mecklenburg-Vorpommern und mit dorti- 
gen Abgeordneten in Peenemünde gewesen, um mit 
den politisch Verantwortlichen, mit der Industrie und 
mit der Wissenschaft ein Gesamtkonzept für dieses 
Gebiet Peenemünde, das sich aus meiner Sicht als 
eine riesige Industriebrache darstellt, zu erarbeiten. 

Wir haben am 8. Februar — und ich habe mir erlaubt, 
Ihnen Fotokopien mitzubringen, die ich Ihnen dann 
übergeben werde — unterzeichnet vom Ministerprä- 
sidenten des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 

Dr. Gomolka, vom Vorsitzenden des Beirats der Deut- 
schen Luftfahrt-, Raumfahrt- und Ausrüstungsindu- 
strie, vom Leiter des Fachausschusses Raumfahrt des 
BDLI, von den Bundestagsabgeordneten Frau Su- 
sanne Jaffke, Ulrich Adam und Dr. Paul Krüger und 
vom Generaldirektor des Deutschen Museums, 

Dr. Otto Mayer — im übrigen waren eine ganze Reihe (°) 
von Kommunalpolitikern, Landespolitikem, Beamten 
aus den Ministerien dabei — folgende Absichtserklä- 
rung verabschiedet, die ich Ihnen hier aus Gründen 
der Geschäftsordnung nur zu einem Teil vortragen 
darf: 

Bei Ihrem gemeinsamen Besuch am 8. Februar 
1992 in Peenemünde haben die Unterzeichneten 
zusammen mit Vertretern des Landtags von 
Mecklenburg-Vorpommern und der Treuhand- 
anstalt die Möglichkeiten zur Gründung eines 
Raumfahrtparks an dieser historischen Stätte 
erörtert und den weiteren Verfahrensweg abge- 
stimmt. 

Dabei konnten sich die Teilnehmer von den 
Bemühungen der Gemeinde überzeugen, Peene- 
münde als Wiege der Raumfahrt wieder zur 
Geltung zu bringen. 

In aufopferungsvoller Arbeit hat die Gemeinde 
den Grundstein für ein historisches Raumfahrt- 
museum gelegt. Alle Beteiligten stimmten darin 
überein, daß dieser historische Standort ideale 
Voraussetzungen zur erweiterten Nutzung als 
Raumfahrtpark bietet. 

Peenemünde hat die Chance, von der Geburts- 
stunde der Raumfahrt an den Bogen zu spannen 
zu einer immer bedeutungsvoller werdenden 
Nutzung der Raumfahrt, zum Wohle der Mensch- 
heit. 

Die Teilnehmer äußerten den festen Willen, alle 
notwendigen organisatorischen Schritte zur Ver- 



9292 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 109. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 7. Oktober 1992 


Pari. Staatssekretär Dr. Erich Riedl 

(A) wirklichung des Projektes alsbald in die Wege zu 

leiten. 

Ziel ist es, bis zum 3. Oktober 1992 als dem 
50. Jahrestag des ersten erfolgreichen Raketen- 
flugs in den Weltraum der Öffentlichkeit eine 
konkrete Realisierungsmöglichkeit des Raum- 
fahrtprojektes vorstellen zu können. 

Ich bin gebeten worden, dafür die Schirmherrschaft zu 
übernehmen. Das war die Meinung aller Beteilig- 
ten. 

Ich darf Ihnen noch, Frau Präsidentin, wenn Sie mir 
das 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Riedl, das ist eine sehr ausführliche Beantwortung 
einer Zusatzfrage. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Das ist ja auch 
ein sehr kompliziertes Thema. Wenn ich den Kopf 
dafür hinhalten muß, dann habe ich auch das Recht, 
mich hier vor dem Deutschen Bundestag zu rechtfer- 
tigen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Riedl, es war eine kurze Frage, und ich bitte um eine 
kurze Antwort. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Das Thema ist 
halt so kompliziert. Ich konnte mir die umfassende 
Kritik, Frau Präsidentin, auch nicht aussuchen. 

Der Ministerpräsident des Landes Mecklenburg- 
( ß ) Vorpommern, Herr Seite, hat noch mit Schreiben vom 
30. September 1992 an den Generaldirektor der Deut- 
schen Agentur für Raumfahrtangelegenheiten dieses 
Projekt „Raumfahrtpark Peenemünde" nachdrück- 
lich unterstützt. Ich werde Ihnen diese beiden Schrei- 
ben übergeben. 

Hierüber wollte und sollte ich die Schirmherrschaft 
übernehmen. Von einer V-2-Siegesfeier und was hier 
alles geschrieben und geredet wurde, kann überhaupt 
nicht die Rede sein. 

Uta Zapf (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben in 
Ihrer letzten Antwort gerade von idealen Vorausset- 
zungen für einen solchen Raumfahrtpark gesprochen, 
wo man sozusagen die Wiege der Raumfahrt feiern 
könne. Ist die Bundesregierung in ihrer Gesamtheit 
der Meinung, daß dieser historische Ort mit seinen 
doch sehr negativen Implikationen tatsächlich der 
ideale Standort für eine solche museale Einrichtung 
ist? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Präsiden- 
tin! Frau Abgeordnete! Diesen Punkt haben wir natür- 
lich auch erkannt. Es ist in der Tat die Problematik der 
Vergangenheit, so wie Sie sie darstellen, und man 
könnte dies sogar noch erweitern. Genau deshalb 
wollten wir am 3. Oktober unter besonderer Berück- 
sichtigung der geschichtlichen Entwicklung des Miß- 
brauchs der Wissenschaft durch die Politik unter 
Berücksichtigung der Gesamtsituation auch und in 
erster Linie dieses Problem mit bewältigen und bear- 
beiten. 


Es ist jetzt nicht möglich, die Gedanken, die Pro- (C) 
jekte und die Überlegungen für diese Vision „Peene- 
münde 2000" im einzelnen darzustellen, und zwar 
anknüpfend auch an die Idee, dort eine europäische 
Universität zu gründen, an der sich Raumfahrttechni- 
ker und Raumfahrtwissenschaftler aus aller Welt tref- 
fen können. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dies war für mich der 
eigentliche Anlaß — hier fühle ich mich völlig im 
Recht — , diese Schirmherrschaft zu übernehmen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Jetzt kommt Ihre 
dritte Frage. 

Uta Zapf (SPD): Wie gedenkt die Bundesregierung, 
den trotz aller gegenteiligen Darstellungen über die 
beabsichtigte Art dieser Feier im Ausland entstande- 
nen Ängsten und Irritationen zu begegnen, um den 
politischen Schaden zu begrenzen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, ich weiß nicht, welche Aspekte bei der Öffent- 
lichkeitsarbeit im Ausland hierbei zu berücksichtigen 
sind. Ich hoffe, daß die Darlegungen vor dem Deut- 
schen Bundestag, die mir durch Ihre Fragen ermög- 
licht worden sind, in die naüonale und internationale 
Presse ebenso Eingang finden werden, wie es bei der 
sehr vordergründigen Kritik an diesem Vorhaben der 
Fall gewesen ist. Ich bin absolut sicher, daß das Forum 
des Deutschen Bundestages auch von der internatio- 
nalen Presse entsprechend beachtet wird. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Die letzte Zusatz- 

fra 9 e ( D ) 

Uta Zapf (SPD): Meine letzte Zusatzfrage geht an 
die Bundesregierung. Ich frage die Bundesregierung, 
ob sie bereit ist, den Staatssekretär Riedl zu entlas- 
sen. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Abgeord- 
nete, wenn Sie etwas früher in den Plenarsaal gekom- 
men wären, dann hätten Sie gehört, daß Kanzleramts- 
minister Bohl die Notwendigkeit eines solchen Schrit- 
tes verneint hat. 

Im übrigen — wenn ich einen Spitzenpolitiker 
Deutschlands zitieren darf — hat sich der frühere 
Außenminister Genscher in dieser Frage hinter mich 
gestellt. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Eine weitere 
Zusatzfrage zu diesem Komplex, der Kollege Jürgen 
Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Staatssekretär, nach- 
dem mir das Wirtschaftsministerium auf eine Anfrage 
schriftlich mitgeteilt hat, daß Ihre Äußerungen zum 
Jäger 90 nicht mit Minister Möllemann abgestimmt 
waren, und nachdem ich nun in der Presse lese, daß 
auch Ihre Schirmherrschaft für die Veranstaltung in 
Peenemünde nicht mit Minister Möllemann abge- 
stimmt war, darf ich Sie einmal fragen, wie Sie sich in 
wichtigen Fragen mit Ihrem Minister abstimmen. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, Sie müssen eines erkennen, daß ich nämlich 
zwei Hüte aufhabe, den Hut des Parlamentarischen 
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(A) Staatssekretärs in der Vertretung des Bundesministers 
für Wirtschaft und noch einen weiteren: Ich habe 
einen selbständigen Auftrag des Bundeskabinetts, 
nämlich Koordinator für die deutsche Luft- und Raum- 
fahrt zu sein. In der Zusammenarbeit zwischen dem 
Bundesminister für Wirtschaft und mir gibt es über- 
haupt keine Probleme. Wir sprechen alles miteinan- 
der ab. 

In dieser Frage war ich in meiner eigenen Kompe- 
tenz als Koordinator gefragt und hatte deshalb über- 
haupt keinen Grund — ich hätte das auch nicht getan, 
weil das Verhältnis zwischen dem Minister und mir 
ein absolut vertrauensvolles ist — , ihm da etwas zu 
verschweigen. Ich habe dafür überhaupt keinen 
Grund gesehen. Für mich war diese Schirmherrschaft 
eine völlige Routineangelegenheit. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz- 
frage, Kollege Koppelin? — Nein. 

Dann Kollege Uwe Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Herr Staatssekretär, zurück- 
kommend auf Ihre Rechtfertigung, die durch ihre 
Fülle und auch im Zwang ein bißchen eigenartig 
überzeugte, möchte ich Sie fragen, welche Abgeord- 
neten Sie in Mecklenburg-Vorpommern eingeladen 
haben und welchen Gruppierungen, welchen Par- 
teien diese angehörten. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, welche Abgeordneten eingeladen waren und 
wer anwesend war, das teile ich Ihnen gern mit. Es 
waren sicherlich mehr eingeladen, als gekommen 
sind. Die genannten Abgeordneten haben diese 
Absichtserklärung unterschrieben. 

Ich bin aber gern bereit, Ihnen die gesamte Liste der 
zur Besprechung Eingeladenen zu geben. Völlig 
übereinstimmend war, daß ich von allen Seiten 
gedrängt worden bin: Mache du diesen Schirmherrn; 
wir müssen vorankommen. — Ich bitte aber um 
Nachsicht, ich habe diese Liste nicht. Ich leite sie 
Ihnen gerne zu, wenn ich sie mir beschaffen kann. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz- 
frage, Herr Kollege? — Nein. 

Dann der Kollege Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vorhin ausgeführt, daß Sie die Schirmherr- 
schaft über die Veranstaltung in Peenemünde auf 
Grund der Bitten der Vertreter der Bundesregierung 
niedergelegt haben, dies auch als Folge der innen- 
und außenpolitischen Reaktionen. Ich darf Sie nun 
fragen, ob Sie denn in der Retrospektive, wenn Sie frei 
entscheiden könnten, bei der Abwägung der wissen- 
schaftlichen Leistungen der Männer um Wemher von 
Braun und dem dunklen geschichtlichen Hintergrund 
der V2 noch heute zu der Auffassung kämen, daß es 
gut wäre, eine wolche Schirmherrschaft zu überneh- 
men. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, der Einlader war ja der Bundesverband der 
Luft- und Raumfahrtindustrie. Ich habe die Schirm- 
herrschaft übernommen. Wenn ich diese Entwicklung 


vorhergesehen hätte — sie war für mich nicht vorher- (C) 
sehbar — , hätte ich im Vorfeld dieser Veranstaltung 
mit Sicherheit eine andere Art der Öffentlichkeitsar- 
beit betrieben; von der Industrie ist sie entweder nicht 
betrieben worden oder nur unzureichend veranlaßt 
worden. 

Zu dem, was ich wollte und was mir abverlangt 
wurde, stehe ich heute noch. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz- 
frage, Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Verstehe ich Sie richtig, 
daß Sie bedauern, daß Sie die Öffentlichkeitsarbeit 
nicht richtig betrieben haben, daß Sie aber ansonsten 
zu der gleichen Handlung und zur Übernahme der 
gleichen Schirmherrschaft bereit wären? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, Sie müssen sehr genau differenzieren zwischen 
dem, was gewollt war, und dem, was dann an öffent- 
lichen Reaktionen kam. Ich habe ja in der Antwort 
schon gesagt, daß ich auf Grund dieser öffentlichen 
Reaktionen die Schirmherrschaft niedergelegt habe, 
um den Mißverständnissen, die sich darum gerankt 
haben und die man gar nicht mehr ausräumen kann, 
wenn eine solche Lawine einmal in Gang gekommen 
ist, nicht weiter Vorschub zu leisten. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Eine weitere 
Zusatzfrage, der Kollege Horst Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben vor uns vom Wohl der Menschheit gesprochen. (D) 
Können Sie mir die Beziehung zwischen dem Wohl 
der Menschheit und der V2-Produktion herstellen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Das ist die 
Frage nach dem zivilen Nutzen der Raumfahrt und 
nicht nach dem Nutzen der V2. Herr Abgeordneter, 
darum ging es überhaupt nicht! 

Ich bin seit 23 Jahren im Deutschen Bundestag. Ich 
habe es nach 23jähriger Arbeit im Deutschen Bundes- 
tag nicht nötig, mich bezüglich einer Veranstaltung zu 
rechtfertigen, die so angelegt war, wie ich es vorge- 
tragen habe. Wer mir unterstellt, ich wollte eine 
V2-Siegesfeier machen — Sie nicht, Herr Abgeordne- 
ter; ich kenne Sie ja viel zu gut — , dem unterstelle ich 
Böswilligkeit. Das weise ich mit aller Entschiedenheit 
zurück. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Ulrich Böhme eine Zusatzfrage. 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie hier die vorbereiteten Erklärungen vor- 
getragen haben: Darf ich Sie dann wenigstens fragen, 
ob es nicht möglich wäre, politisch instinktvoller 
— angesichts der Tatsache, daß wir es mit der euro- 
päischen Einigung so schwer haben — mit solchen 
Themen umzugehen? Hätte man dafür nicht Fach- 
leute, wenn Sie es denn selbst schon nicht bringen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich weiß nicht, 
was Sie unter einem Fachmann verstehen. Ich habe 
mich in der Verantwortung des Amtes, das ich habe, 
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(A) mit gutem Wissen und Gewissen und in völliger 
Übereinstimmung mit diesen genannten Personen 
und mit anderen für diese Schirmherrschaft entschie- 
den. 

Was Sie, Herr Abgeordneter, mir hier unterstellen, 
das weise ich noch einmal mit aller Entschiedenheit 
zurück. Für die Feier, die Sie im Kopf haben, hatte ich 
nicht die Absicht, die Schirmherrschaft zu überneh- 
men. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun noch eine 
Zusatzfrage des Kollegen Hinsken. 

Emst Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
habe Ihren Veröffentlichungen in den letzten Tagen 
entnommen, daß Sie hier gut gemeint die Schirmherr- 
schaft übernommen haben. Sind sie mit mir einer 
Meinung, wenn ich festelle, daß man jetzt nach wie 
vor versucht, Ihnen irgendwie etwas über dieses 
Peenemünde am Zeug zu flicken, Sie in Mißkredit zu 
bringen und Ihnen hier, soweit irgendmöglich, 

(Lachen bei der SPD und der F.D.P.) 
einen Schaden zuzufügen? Wenn man etwas nicht 
hören will, wird man es auch nicht hören können und 
hören wollen. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, wer so lange in der Politik ist und wer auch in 
anderen Bereichen schon erhebliche öffentliche Kriti- 
ken hinnehmen mußte, der gewöhnt sich auch an eine 
solche Situation. Ganz entscheidend ist nur, daß man 
— und dafür bin ich den Fragestellern sehr dankbar — 

(B) die Möglichkeit bekommt, über dieses Vorhaben zu 
diskutieren, sich entsprechend zu äußern. Das habe 
ich hier getan, und dafür bin ich dem Deutschen 
Bundestag auch sehr dankbar. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Zu diesen beiden 
Fragen liegen keine weiteren Zusatzfragen vor. 

Nun kommen wir zur Frage 24 des Kollegen Sieg- 
mar Mosdorf: 

Wer hat die Gedächtnisveranstaltung zum ersten Raketenab- 
schuß am 3. Oktober 1992 initiiert? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Präsiden- 
tin, jetzt laufe ich Gefahr, daß ich mich wiederhole: Ich 
darf es aber gleichwohl so vortragen, wie es dem 
Fragesteller gebührt. 

Der Gedanke an eine Gedächtnisveranstaltung 
entstand anläßlich meines Besuches in Peenemünde 
am 8. Februar 1992 zusammen mit dem damaligen 
Ministerpräsidenten von Mecklenburg- Vorpommern, 
Herrn Dr. Alfred Gomolka. 

Außer mir waren die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages — Ulrich Adam, Susanne Jaffke und 
Dr. Paul Krüger — sowie Abgeordnete des Landtags 
und Vertreter der Treuhandanstalt in Peenemünde 
anwesend. Bei ihrem Besuch konnten sich die Teil- 
nehmer von den Bemühungen der Gemeinde über- 
zeugen, Peenemünde als Wiege der Raumfahrt durch 
ein historisches Raumfahrtmuseum sowie einen 
Raumfahrtpark wieder zur Geltung zu bringen. 

Ich verweise jetzt auf die Erklärung, Herr Abgeord- 
neter, die ich vorgelesen habe. 


In diesem Zusammenhang entstand der Gedanke, (C) 
eine Gedächtnisstunde vorzunehmen. An mich erging 
die Bitte, hierfür die Schirmherrschaft zu überneh- 
men. Dem habe ich in meiner Funktion als Koordina- 
tor der Bundesregierung für die deutsche Luft- und 
Raumfahrt in eigener Verantwortung zugestimmt; 
anderweitige Abstimmungen haben nicht stattgefun- 
den. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Wir müssen Ant- 
worten eigentlich — noch dazu, wenn der Herr Abge- 
ordnete Mosdorf anwesend war — nicht unbedingt 
wiederholen; er hat vorhin, glaube ich, auch zuge- 
hört. 

Eine Zusatzfrage dazu, Herr Kollege Mosdorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Staatssekretär, gehe 
ich recht in der Annahme, daß am 28. Februar, an 
diesem Datum, von dem Sie uns nun zweimal berich- 
tet haben, 

(Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Am 
8. Februar!) 

— am 8. Februar, Entschuldigung — nicht auf der 
Tagesordnung stand, daß man diese Veranstaltung 
auch dazu nutzt, der 20 000 Zwangsarbeiter zu geden- 
ken? 

Können Sie mir dann erklären, wieso Sie am Sonn- 
tag abend auf die Frage von Ulrich Wickert — warum 
Sie die Schirmherrschaft übernommen haben, ohne 
dies zu bedenken — gesagt haben, Sie wollten das 
gleich mitmachen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- (D) 
neter, das ist eine Unterstellung, die ich ebenfalls 
zurückweisen muß. Es war ein erheblicher Teil unse- 
rer Gespräche, wie wir dieser Gedenkstätte, die sich in 
keinem guten Zustand befindet, um es einmal sehr 
zurückhaltend zu sagen, künftig eine entsprechende 
Gestaltung geben. Das ist doch ganz selbstverständ- 
lich, daß einer der vorrangigen und wichtigsten 
Punkte dieser Gedenkstunde bzw. dieser Veranstal- 
tung gewesen wäre, gerade an diese in die Zehntau- 
sende gehenden Opfer und an die Zwangsarbeiter zu 
denken. Das war doch völlig klar. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Am 3. Oktober stand das 
aber nicht auf der Tagesordnung, das geben Sie zu? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Nach der 
Tagesordnung für diese Feierstunde am 3. Oktober 
hätte ich dort sprechen sollen. Ich wäre — das war ja 
der Ausgangspunkt der Überlegungen und von mir so 
konzipiert — an erster Stelle auf diesen Punkt zu 
sprechen gekommen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das war die 

zweite Zusatzfrage. Jetzt stellt eine weitere Zusatz- 
frage der Kollege Dr. Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie denn die Sabotageakte, von denen Herr 
Mosdorf gesprochen hat und die von den Zwangsar- 
beitern durchgeführt worden sind? Waren das Akte, 
die den triumphalen Beginn der Deutschen Raumfahrt 
behindert haben, oder war dies der berechtigte Wider- 
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(A) stand gegen eine imperialistische Großmachtpolitik 
Hitler-Deutschlands? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Der Zusam- 
menhang war sicher so, wie er von Ihnen dargestellt 
worden ist. Das ist auch in vielen Publikationen zum 
Ausdruck gebracht worden. Ich glaube, daß auch die 
Darstellungen der noch Überlebenden aus der dama- 
ligen Zeit diesen Zusammenhang sicherlich unter- 
mauern und unterstreichen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Die Kollegin Zapf 
hat dazu noch eine Zusatzfrage. 

Uta Zapf (SPD) : Herr Staatssekretär, habe ich Sie bei 
der vielfältigen Beantwortung der Fragen richtig ver- 
standen, daß Sie nach wie vor Ihre Kritiker und 
Kritikerinnen für Hysteriker und Hysterikerinnen hal- 
ten und daß Sie keinen politischen Schaden angerich- 
tet sehen trotz der Tatsache, daß dies im Ausland 
durchaus Irritationen gebracht hat, und daß Sie das 
Ganze nur auf eine verfehlte Öffentlichkeitsarbeit 
Ihrerseits zurückführen? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Diesen Formu- 
lierungskünsten in Ihrer Fragestellung schließe ich 
mich überhaupt nicht an. Dieses Thema ist viel zu 
komplex, als daß ich mich einer solchen pauschalen 
Fragestellung stelle. 

(Zustimmung des Abg. Emst Hinsken [CDU/ 
CSU]) 

Meine Stellungnahmen, die ich abgegeben habe, sind 
deutlich und klar. Auf diese beziehe ich mich. Davon 
nehme ich auch nichts zurück. 

(Beifall des Abg. Ernst Hinsken [CDU/ 
CSU]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Zusatz- 
fragen liegen zur Frage 24 nicht vor. Nun kommt die 
Frage 25 des Kollegen Mosdorf: 

Wann hat der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Erich Riedl 
die Schirmherrschaft übernommen, und mit wem in der Bundes- 
regierung war das abgestimmt? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Entschuldi- 
gung, Frau Präsidentin, ich bin davon ausgegangen 
— wir haben das allerdings nicht formell gemacht — , 
daß ich beide Fragen gemeinsam beantworte. Ich 
dachte, das gilt auch für diesen Bereich. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol- 
lege Mosdorf noch zwei Zusatzfragen. 

Siegmar Mosdorf (SPD) : Es gibt in dieser Frage noch 
einen Aspekt, Herr Staatssekretär, den Sie noch 
beantworten sollten, nämlich mit wem das in der 
Bundesregierung abgestimmt worden ist. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich habe das 
vorgetragen. An mich erging die Bitte, hierfür die 
Schirmherrschaft zu übernehmen. Der habe ich in 
meiner Funktion als Koordinator der Bundesregie- 
rung für die deutsche Luft- und Raumfahrt zuge- 


stimmt. Anderweitige Abstimmungen haben nicht (C) 
stattgefunden. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das war dann 
keine Zusatzfrage, sondern nur die Beantwortung der 
Frage. Nun kommen zwei Zusatzfragen, Kollege Mos- 
dorf. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie die Auffassung von Edzard Reuter, der sich von 
dieser Veranstaltung distanziert hat, daß das ein nicht 
besonders intelligentes Projekt war, wie er es 
beschrieben hat? Wie hoch bemessen Sie den Scha- 
den, der für die Raumfahrtindustrie in Deutschland 
und in der Welt entstanden ist? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Da ich nicht 
weiß, ob Herr Reuter diese Äußerung wirklich getan 
hat, will ich sie auch nicht kommentieren. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Können Sie den zweiten 
Teil beantworten, wie hoch Sie den Schaden bemes- 
sen, der für die deutsche Raumfahrtindustrie entstan- 
den ist? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Für mich ist 
durch diese Angelegenheit allenfalls ein Schaden für 
die Region Peenemünde entstanden. Das ist das 
eigentlich Bedauerliche. 

Ich wiederhole es noch einmal, weil Sie es akustisch 
nicht verstanden haben: Für mich ist allenfalls ein 
Schaden entstanden für die Region Peenemünde, was 
ich aus vielen Anrufen und vielen Gesprächen in der (D) 
Zwischenzeit — auch von Kommunalpolitikern — 
erfahren habe, 

(Zuruf: Den hätten Sie vermeiden können!) 
der aus den Diskussionen um dieses Thema zweifels- 
frei entstehen mußte. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Die zweite Zu- 
satzfrage. 

Siegmar Mosdorf (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nach dieser Erfahrung weiterhin der Auffassung, 
daß es gut ist, daß Sie zwei Hüte aufhaben, und 
können Sie mir die Frage beantworten, welche 
Gründe es dafür gibt, daß Sie nicht zurückgetreten 
sind? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Weil es keine 
Gründe für den Rücktritt gab, bin ich nicht zurückge- 
treten. Die beiden Hüte passen mir sehr gut. Im 
übrigen ist der zweite Hut — Koordinator für die 
deutsche Luft- und Raumfahrt — vom früheren Bun- 
deskanzler Helmut Schmidt gefertigt worden. Ich 
habe zwar einen etwas großen Kopf, aber der Hut 
steht mir sehr gut. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun eine Zusatz- 
frage des Kollegen Dr. Böhme. 

Dr. Ulrich Böhme (Unna) (SPD): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie hier nun alles abgeblockt haben, darf ich 
Sie dann wenigstens fragen — Sie haben gesagt, Sie 
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(A) seien 23 Jahre in diesem Parlament — : Können Sie aus 
Gründen der Glaubwürdigkeit denn nicht wenigstens 
sagen, daß Sie einen Fehler, einen großen, schweren 
Fehler gemacht haben? Geben Sie das doch wenig- 
stens zu! 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, den Gefallen tue ich Ihnen mit Sicherheit 
nicht. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Das 
haben wir auch nicht erwartet!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun noch eine 
Zusatzfrage des Kollegen Hinsken. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Sie im Vorfeld — die erste Verabredung war ja 
praktisch am 8. Februar, wenn ich Sie richtig verstan- 
den habe; diese Veranstaltung hätte am 3. Oktober 
stattfinden sollen — aus Kreisen der Wirtschaft ange- 
sprochen worden, diese Schirmherrschaft nicht zu 
übernehmen, oder hat man sich jetzt erst im nachhin- 
ein gerührt? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Es war so, wie 
Sie es formuliert haben. Es ist auch eine Erfahrung, die 
man halt immer wieder macht, daß es nach dem Gang 
aus der Kirche immer viel Klügere gibt als beim 
Betreten der Kirche. Herr Abgeordneter, das nehme 
ich als eine Lebenserfahrung mit. Alle die, die jetzt 
klug reden, hätte ich gern dabeigehabt, als wir Anfang 
Februar in Peenemünde diese Besprechung hatten. 
Sie wären mit Sicherheit bei den Unterzeichnern 

dieses Memorandums qewesen. 

(B) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun noch eine 
Zusatzfrage des Kollegen Kubatschka. 

Horst Kubatschka (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben von dem Schaden für die Region und für 
Peenemünde gesprochen. Wer hat denn nach Ihrer 
Meinung diesen Schaden verursacht — die Kritiker an 
Ihnen oder derjenige, der die Schirmherrschaft über- 
nommen hat? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Herr Abgeord- 
neter, ich hatte ja schon gesagt, ich hätte mir 
gewünscht, die Veranstaltung hätte stattgefunden; 
dann hätte man sich hinterher über diese Veranstal- 
tung in aller Ruhe unterhalten können. Ich bin absolut 
sicher, daß dann, wenn die Veranstaltung stattgefun- 
den hätte, für Fragen, die Sie und Ihre Kolleginnen 
und Kollegen jetzt stellen, überhaupt kein Grund und 
Anlaß gegeben gewesen wäre. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun die letzte 
Zusatzfrage des Kollegen Küster. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Mir ist nach diesen Antwor- 
ten nicht klar, aus welchem Grund die Veranstaltung 
in Peenemünde abgesagt wurde. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: War das die 
Frage? — Herr Abgeordneter, das beantworte ich 
Ihnen ganz einfach menschlich: Glauben Sie, daß ich 
mich wegen einer Initiative, die von Anfang an 
inhaltlich und methodisch notwendig und richtig war, 
derart durch den Dreck ziehen lasse, wie das hier der 


Fall war? Meine Geduld für derartige Strapazen ist (C) 
auch nur sehr begrenzt. 

Das Zurücknehmen der Schirmherrschaft ging in 
allererster Linie auf mich zurück. Ich habe mich mit 
Kanzleramtsminister Bohl und mit Minister Mölle- 
mann sehr ausführlich darüber unterhalten. Die 
Grenze der Zumutbarkeit war für mich erreicht; in 
allererster Linie deshalb habe ich die Schirmherr- 
schaft zurückgegeben. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun die aller- 
letzte Zusatzfrage der Kollegin Jäger. 

Renate Jäger (SPD): Ist es an dem — wie Sie es eben 
sagten — , daß Sie diese Schirmherrschaft aus freien 
Stücken abgegeben haben, oder hat Sie Herr Mölle- 
mann aufgefordert, diese Schirmherrschaft abzuge- 
ben, und wenn ja, warum? 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Ich habe mit 
dem Kanzleramtsminister Bohl Gespräche geführt. Ich 
habe ihn um Rat gefragt, was in dieser Situation zu tun 
ist. Minister Möllemann hat mir die klare Bitte vorge- 
legt, angesichts der öffentlichen Diskussionen möge 
ich doch die Schirmherrschaft zurückgeben. Das habe 
ich gemacht. Wir haben uns in dieser Frage sehr 
vertrauensvoll und sehr offen unterhalten. Die beiden 
Minister sind auch über die Vorgänge, die zu dieser 
Schirmherrschaft geführt haben, informiert 

(Renate Jäger [SPD]: Und der zweite Teil der 
Frage?) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin 
Jäger, Sie haben keine weitere Zusatzfrage. pj 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Frau Präsiden- 
tin, sollte ich etwas überhört haben, dann sollte Frau 
Jäger es wiederholen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Sollten Sie ein 
akustisches Problem haben, dann klären Sie das bitte 
miteinander. 

Frau Kollegin Jäger! 

Renate Jäger (SPD): Die Frage hatte einen zweiten 
Teil: 

(Brigitte Baumeister [CDU/CSU]: Nein, 

Schluß jetzt!) 

Warum hat Herr Möllemann diese Bitte Ihres Erach- 
tens an Sie gerichtet? Das war der zweite Teil meiner 
Frage. 

Dr. Erich Riedl, Pari. Staatssekretär: Sie haben doch 
die Gelegenheit, den Minister selber zu fragen. Ich 
habe Ihnen das eben doch ganz klar und eindeutig 
erklärt. Wenn Ihnen diese Antwort nicht reicht, rufen 
Sie ihn doch an. 

(Zuruf von der SPD: Es geht um Ihre Ant- 
wort!) 

— Ich habe die Frage doch beantwortet. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Damit sind wir, 

Herr Staatssekretär, am Ende Ihres Geschäftsbe- 
reichs. Herzlichen Dank. 

Damit ist auch die Fragestunde beendet. Die übri- 
gen Fragen dieser Woche werden entsprechend unse- 
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rer Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.*) Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 


*) Die Fragen 47, 48 des Abgeordneten Friedhelm Julius 
Beucher (SPD), 60 des Abgeordneten Dr. Klaus Kübler (SPD) 
sowie 62 und 63 des Abgeordneten Hans-Joachim Fuchtel 
(CDU/CSU) wurden zurückgezogen. 


Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- (C) 
destages auf morgen, Donnerstag, den 8. Oktober 
1992, 9.00 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.06 Uhr) 


Berichtigung 

99. Sitzung, Seite 8238 B, 18. Zeile von unten: Die 
Worte „der Abgeordneten Inge Wettig-Danielmeier 
(SPD) und" sind zu streichen. 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (Q 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 


Abgeordnete (r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 


Weisskirchen (Wiesloch), SPD 07. 10. 92 

Gert 

Zierer, Benno CDU/CSU 07. 10. 92* 


(B) 


Antretter, Robert 
Bindig, Rudolf 
Blunck (Uetersen), 
Lieselott 

Böhm (Melsungen), 
Wilfried 
Brandt, Willy 
Büchler (Hof), Hans 
Bühler (Bruchsal), Klaus 
Caspers-Merk, Marion 
Fischer (Unna), Leni 
Gattermann, Hans H. 

Dr. Geißler, Heiner 
Genscher, Hans Dietrich 
Grochtmann, Elisabeth 
Großmann, Achim 
Dr. Gysi, Gregor 
Haack (Extertal), 

Karl- Hermann 
Hackel, Heinz-Dieter 
Dr. Hartenstein, Liesel 
Jaunich, Horst 
Kittelmann, Peter 
Dr. Kolb, Heinrich 
Leonhard 

Kossendey, Thomas 
Lenzer, Christian 
Marten, Günter 
Meckel, Markus 
Dr. Mildner, Klaus 
Gerhard 

Dr. Modrow, Hans 
Dr. Müller, Günther 
Oesinghaus, Günther 
Opel, Manfred 
Pfuhl, Albert 
Dr. Probst, Albert 
Rawe, Wilhelm 
Reddemann, Gerhard 
Reimann, Manfred 
Rempe, Walter 
Roitzsch (Quickbom), 
Ingrid 

Sauer (Salzgitter), 
Helmut 

Dr. Scheer, Hermann 
Schluckebier, Günther 
von Schmude, Michael 
Schwanitz, Rolf 
Dr. Soell, Hartmut 
Terborg, Margitta 
Thierse, Wolfgang 
Vergin, Siegfried 


SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

F.D.P. 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

F.D.P. 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92 

PDS/LL 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92 

F.D.P. 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

F.D.P 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

PDS/LL 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92** 

SPD 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92 

CDU/CSU 

07. 

10. 92** 

SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92* 

CDU/CSU 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92* 

SPD 

07. 

10. 92 

SPD 

07. 

10. 92 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 

* * für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm- 
lung 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Rudolf Kraus auf die Frage 
des Abgeordneten Benno Zierer (CDU/CSU) (Druck- 
sache 12/3342 Frage 3): 

Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung das für die 
Finanzierung der Pflegeversicherung freiwerdende Finanzie- 
rungspotential bei Wegfall eines gesetzlichen Feiertages, wenn 
dieser Feiertag der 3. Oktober oder der Pfingstmontag ist, wobei 
ein voller Arbeitstag ein Finanzierungsvolumen von ca. 6,5 Mil- 
liarden DM erbringt? 


Durch den Wegfall eines auf einen Wochentag 
fallenden Feiertages ergibt sich eine direkte und eine 
indirekte Entlastung der Arbeitgeber. Die indirekte 
Entlastung besteht in einer zusätzlichen Produktion 
bei grundsätzlich gleichen Arbeitskosten, die direkte 
Entlastung im Wegfall von Feiertagszuschlägen, die 
für an diesem Tage ohnehin arbeitende Arbeitnehmer 
zu zahlen sind. 

Bewertet man die zusätzliche Produktion rechne- 
risch mit den je Produktionstag anfallenden Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit, so ergibt sich 
hierfür auf Basis des Jahres 1991 für die alten Bundes- 
länder ein Betrag von 6,4 Milliarden DM. Der Wegfall 
von Feiertagszuschlägen bedeutet eine Minderaus- 
gabe von 0,6 Milliarden DM, so daß sich insgesamt ein 
Finanzierungsvolumen von ca. 7 Milliarden DM auf 
Basis 1991 ergibt. Falls der Pfingstmontag als gesetz- 
licher Feiertag wegfallen würde, fiele dieser Betrag 
jedes Jahr an; falls der 3. Oktober als gesetzlicher 
Feiertag wegfiele, nur in den Jahren, in denen dieser 
Tag nicht auf ein Wochenende fällt, dies ist in ca. 70 % 
aller Jahre der Fall. 

Die Zahlenangaben beziehen sich auf die alten 
Bundesländer. Für die neuen Bundesländer kann 
entsprechend des Verhältnisses der jeweiligen Brutto- 
lohn- und -gehaltsummen mit ca. 10% zusätzlichem 
Finanzierungsvolumen gerechnet werden. 


Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Bernd Schmidbauer auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Norbert Gansei (SPD) (Druck- 
sache 12/3342 Fragen 8 und 9): 

Ist die Darstellung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
Mittwoch, dem 9. September 1992, zutreffend, Bundeskanzler 
Kohl habe am Montag, dem 7. September 1992, in der Sitzung 
des CDU/CSU-Fraktionsvorstandes seine Kritiker in der CDU 
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(A) gewarnt „zu zündeln" und darauf hingewiesen, „daß man 

mittlerweile aus den Stasi-Akten genau wisse, wer in der 
Vergangenheit versucht habe, am Stuhl des Kanzlers und des 
Parteivorsitzenden zu sägen, und man werde ja auch bald 
erfahren, wer jetzt an seinem Stuhl säge", und auf welchem 
Wege sind dem Bundeskanzler solche Informationen über seine 
innerparteilichen Gegner der Vergangenheit zur Verfügung 
gestellt worden? 

Woher nimmt der Bundeskanzler die aus dem oben genannten 
Zitat erkennbare Gewißheit, er werde auch über seine gegen- 
wärtigen innerparteilichen Kritiker nachrichtendienstliche In- 
formationen erhalten, und gedenkt der Bundeskanzler mit 
solchen Informationen auch in Zukunft die Kritiker in seiner 
Partei einzuschüchtem? 

Zu Frage 8 und 9: 

Grundsätzlich ist es unüblich, daß fraktionsinterne 
Vorgänge Gegenstand von Anfragen an die Bundes- 
regierung sind. 

Die in den Fragestellungen enthaltenen Unterstel- 
lungen, der Bundeskanzler habe irgendjemanden 
unter Hinweis auf Stasi- Akten „gewarnt", sowie die 
daraus gezogene Folgerung, der Bundeskanzler ver- 
schaffe sich unzulässig nachrichtendienstliche Infor- 
mationen, werden mit Nachdruck zurückgewiesen — 
sie entbehren jeder Grundlage. 

Im übrigen habe ich von keinem der Teilnehmer an 
der Fraktionsvorstandssitzung der CDU/CSU-Frak- 
tion am 7. September 1992 gehört, daß eine vom 
Bundeskanzler im Bezug auf in Medien veröffent- 
lichte Stasi-Unterlagen gemachte Zwischenbemer- 
kung anders als scherzhaft aufgefaßt worden wäre. 


Der Leiter sowie die übrigen Mitarbeiter der Stabs- (C) 
stelle sind überwiegend beurlaubte Beamte des Lan- 
des Baden-Württemberg. Die Beurlaubung des Lei- 
ters endet mit Ablauf dieses Jahres, und der Betroffene 
wünscht auch selbst eine Rückkehr zu dem vorgese- 
henen Termin. Seit Sommer 1992 sucht die Treuhand- 
anstalt einen Nachfolger für den ausscheidenden 
Beamten. 

Zu Frage 16: 

Mit der Einrichtung der Stabsstelle Besondere Auf- 
gaben leistete die Treuhandanstalt, unterstützt durch 
das Land Baden-Württemberg, einen Beitrag zur 
Entlastung der Staatsanwaltschaften der Länder. Die- 
ser Beitrag wird im übrigen in einigen Ländern als 
nicht unproblematisch angesehen, da die Arbeit der 
Stabsstelle originäre Aufgaben der Strafverfolgungs- 
behörden tangiert. Mit zunehmendem Fortschritt der 
Privatisierung hat die Stabsstelle Besondere Aufga- 
ben auch keine Grundlage mehr für ein Tätigwerden 
im Bereich der nun unabhängigen Unternehmen. Dies 
führt zu einem fließenden Übergang an die Länder, 
denen die Treuhandanstalt in der Aufbauzeit diese 
Arbeit teilweise abgenommen hat. Die Reduzierung 
des Aufgabenvolumens der Stabsstelle ist somit Kon- 
sequenz des weitergehenden Abbaus des Treuhand- 
Unternehmensbestandes. Es ist Sache der betroffenen 
Länder, dafür zu sorgen, daß ihre Strafverfolgungsbe- 
hörden personell ausreichend ausgestattet sind und 
keine Verzögerungen bei den Ermittlungsverfahren 
eintreten. 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Manfred Kolbe (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3342 Fragen 15 und 16): 

Warum schränkt die Stabsstelle der Berliner Treuhandanstalt 
zur Ermittlung von Wirtschaftskriminalität in ehemaligen DDR- 
Betrieben ihre Arbeit ein, bzw. warum legt der Oberstaatsan- 
walt R. sein Amt als Leiter der Stabsstelle nieder? 

Ist es richtig, daß die Ermittlungen jetzt wesentlich länger 
dauern, da die Fälle künftig nur noch unbearbeitet an die 
Staatsanwaltschaft weitergegeben werden und die Staatsan- 
waltschaft selbst nicht genug Personal hat, um die Ermittlungen 
ausreichend fortzuführen? 

Zu Frage 15: 

Die Stabsstelle Besondere Aufgaben der Treuhand- 
anstalt, die Anfang 1991 zur Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität gegen die Treuhandanstalt und 
ihre Unternehmen eingerichtet wurde, hat in der 
Vergangenheit hauptsächlich Vorgänge in den Unter- 
nehmen der Treuhandanstalt bearbeitet. Da gegen- 
wärtig nur noch weniger als 20 Prozent der Unterneh- 
men im aktiven Bestand der Treuhandanstalt liegen 
— mit weiter rasch abnehmender Tendenz — , wird 
auch die Arbeit der Stabsstelle dementsprechend 
abnehmen. Es ist jedoch nicht beabsichtigt, die Stabs- 
stelle aufzulösen. Es soll vielmehr eine Konzentration 
der Arbeit der Stabsstelle auf Vorwürfe gegen eigene 
Mitarbeiter der Treuhandanstalt vorgenommen wer- 
den. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Erich Riedl auf die Frage 
des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) (Drucksa- 
che 12/3342 Frage 20): 

Billigt die Bundesregierung die Aufforderung der Präsidentin 
der Treuhandanstalt an Unternehmen ihres Verantwortungsbe- 
reiches, mit subventionierten Kampfpreisen einen Verdrän- 
gungswettbewerb auf bestimmten Gütermärkten zu beginnen, 
und teilt sie meine Auffassung, daß die Treuhandanstalt nicht 
mit öffentlichen Mitteln Kampfpreise subventionieren darf, die 
zu einer Gefährdung von Betrieben führt, die sich am Markt mit 
eigenen Mitteln behaupten müssen? 

1. Die Präsidentin der Treuhandanstalt wird falsch 
zitiert, wenn von „subventionierten Kampfpreisen" 
und „Verdrängungswettbewerb" die Rede ist. Sie hat 
in ihrer Pressekonferenz zum Jahresplan 1993 am 
30. September 1992 nach einer ausführlichen Darle- 
gung der Probleme, die auf Treuhandunternehmen 
insbesondere vor dem Hintergrund der wegbrechen- 
den Märkte in den GUS- und MOE -Staaten zukom- 
men, vielmehr an das Verständnis von Politik und 
Wirtschaft appelliert, „wenn die Treuhandunterneh- 
men notfalls auch mit Kampfpreisen um Märkte im 
Westen kämpfen". 

2. Mit dieser Formulierung sollte zwar zum Aus- 
druck gebracht werden, daß die Treuhandunterneh- 
men künftig auch das Instrumentarium einer differen- 
zierten Preispolitik stärker nutzen sollten, um sich auf 
den Westmärkten durchzusetzen, wo sie bisher noch 
wenig präsent waren. Keineswegs war damit aber 
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(A) eine Aufforderung zum verbotenen Dumping be- 
zweckt. Das Wettbewerbsrecht und insbesondere 
auch das Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb gelten 
für Treuhandunternehmen in gleicher Weise wie für 
Unternehmen der freien Wirtschaft. Startnachteile 
von Treuhanduntemehmen, die vielfach auf Nachhol- 
bedarf bei der Qualität, der Sortimentsbreite, der 
Lieferfähigkeit und und insbesondere der unsicheren 
Zukunftsaussichten des Unternehmens beruhen, kön- 
nen und müssen jedoch im Preis ihren Niederschlag 
finden. 

3. Einer Subventionierung der Beteiligungsunter- 
nehmen durch die Treuhandanstalt, die Anlaß zu 
Unter-Preis-Verkäufen sein könnte, wird durch fol- 
gende Maßnahmen vorgebeugt: 

— Die Unterstützung der Beteiligungsunternehmen 
erfolgt auf der Basis von detaillierten Unterneh- 
menskonzepten, die von der THA geprüft und nur 
dann akzeptiert werden, wenn eine sinnvolle und 
zulässige Mittelverwendung sichergestellt sowie 
die mittelfristige Wiedererlangung der Rentabilität 
des Unternehmens zu erwarten ist. In diesen Kon- 
zepten ist kein Raum für unlauteren Wettbewerb 
mit subventionierten Preisunterbietungen. 

— Die Finanzhilfe wird ganz überwiegend im Wege 
von Bürgschaften gewährt. Mit diesen Sicherhei- 
ten müssen die einzelnen Treuhandunternehmen 
dann an die Banken herantreten und dort zu 
kapitalmarktüblichen Konditionen Darlehen auf- 
nehmen. Die Kalkulationsbasis für Treuhandun- 
temehmen ist daher die gleiche wie für privati- 
sierte Betriebe. Auch wirkt die Treuhandanstalt 
bei entsprechenden konkreten Hinweisen darauf 
hin, daß unzulässige Preisunterbietungen unter- 
bleiben. Sollte sich trotzdem im Einzelfall der 
Vorwurf der unzulässigen Preisunterbietung er- 
härten, werden das Bundesministerium für Wirt- 
schaft bzw. das Bundeskartellamt solchen Fällen 
nachgehen. Konkrete Vorwürfe sind dann auch 
nach wettbewerbsrechüichen Maßstäben zu beur- 
teilen. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Wilz auf die Fragen 
des Abgeordneten Jürgen Koppelin (F.D.P.) (Druck- 
sache 12/3342 Fragen 26 und 27): 

Trifft es zu, daß zu einer Trauerfeier für einen verstorbenen 
Soldaten die Angehörigen der Einheit des Verstorbenen Urlaub 
nehmen sowie mit dem privaten Pkw fahren müssen, wenn sie an 
der Trauerfeier teilnehmen wollen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die Teil- 
nahme an einer Trauerfeier für einen verstorbenen Soldaten 
auch im Sinne von Kameradschaftspflicht zu verstehen ist? 

Zu Frage 26: 

Die militärische Ehrenerweisung bei Trauerfeiern/ 
Bestattungen regelt die Zentrale Dienstvorschrift 
(ZDv) 10/8 „Militärische Formen und Feiern der 
Bundeswehr“ im Kapitel 3 „Trauerfeiern“. 


Zielsetzung der militärischen Ehrenerweisung ist (Q 
es, in bescheidener, aber würdiger Form die Verbun- 
denheit der Soldaten der Bundeswehr mit dem Ver- 
storbenen und dessen Hinterbliebenen zum Ausdruck 
zu bringen. 

Neben der offiziellen Ehrung durch eine Abord- 
nung oder ein militärisches Ehrengeleit können auch 
Soldaten aus der Einheit des Verstorbenen an der 
Trauerfeier/Bestattung teilnehmen. Es trifft nicht zu, 
daß diese Soldaten Urlaub beantragen müssen, viel- 
mehr ist ihnen auf Antrag Dienstbefreiung zu gewäh- 
ren. 

Der Einsatz von Dienstfahrzeugen ist bis zu 100 km 
im Umkreis des Standortes für Abordnung oder 
Ehrengeleit und im Rahmen des verfügbaren Platzes 
für weitere Bundeswehrangehörige möglich. 

Über die 100-km-Grenze hinaus ist grundsätzlich 
nur die Abordnung vom Truppenteil des verstorbenen 
Soldaten zu stellen. 

In begründeten Fällen können Vorgesetzte ab Divi- 
sionskommandeur oder Offiziere in vergleichbarer 
Dienststellung anordnen/genehmigen, daß auch die 
Totenwachen, der/die Ordenskissenträger und die 
dem verstorbenen Soldaten dienstlich besonders ver- 
bundenen Soldaten und zivilen Mitarbeiter der Bun- 
deswehr des Stammtruppenteils der Trauerfeier/ 
Bestattung beiwohnen. 

Zu Frage 27: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die 
Teilnahme an einer Trauerfeier für einen verstorbe- 
nen Soldaten dem Sinn von Kameradschaft ent- (D) 
spricht. 

Nach Nummer 407 der Zentralen Dienstvor- 
schrift 43/2 „Kraftfahrvor schrift für die Bundeswehr“ 
können Dienstkraftfahrzeuge für Maßnahmen einge- 
setzt werden, die den kameradschaftlichen Zusam- 
menhalt der Truppe fördern. Dazu gehört neben 
freudigen Ereignissen wie Hochzeitsfeiem oder Pol- 
terabenden auch die Teilnahme von Soldaten an der 
Trauerfeier für einen verstorbenen Kameraden des 
Stammtruppenteils. 

Kameradschaft liegt jedoch nicht in der Verantwor- 
tung des Dienstherrn allein, sondern ist in erster Linie 
eine persönliche Verpflichtung jedes Soldaten der 
Bundeswehr. 

Diese äußert sich auch in seiner spontanen Bereit- 
schaft, aus persönlicher Verbundenheit einem ver- 
storbenen Kameraden das letzte Geleit zu erweisen, 
ohne hieraus besonders Ansprüche abzuleiten. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Wilz auf die Fragen 
der Abgeordneten Brigitte Schulte (Hameln) (SPD) 
(Drucksache 12/3342 Fragen 28 und 29): 

Trifft es zu, daß ein ab dem 1. Juli 1991 eingestellter Offiziers- 
anwärter der Bundeswehr, wenn er dann zum Offizier des 
Heeres im Wehrbereich VII ernannt wird, nur 60% der Bezüge 
eines westdeutschen Offiziers erhält? 
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(A) Trifft es zu, daß die Luftwaffe und die Marine dieser Unge- 
rechtigkeit dadurch entgehen, daß sie alle Offiziersanwärter im 
Westen einstellen und auch hier zum Offizier ernennen? 

Zu Frage 28: 

Es trifft prinzipiell zu f daß ein im Beitrittsgebiet 
eingestellter Offizieranwärter nur 60 % der Dienstbe- 
züge erhält, die er im Westen erhalten würde. Um 
diese Benachteiligung zu vermeiden, hat der Füh- 
rungsstab des Heeres im November 1991 angeordnet, 
daß Offizieranwärter (Ost) grundsätzlich im Westen 
ausgebildet werden und auch im Westen ihre Trup- 
penverwendung als Zugführer ableisten. Offizieran- 
wärter (Ost und West) können allerdings auf freiwilli- 
ger Basis im Bereich Korps und Territorialkommando 
Ost eingestellt werden. 

Offizieranwärter, die diesen Wunsch äußern, wer- 
den auf die unterschiedliche Bezahlung hingewie- 
sen. 

Aufgrund dieser Sachlage ist bisher kein Offizieran- 
wärter des Heeres im Beitrittsgebiet eingestellt wor- 
den. Lediglich fünf Offizieranwärter wurden auf ihren 
Wunsch nach der Grundausbildung in das Beitrittsge- 
biet versetzt, erleiden aber dadurch keine finanziellen 
Nachteile. 

Zu Frage 29: 

Luftwaffe und Marine stellen ihre Offizieranwärter 
zentral beim Luftwaffenausbildungsregiment 3 in 
Roth bzw. an der Marineschule Mürwik ein. Diese 
Regelung besteht seit langem und hat nichts mit der 

(B) unterschiedlichen Bezahlung in Ost und West zu 
tun. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Wilz auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
12/3342 Fragen 30 und 31): 

Welche Beschlüsse hat die französische Regierung bisher für 
ihre Anteile am Euro-Korps in bezug auf dem Korps zu unter- 
stellende Truppenteile und deren Stationierung gefaßt? 

Ist davon auszugehen, daß z. B. der Standort Breisach oder 
andere bisherige französische Garnisonen in Baden und Rhein- 
land-Pfalz anders als bisher geplant nicht freigezogen werden, 
da die bisher dort stationierten französischen Einheiten dem 
Euro-Korps assigniert werden sollen, und um welche Standorte 
handelt es sich dabei im einzelnen? 

Zu Frage 30: 

Eine offizielle Erklärung der französischen Regie- 
rung hinsichtlich der Unterstellung und Zuordnung 
von Truppenteilen zum EUROKORPS liegt nicht 
vor. 

Seit dem Gipfel von La Rochelle werden die Gesprä- 
che mit Frankreich zur Aufstellung des EUROKORPS 
auf der Ebene der Führungsstäbe beider Heere fort- 
gesetzt. Eines der Gesprächsthemen ist dabei die 
Zuordnung von Truppenteilen. Untersuchungen dazu 
sind noch nicht abgeschlossen. 


Eine dahin gehende Entscheidung wird von Frank- (C) 
reich in nationaler Zuständigkeit zu treffen sein, 
jedoch sicherlich mit Blick auf die von Deutschland 
und gegebenenfalls von anderen Nationen zugeord- 
neten Truppenteilen erfolgen. 

Nach derzeitigem Sachstand ist lediglich ein grober 
Rahmen insofern abgesteckt, als Frankreich seine 
Absicht erklärte, einen Teil der Korpstruppen und 
eine Panzerdivision bereitstellen zu wollen. 

Außer einem Femmelde- und einem Pionierregi- 
ment ist die Art, Zusammensetzung und Binnenstruk- 
tur dieser Truppenteile noch offen. 

Es kann noch nicht mit Bestimmtheit vorausgesagt 
werden, wann Frankreich seine Entscheidung be- 
kanntgeben wird. 

Zu Frage 31: 

Es ist davon auszugehen, daß die französischen 
Truppenteile, die derzeit in der Bundesrepublik sta- 
tioniert sind, dem EUROKORPS zugeordnet werden 
und auch zukünftig in der Bundesrepublik stationiert 
bleiben werden. 

Solange noch keine französische Entscheidung 
über die Zuordnung von Truppenteilen zum EURO- 
KORPS erfolgt ist, kann keine zuverlässige Aussage 
über den Erhalt beziehungsweise die Aufgabe von 
französischen Garnisonen in Baden und Rheinland- 
Pfalz getroffen werden. 

Nach dem derzeitigen Stand der französischen 
Entscheidungen ist die Auflösung des in Baden-Baden 
stationierten Stabes des II. französischen Korps und ^ 
einiger dazugehöriger Einheiten für 1993 vorgese- 
hen. 

Es sind dies im einzelnen: Feldjägerregiment in 
ACHERN, Nachschubregiment in BADEN-BADEN, 
Instandsetzungsregiment in TRIER, Flugabwehrregi- 
ment in WITTLICH. 

Eine Auswirkung dieser Entscheidung auf die mili- 
tärische Präsenz in den genannten Gaxnisonsstädten 
ist noch nicht abschätzbar, da diese Standorte im 
Rahmen der Aufstellung des EUROKORPS Berück- 
sichtigung finden könnten. 

Im Januar 1993 wird eine Besprechung mit dem 
Oberkommando der französischen Streitkräfte in 
Deutschland stattfinden, das nähere Erkenntnisse 
erbringen dürfte. 


Anlage 9 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Uta Würfel (F.D.P.) 
(Drucksache 12/3342 Fragen 32 und 33): 

Wie gedenkt die Bundesregierung die ordnungsgemäße Arz- 
neimittelversorgung der saarländischen Bevölkerung sicherzu- 
stcllcn, da im Saarland eine verstärkte Abwanderung des 
qualifizierten Apothekenpersonals zu verzeichnen ist, weil die 
Mehrzahl der saarländischen Apothekenleiter nicht Mitglied der 
Tarifgemeinschaft der Apothekenleiter ist und folglich auch 
nicht an die Vereinbarungen des bundesweiten Tarifvertrags 
gebunden ist? 
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(A) Wie gedenkt die Bundesregierung auf die saarländische 

Landesregierung einzuwirken, damit die überdurchschnittlich 
hohe Beschäftigung von Apothekenpersonal, das nicht für die 
Beratung über Arzneimittel qualifiziert ist (Apothekenhelfer/in), 
durch qualifiziertes Apothekenpersonal ersetzt oder ergänzt 
wird? 


DIN und VDE) mit Vertretern der Industrie u. a. zur Vorberei- (C) 
tung deutscher Forderungen und Ansprüche an die Qualität 
europäischer Normierungen elektrotechnischer Navigationsin- 
strumente (und anderer technischer Einrichtungen) bei Sitzun- 
gen der IEC nicht teilnehmen können, weil die Haushaltsmittel 
für die notwendigen Reisekosten nicht in angemessenem 
Umfang eingeplant werden, und in welcher Höhe müßten diese 
Mittel in den Haushalt eingestellt werden, um den deutschen 
Einfluß auf europäischen Sicherheitsstandard zu gewährlei- 
sten? 


Zu Frage 32: 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist die Arz- 
neimittelversorgung im Saarland bisher nicht beein- 
trächtigt. In diesem Bundesland versorgt eine Apo- 
theke 2 900 Einwohner, damit hat das Saarland die 
größte Apothekendichte in der Bundesrepublik 
Deutschland. Im Durchschnitt der alten Bundesländer 
versorgt eine Apotheke 3 500 Einwohner. 

Die Anzahl an Apothekern und pharmazeutisch- 
technischen Assistenten ist im Saarland in den letzten 
10 Jahren zwar um 50% gestiegen, trotzdem ist 
— bezogen auf die Bevölkerung — im Vergleich zu 
den anderen Bundesländern der Beschäftigtenanteil 
an pharmazeutischem Fachpersonal am geringsten. 

Es mag zutreffen, daß hierfür die von Ihnen geschil- 
derte tarifrechtliche Situation der Apothekenmitar- 
beiter mit verantwortlich ist. In diesem Zusammen- 
hang muß die Bundesregierung jedoch auf die Auto- 
nomie der Tarifvertragsparteien hinweisen. 

Zu Frage 33: 

Die geltende Apothekenbetriebsordnung schreibt 
vor, daß „zur Gewährleistung eines ordnungsgemä- 
ßen Betriebes der Apotheke . . . das notwendige 
pharmazeutische Personal vorhanden sein (muß) 11 . 

(B) Die Durchführung der Gesetze und damit auch der 
Apothekenbetriebsordnung liegt in der Verantwor- 
tung der Bundesländer, die auch dafür Sorge tragen, 
daß offensichtliche Mängel, die den ordnungsgemä- 
ßen Apothekenbetrieb in Frage stellen, beseitigt wer- 
den. 

Seitens des Verordnungsgebers wurde bewußt dar- 
auf verzichtet, perfektionistische Regelungen zur 
Qualifikationsstruktur in Apotheken — etwa in Form 
von Zahlenverhältnissen — zu treffen, weil damit 
einerseits erheblich in die unternehmerische Freiheit 
des Apothekenleiters eingegriffen würde und ande- 
rerseits solche Regelungen nur schwerlich den sehr 
unterschiedlichen Gegebenheiten des einzelnen Apo- 
thekenbetriebes gerecht werden könnten. 


Anlage 10 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel (SPD) (Druck- 
sache 12/3342 Fragen 36 und 37): 

Wie hoch ist die Zahl der ausländischen Seeleute, die auf See- 
oder Binnenschiffen unter deutscher Flagge im nationalen bzw. 
im Zweitregister fahren, die entsprechend den Meldegesetzen 
der Länder am Sitz des jeweiligen Reeders gemeldet sind, und 
wie hoch ist der Anteil an der Einkommensteuer, der den 
jeweiligen Städten oder Gemeinden daraus zugute kommt, ohne 
daß die gemeldeten Einwohner dort leben? 

Trifft es zu, daß Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr 
bzw. der zuständigen untergeordneten Behörden an Fachge- 
sprächen der DKE (Deutsche Elektrotechnische Kommission im 


Zu Frage 36: 

Nach den Angaben der See-Berufsgenossenschaft 
fuhren zum 30. Juni 1992 auf Handelsschiffen unter 
deutscher Flagge, die in das deutsche Erstregister 
eingetragen sind, 4 615 ausländische Seeleute. Zum 
gleichen Stichtag waren 3 655 ausländische Seeleute 
auf deutschen Handelsschiffen beschäftigt, die in 
das Internationale Seeschiffahrtsregister eingetra- 
gen sind. Hierzu ist anzumerken, daß die im See- 
schiffahrtsregister eingetragenen Schiffe gleichzeitig 
auch in das Erstregister eingetragen sind, so daß die 
Zahl der auf Seeschiffahrtsregister-Schiffen beschäf- 
tigten Ausländer in der Zahl enthalten ist, die für im 
Erstregister eingetragene Schiffe angegeben wird. 

Eine Angabe darüber, ob diese ausländischen See- 
leute am Sitz der Reedereien melderechtlich erfaßt 
sind, läßt sich nicht treffen. Auch würde eine derartige 
Überprüfung gegen datenschutzrechtliche Bestim- 
mungen verstoßen. 

Für die Binnenschiffahrt werden keine Statistiken 
geführt, die eine Unterscheidung nach deutschem und 
ausländischem Personal auf deutschen Binnenschif- 
fen ermöglichen. 

Es liegen auch keine Zahlen darüber vor, wie hoch 
der Lohnsteueranteil von beschränkt steuerpflichti- 
gen ausländischen Seeleuten an der vereinnahmten 
Lohnsteuer ist. 

Zu Frage 37: 

Der deutsche Einfluß auf den nicht nur europäi- 
schen, sondern weltweiten Sicherheitsstandard für 
nautische Anlagen, Geräte und Instrumente wird 
durch die Teilnahme von Vertretern aus der deut- 
schen Industrie an den Sitzungen der Internationalen 
Elektronischen Kommission und durch die Mitarbeit 
von Vertretern des Bundesverkehrsministeriums und 
des Bundesamtes für Seeschiffahrt und Hydrographie 
in der Internationalen Seeschiffahrts-Organisation 
sichergestellt. Darüber hinaus beteiligt sich das Bun- 
desamt für Seeschiffahrt und Hydrographie auf aus- 
drücklichen Wunsch der Industrie an den vorbereiten- 
den Abstimmungsgesprächen zu den Sitzungen der 
Internationalen Elektrotechnischen Kommission. An 
den Sitzungen der Internationalen Elektrotechni- 
schen Kommission nimmt das Bundesamt für See- 
schiffahrt und Hydrographie teil, wenn grundlegende 
Neuentwicklungen auf dem Gebiet der Navigations- 
geräte anstehen oder die Interessen der Bundesrepu- 
blik Deutschland berührt werden. 

Eine konkrete Einplanung solcher Reisen in den 
Reisekostentitel ist vorab nicht möglich, da solche 
Dienstreisen nicht fest eingeplant werden können. 
Unabhängig hiervon muß bei Dienstreisen im Hin- 
blick auf die Konsolidierung des Haushalts ganz 
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(A) grundsätzlich äußerst sparsam mit den Reisekosten- 
mitteln gewirtschaftet werden. 

Die Beteiligung des Bundesamtes für Seeschiffahrt 
und Hydrographie trägt maßgeblich zur Verbesse- 
rung des europäischen Sicherheitsstandards bei. 
Trotzdem ist es derzeit nicht vertretbar, angesichts 
wichtiger anderer Dienstreisen und unter dem Zwang 
zur Sparsamkeit Mittel generell für alle Dienstreisen 
zu Sitzungen der Internationalen Elektrotechnischen 
Kommission im Haushalt einzustellen. 


Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel auf die Fragen 
der Abgeordneten Ingrid Walz (F.D.P.) (Drucksache 
12/3342 Fragen 38 und 39): 

Ist angesichts der Vollendung des europäischen Binnenmark- 
tes 1993 die Beschilderung auf großen Bahnhöfen, vor allem in 
der Nähe internationaler Flughäfen, nur auf Deutsch und nur mit 
internationalen Symbolen ausreichend, um eine Orientierung 
auch für ausländische Reisende zu garantieren? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung der Deutschen Bun- 
desbahn, daß nur bei den EuroCity-Zügen zweisprachige, 
ansonsten immer deutsche Ansagen — auch bei Fernzügen — 
ausreichend sind, um eine zuverlässige Information ausländi- 
scher Reisender zu gewährleisten? 

Zu Frage 38: 

Ja, in aller Regel genügen die im internationalen 
Verkehr eingeführten und bewährten Symbole, die 
(B) den ausländischen Reisenden unabhängig von der 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes im all- 
gemeinen bereits vertraut sind. Auf großen Bahnhö- 
fen, vor allem in der Nähe internationaler Flughäfen 
und mit starkem internationalen Verkehr, werden 
— soweit erforderlich — darüber hinaus auch weitere 
Hinweise vor allem in Englisch und Französisch 
gegeben. 

Zu Frage 39: 

Ja, da sich Reisende mit Auskunftswünschen auch 
direkt an das Service- Personal in den Zügen wenden 
können. Dessen ungeachtet ist eine Arbeitsgruppe 
der Bahnen zur Zeit mit der Frage befaßt, wie die 
Information der Reisenden in Bahnhöfen und Zügen 
noch weiter verbessert werden kann. 


Anlage 12 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel auf die Frage 
des Abgeordneten Simon Wittmann (Tännesberg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/3342 Frage 40): 

Gibt es Pläne der Bundesregierung, den weiteren Verkauf der 
Regional-Bahnbusgesellschaften einzustellen, und wie gedenkt 
die Bundesregierung in dieser Angelegenheit weiter zu verfah- 
ren? 

Nein, es gibt keine Pläne der Bundesregierung, den 
weiteren Verkauf der Regionalbusgesellschaften der 


Deutschen Bundesbahn einzustellen. Die Aktivitäten (C) 
zum Verkauf der im Eigentum der Deutschen Bundes- 
bahn stehenden Regionalbusgesellschaften werden 
durch die hierfür zuständige Bahnbus-Holding GmbH 
planmäßig weitergeführt. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Bertram Wieczorek auf 
die Fragen des Abgeordneten Klaus Harries (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3342 Fragen 41 und 42): 

Wie ist der derzeitige Sachstand der Verhandlungen zwischen 
westlichen Industrienationen und den GUS-Staaten, das Sicher- 
heitsniveau sowjetischer Kernkraftwerke sowjetischer Bauart zu 
verbessern, und hat man sich auf ein gemeinsames Finanzie- 
rungsprojekt geeinigt? 

Besteht Aussicht auf baldige Abschaltung der Kernkraftwerke 
ä la Tschernobyl? 

Zu Frage 41: 

Die Sicherheit der Kernkraftwerke in den neuen 
unabhängigen Staaten der früheren Sowjetunion 
(GUS) sowie in Mittel- und Osteuropa (MOE) gibt 
Anlaß zu großer Sorge. Die G-7 haben sich deshalb auf 
dem Münchener Wirtschaftsgipfel im Juli d. J. auf 
Grund einer deutschen Initiative intensiv mit diesem 
Thema befaßt und beschlossen, den betroffenen Staa- 
ten ihre Unterstützung im Rahmen eines multilatera- 
len Aktionsprogramms anzubieten. Das Aktionspro- 
gramm soll in einem Zeitraum von zwei bis fünf Jahren 
Sofortmaßnahmen in folgenden Bereichen umfas- 
sen: 

— Erhöhung der Betriebssicherheit 

— kurzfristige technische Verbesserungen der Kern- 
kraftwerke 

— Stärkung der staatlichen Kontrolle (Hilfe beim 
Aufbau von Behördenstrukturen und Sachverstän- 
digenorganisationen). 

Neben diesen Sofortmaßnahmen enthält das multi- 
laterale Aktionsprogramm auch Elemente zur länger- 
fristigen Verbesserung der Sicherheit. Geprüft wer- 
den soll: 

— die Möglichkeit, weniger sichere Kernkraftwerke 
durch die Entwicklung von Energiealternativen, 
eine effizientere Energienutzung oder die zügige 
Fertigstellung von Kernkraftwerken neuerer Bau- 
art zu ersetzen (Studien von Weltbank zusammen 
mit IEA), 

— die Möglichkeit, Kernkraftwerke neuerer Bauart 
nachzurüsten. 

Die längerfristigen Nachrüstmaßnahmen sollen auf 
kommerzieller Basis finanziert werden. Die Sofort- 
maßnahmen, die mit der Erwartung einer baldigen 
Abschaltung der weniger sicheren Kernkraftwerke 
verbunden sind, sollen teilweise durch eine verstärkte 
bilaterale Hilfe, teilweise — soweit bilaterale Pro- 
gramme den Bedarf nicht abdecken — durch einen 
multilateralen Fonds finanziert werden. Für die 
Durchführung der Sofortmaßnahmen haben die Gip- 
felteilnehmer empfohlen, die bestehende G-24-Koor- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 109. Sitzung, Bonn, Mittwoch, den 7. Oktober 1992 


9305* 


(A) dinierung für das PHARE- Programm der EG auszu- 
bauen, auf das Gesamtprogramm der G-7 auszudeh- 
nen und wirksamer zu gestalten. 

Die G-24 haben die Empfehlungen des Wirtschafts- 
gipfels unmittelbar aufgegriffen und in Sitzungen 
Mitte Juli und Mitte September 1992 einen entspre- 
chenden Koordinierungsmechanismus geschaffen 
und dabei die Empfängerländer mit einbezogen. Der 
neue Mechanismus stützt sich stark auf die Infrastruk- 
tur der EG in Brüssel. 

Die G-24-Koordination ist als Mechanismus zum 
Abgleich der bilateralen Unterstützungsaktionen zu 
verstehen. Auch die Programme der EG-Kommission 
zur wirtschaftlichen Unterstützung der Staaten von 
MOE und GUS (PHARE = Poland Hungary Assistance 
for the Reconstruction of the Economy, TACIS = 
Technical Assistance for the Commonwealth of Inde- 
pendent States) sind mit ihren Nuklearteilen in die 
G-24-Koordination eingebunden. Eigene Unterstüt- 
zungsprogramme beabsichtigt der G-24-Koordnie- 
rungsmechanismus nicht aufzulegen. 

Was ein gemeinsames Finanzierungsprojekt an- 
geht, so sind die Gipfelteilnehmer dafür eingetreten, 
soweit angebracht einen zusätzlichen multüateralen 
Finanzierungsmechanismus zu schaffen, um zu sol- 
chen Sofortmaßnahmen zur Verbesserung der be- 
trieblichen und der technischen Sicherheit zu gelan- 
gen, die nicht durch bilaterale Programme abgedeckt 
werden. Sie haben die Völkergemeinschaft eingela- 
den, zur Finanzierung beizutragen. Unabhängig von 
< B ) der beim Sekretariat des G- 24-Koordinierungsmecha- 
nismus angelaufenen Prüfung, inwieweit die Felder 
des mulülateralen Aktionsprogramms durch die bila- 
teralen Beiträge abgedeckt werden, erarbeitet die 
G-7-Arbeitsgruppe, welche das multilaterale Aktions- 
programm vorbereitet hat, eine geeignete rechtliche 
und organisatorische Struktur für einen solchen mul- 
tilateralen Unterstützungsfonds. Der Fonds soll bei 
der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung in London angesiedelt werden. 


Zu Frage 42: 

Auf westlicher Seite besteht nach wie vor die 
gemeinsame Auffassung, daß die Kernkraftwerke 
vom Typ RBMK so schnell wie möglich abgeschaltet 
werden sollen. In den betroffenen Staaten — Rußland, 
Ukraine, Litauen — gibt es dazu unterschiedliche 
Auffassungen, insbesondere zwischen den Energie- 
ministerien und den Kontrollbehörden, die sich für 
rasche Abschaltung einsetzen. Die Kontrollbehörden 
werden im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit 
vom BMU unterstützt. Die Abschaltentscheidungen, 
die von bzw. in den jeweils betroffenen Staaten 
getroffen werden, sind einzuordnen in die jeweilige 
energiewirtschaftliche Situation und die sich daraus 
ergebenden Sachzwänge; sie hängen damit auch 
wesentlich von der jeweiligen energiewirtschaftli- 
chen Entwicklung ab. Unbeschadet dessen setzt sich 
der BMU unverändert dafür ein, daß ein Abschalten 
dieser Blöcke so schnell wie möglich erfolgt. 


Anlage 14 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Bertram Wieczorek auf 
die Fragen des Abgeordneten Horst Kubatschka 
(SPD) (Drucksache 12/3342 Fragen 43 und 44): 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß eine Biotop- 
Kartierung, die auch bewaldete Rächen erfaßt, überflüssig und 
in ihrer Zielsetzung verfehlt ist, und wenn ja, warum? 

Hält es die Bundesregierung für rechtlich möglich, den Anteil 
der Entsorgungskosten am Gesamtpreis gesondert auf Produk- 
ten mit dem Grünen Punkt auszuweisen, um so das System für 
die Verbraucher transparenter zu machen, und wenn nicht, 
wann wird sie die entsprechenden rechtlichen Grundlagen dafür 
schaffen? 

Zu Frage 43: 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung, daß 
eine Biotop-Kartierung, die auch bewaldete Flächen 
erfaßt, überflüssig und in ihrer Zielsetzung verfehlt 
ist. 

Zuständig für Biotop-Kartierungen sind allerdings 
die Länder. 

Zu Frage 44: 

Die Verpackungsverordnung vom 12. Juni 1991 
steht der Ausweisung des Anteils der Entsorgungsko- 
sten am Gesamtpreis eines Produktes nicht entgegen. 
Allerdings bedarf es einer eingehenderen Prüfung, ob 
wettbewerbsrechtliche Regelungen solche Kosten- 
ausweisungen ermöglichen oder nicht. Eine rechüi- 
che Verpflichtung, den Anteil der Entsorgungskosten 
am Gesamtpreis von Produkten auszuweisen, besteht 
jedenfalls nicht. 

Eine solche Maßnahme ist von der Bundesregierung 
auch nicht geplant. Im Rahmen der durch die Verpak- 
kungsverordnung geforderten neuen Produktverant- 
wortung wird die Rücknahme und Verwertung von 
Verpackungen eine Aufgabe der Wirtschaft, wie z. B. 
die Entwicklung, die Produktion und der Vertrieb 
eines Produktes. Konsequenterweise sollen dann aber 
auch für diese eigenverantwortliche Entsorgungsauf- 
gabe marktwirtschaftliche Mechanismen gelten. So 
müssen auf einem Produkt auch nicht separat die 
Entwicklungs- bzw. Produktionskosten angegeben 
werden. 

Solche Detailangaben sind nach Ansicht der Bun- 
desregierung auch nicht aus Gründen der Transpa- 
renz für den Bürger notwendig. Es ist davon auszu- 
gehen, daß die Entsorgungskosten Bestandteil des 
Gesamtproduktpreises werden und der Verbraucher 
anhand von Preisvergleichen feststellen kann, welche 
Verpackungen einer Produktgruppe kostengünstiger 
verwertet werden können. 

Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Bertram Wieczorek auf 
die Fragen des Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht 
(SPD) (Drucksache 12/3342 Fragen 45 und 46): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Regelung 
der Altlastensanierung in den neuen Bundesländern nach dem 
Hemmnisbeseitigungsgesetz (BGBl. I 1991 Nr. 20, S. 766), der 
zufolge die zuständige Behörde den Erwerber von der Verant- 
wortung dafür freisteilen kann, als bloße Kann-Bestimmung 
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( A) ungenügend ist, um die neuen Eigentümer von großen Verlusten 

bzw. vor dem Risiko des Existenzverlustes zu schützen, und hat 
sie die Absicht, eine neue Altlastenregelung vorzuschlagen, die 
die neuen Unternehmen von der Unsicherheit dieser Bestim- 
mung befreit? 

Wer trägt die Kosten für die von den Eigentümern in Auftrag 
gegebenen Gutachten zur Einschätzung der Gefährdung durch 
Altlasten, die von der Behörde in Verbindung mit dem Freistel- 
lungsantrag verlangt werden, allgemein und im speziellen Fall, 
daß die Freistellung noch nicht bestätigt wurde? 


Zu Frage 45: 

Nein: Vor dem Hintergrund der finanziellen Dimen- 
sion der Freistellungsfolgen hält die Bundesregierung 
es für richtig, daß die Erklärung der Altlastenfreistel- 
lung auch weiterhin im Ermessen der zuständigen 
Landesbehörden liegt. 

Nach den verfassungsrechtlichen Regelungen 
(Art. 30, 83 GG) sind die Länder für die Erfassung, 
Bewertung und Sanierung von Altlasten — und damit 
auch für den Vollzug der Altlastenfreistellungsrege- 
lung — zuständig. Entsprechend dem Konnexitäts- 
grundsatz (Art. 104 a Abs. 1 GG) haben die Länder die 
sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben- 
den Ausgaben selbst zu tragen. 

Den Behörden in den neuen Bundesländern liegen 
etwa 45 000 Anträge auf Altlastenfreistellung vor. Die 
sich aus einer Freistellung ergebenden Kosten müssen 
grundsätzlich aus Haushaltsmitteln der Länder finan- 
ziert werden. Dabei stehen weniger die Kosten für die 
(B) administrative Durchführung dieser Verfahren im 
Vordergrund, sondern vielmehr die sich aus der 
Freistellung ergebenden Folgekosten: Soweit Frei- 
stellungen ausgesprochen werden und keine Hand- 
lungs- oder Zustandsstörer für Maßnahmen zur 
Abwehr der von AlÜasten ausgehenden Gefahren 
herangezogen werden können, sind diese Kosten vom 
jeweiligen Land selbst zu tragen. Würden die Länder 
nach entsprechender Änderung der Altlastenfreistel- 
lungsregelung verpflichtet werden, alle Freistellungs- 
anträge positiv zu bescheiden, so dürfte dies die 
finanziellen Möglichkeiten der jeweiligen Landes- 
haushalte bei weitem übersteigen. 

Um das Altlastenrisiko der Länder zu begrenzen 
und um sicherzustellen, daß diese Freistellungen 
zügig und in dem zur Beseitigung des Investitions- 
hemmnisses „Altlasten 11 gebotenen Umfang erklärt 
werden, verhandelt die Bundesregierung mit den 
neuen Bundesländern über finanzielle Hilfen. 


Zu Frage 46: 

Die Kosten der für die von den Erwerbern, Eigentü- 
mern oder Besitzern von Grundstücken anläßlich 
eines Freistellungsantrages in Auftrag gegebenen 
Gutachten zur Einschätzung der Gefährdungen durch 
Altlasten hat der Antragsteller zu tragen. Diese Gut- 
achten dienen der Begründung seines Antrages. Es 
handelt sich um Kosten der Antragstellung, die die 
Länder dem Antragsteller auch dann nicht erstatten, 
wenn keine Freistellung erklärt wird. 


Anlage 16 (C) 

Antwort 

des Staatssekretärs Frerich Görts auf die Fragen des 
Abgeordneten Peter Paterna (SPD) (Drucksache 
12/3342 Fragen 49 und 50): 

Hat die Bundesregierung Kenntnis von der Tatsache, daß die 
Generaldirektion TELEKOM mit einem Schreiben in das vor 
dem Landgericht München laufende Strafverfahren gegen H. 
und W. eingegriffen hat, bei dem es um Unregelmäßigkeiten bei 
der Vergabe und Abrechnung von Bauarbeiten der Oberpost- 
direktion München geht, die vom damaligen Präsidenten Alfred 
Meier aufgedeckt wurden, und was ist der Inhalt dieser Inter- 
vention? 

Ist das Vorgehen der Generaldirektion TELEKOM mit dem 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation abge- 
stimmt oder sogar von diesem veranlaßt? 

Zu Frage 49: 

Die Bundesregierung hat Kenntnis von der Tatsa- 
che, daß die Generaldirektion Telekom mit Schreiben 
vom 15. 9. 1992 eine Anfrage des Verteidigers des 
Angeklagten Hoffmann beantwortet hat. Dieses 
Schreiben der Generaldirektion Telekom wurde vom 
Präsidenten der Oberpostdirektion München an die 
Große Strafkammer des Landgerichts München I 
sowie an die Staatsanwaltschaft beim Landgericht 
München I weitergeleitet und wurde Teil der Verfah- 
rensakte des Landgerichts. 

Bei der Beantwortung der Anfrage des Verteidigers 
des Herrn Hoffmann handelt es sich weder um einen 
Eingriff in das laufende Strafverfahren noch um eine 
Intervention seitens der Bundesregierung oder der 
Generaldirektion Telekom. 

(D) 

Zu Frage 50: 

Die Beantwortung der Anfrage des Verteidigers von 
Herrn Hoffmann erfolgte mit Zustimung der Bundes- 
regierung, wurde jedoch von ihr nicht veranlaßt. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Fragen der Abgeordneten Dr. Helga Otto (SPD) 
(Drucksache 12/3342 Fragen 51 und 52): 

Zieht die Bundesregierung in Erwägung, den WIP (Wissen- 
schaftler-lntegrationsprogrammj-Gruppen auch andere Mög- 
lichkeiten der Integration als die in die Universitäten zu ermög- 
lichen? 

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß bei weiterem 
Zuwarten und der nun schon zwei Jahre andauernden Unsicher- 
heit bei zum Teil ungenügenden Arbeitsbedingungen weitere 
Wissenschaftler auswandern und die ostdeutsche Forschungs- 
landschaft weiter ausdünnt? 

Zu Frage 51: 

Bund und neue Länder haben sich darauf verstän- 
digt, den Kreis der „Integrationsadressen 11 zu erwei- 
tern. Zielinstitutionen für WIP-Geförderte sind Uni- 
versitäten, gleichgestellte Hochschulen, Fachhoch- 
schulen und An-Institute der neuen Länder und Ber- 
lins sowie hochschulnahe außeruniversitäre For- 
schungseinrichtungen der Länder, sofern die Einbin- 
dung in die Lehre gewährleistet ist. Integration in 
Hochschulen der alten Länder ist in begründeten 
Ausnahmefällen nicht ausgeschlossen. 
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(A) Zu Frage 52: 

Die Bundesregierung führt keine Statistik zur Mobi- 
lität von Wissenschaftlern in Deutschland. Sie weiß 
freilich, daß sich die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Wissenschaftler in West und Ost noch unterschei- 
den. Diese Unterschiede werden schrittweise ausge- 
glichen, beispielsweise durch die Verbesserung der 
Infrastruktur von Forschungseinrichtungen in Ost- 
deutschland. Insbesondere im Bereich der außeruni- 
versitären Forschung haben BMFT und neue Länder 
einen stabilen Kembereich der neuen Forschungs- 
landschaft geschaffen. Dieser soll und wird auch zur 
Stabilisierung in der Hochschulforschung und in der 
wirtschaftsnahen Forschung beitragen. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Bernd Neumann auf die 
Fragen der Abgeordneten Evelin Fischer (Gräfenhai- 
nichen) (SPD) (Drucksache 12/3342 Fragen 53 und 
54): 

Wie viele Wissenschaftler arbeiteten 1989 an den wissen- 
schaftlichen Akademien der DDR, und wie viele sind davon in 
das Wissenschaftler-lntegrationsprogramm (WIP) übernommen 
worden? 

Wie hoch ist die Zahl der Wissenschaftler, die bereits bis Mitte 
des Jahres an I lochschulen und anderen Integrationsadressaten 
integriert worden sind, und sieht die Bundesregierung ihre 
Ziel Vorstellung , 50 % der Wissenschaftler bis 1 995 durch das WIP 
zu integrieren, durch den sich gleichzeitig vollziehenden wis- 
senschaftlichen Personalabbau an den Hochschulen in den 
neuen Ländern in Gefahr? 

Zu Frage 53: 

An der Akademie der Wissenschaften (AdW) waren 
Ende 1989 rd. 24 000 Personen beschäftigt, darunter 
Hochschulabsolventen im Bereich Forschung und 
Entwicklung 9 153. Die Akademie der Landwirt- 
schaftswissenschaften hatte rd. 12 000 Beschäftigte, 
davon 2 767 Hoch- und Fachschulabsolventen in FuE. 
An der Bauakademie waren rd. 4 300 Mitarbeiter 
beschäftigt. 

Der Wissenschaftsrat hatte insgesamt ca. 2 000 
Personen zur Rückführung an die Hochschulen emp- 
fohlen. Im Wissenschaftler-Integrations-Programm 
(WIP) werden 1 920 Personen gefördert, darunter 
1 330 Wissenschaftler. 

65 Personen (davon 46 Wissenschaftler) haben mit 
Stand vom 1. September 1992 einen Arbeitsvertrag 
mit einer Hochschule abgeschlossen. 

In den neuen außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen werden etwa 6 900 Stellen von BMFT und 
den Ländern gemeinsam finanziert. Hinzu kommen 
223 Stellen in Langzeitvorhaben im Rahmen des 
Akademieprogramms, ferner rund 900 Stellen an 
Landesforschungseinrichtungen sowie 2 200 Stellen 
in von anderen Bundesministerien finanzierten Ein- 
richtungen unterhalten im Rahmen der Ressortfor- 
schung und Einrichtungen der Blauen Liste. Die 
Landesforschungsminister haben in der Sitzung am 
17. September 1992 unter Vorsitz des Bundesfor- 


schungsministers mit Befriedigung festgestellt, daß (C) 
die außeruniversitäre Forschung der stabilste und 
geordnetste Bereich der neuen Forschungslandschaft 
ist. Sie haben darauf hingewiesen, daß in den For- 
schungseinrichtungen eine Personalausstattung er- 
reicht werden konnte, die insgesamt über die Empfeh- 
lungen des Wissenschaftsrats hinausgeht. 

Zu Frage 54: 

Bund und Länder haben sich zum Ziel gesetzt, die 
WIP-Gef orderten bis zum 31. Dezember 1993 zu 
integrieren. Dem dient insbesondere auch die im Juli 
1992 beschlossene Revision des Hochschulemeue- 
rungsprogramms: Verlängerung der Laufzeit des WIP 
um 3 Jahre bis 1996, Verlängerung des Integrations- 
zeitraumes bis Ende 1993. Die dadurch erreichte 
Planungssicherheit erhöht die Chancen der Integra- 
tion. 

Die Personalstruktur an den Hochschulen in den 
neuen Ländern wird von diesen Ländern gestaltet und 
verantwortet; die Bundesregierung kann und will dies 
nicht bewerten. Sie war sich aber bei der Revision des 
HEP mit den neuen Ländern einig, daß die Länder im 
Haushalt 1993 die entsprechenden Stellenplanmaß- 
nahmen an den Hochschulen geschaffen haben müs- 
sen, damit die Aufnahme von Wissenschaftlern aus 
den Akademien in die Hochschulen nicht dazu führt, 
daß diese besetzte Stellen finanzieren und Personal 
zusätzlich entlassen müssen. 

Die Wissenschaftsminister der neuen Länder hatten 
allerdings an die Hochschulen appelliert, dem WIP 
zum Erfolg zu verhelfen. Auf der Sitzung mit dem p. 
Bundesforschungsminister am 17. September 1992 
haben sie noch einmal ihren Wülen bekräftigt, auf die 
Verwirklichung des WIP trotz aller strukturellen 
Schwierigkeiten in den einzelnen Ländern hinzuwir- 
ken. 


Anlage 19 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Hans Waliow (SPD) (Drucksache 
12/3342 Frage 55): 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung dagegen ergrif- 
fen, daß die türkische Armee trotz anderslautender Versicherun- 
gen nun doch wiederum Schützenpanzerwagen und Waffen, die 
aus der Bundesrepublik Deutschland geliefert wurden, in Kämp- 
fen gegen kurdische Städte und Dörfer in der Osttürkei ein- 
setzt? 

Die deutsche und die türkische Regierung haben 
mit dem Briefwechsel der Außenminister im Mai 
dieses Jahres klargestellt, daß von Deutschland gelie- 
ferte Waffen durch türkische Streitkräfte nur im Rah- 
men des NATO-Auftrags, d. h. zur Landesverteidi- 
gung eingesetzt werden dürfen. Der türkische Außen- 
minister Qetin hat Außenminister Kinkel bei einem 
Treffen in New York am 21. September noch einmal 
ausdrücklich bestätigt, daß von türkischer Seite alles 
getan werde, damit deutsche Waffen nicht in dem 
Konflikt in Südostanatolien zum Einsatz kommen, und 
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(A) daß sich die türkische Regierung an das gegebene 
Versprechen halte. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, an der 
Einhaltung des von der türkischen Regierung wieder- 
holt gemachten Versprechens zu zweifeln, zumal 
gegenteilige verwertbare Informationen, aus denen 
sie Konsequenzen zu ziehen hätte, bisher nicht vorlie- 
gen. 


Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3342 Fragen 56 und 57): 

Wie bewertet die Bundesregierung das „ Ideenpaket " des 
VN-Generalsekretärs zur Lösung des Zypern-Problems? 

Wie bewertet sie das Ergebnis der Zypern-Gespräche vom 
15. Juli bis 14. August 1992 in New York? 

Zu Frage 56: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
„Ideenpaket" des VN-Generalsekretärs die richtige 
Basis für einen erfolgreichen Abschluß der Zypern- 
gespräche ist. Der Sicherheitsrat der VN hat in der 
Resolution Nr. 774 vom 26. August 1992 noch einmal 
(B) das Vermittlungsmandat des Generalsekretärs be- 
kräftigt und den Prinzipienrahmen für eine Lösung, 
nämlich Souveränität, Unabhängigkeit, territoriale 
Integrität und Blockfreiheit bestätigt. Ferner hat der 
Sicherheitsrat das Prinzip der „political equity" der 
beiden Volksgruppen anerkannt. Die entschlossene 
Verhandlungsführung des Generalsekretärs hat be- 
reits zu Fortschritten in den Gesprächen — z. B. in der 
Flüchtlings- und Eigentumsfrage sowie zu einer 
gewissen Annäherung in der Territorialfrage — 
geführt, die zeigen, daß der eingeschlagene Weg 
durchaus zu der Hoffnung berechtigt, daß die Wieder- 
aufnahme der Gespräche am 26. Oktober zu weiteren 
Fortschritten führen wird. 


Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
bisherige Ergebnis der Zyperngespräche im Rahmen 
der Vermittlungsbemühungen des VN-Generalsekre- 
tärs in einigen Punkten bereits zu einer Annäherung 
der Standpunkte der zyprischen Regierung und der 
türkisch-zyprischen Volksgruppe geführt hat und daß 
damit eine Grundlage für die erfolgreiche Weiterfüh- 
rung der Gespräche gegeben ist. 

Die Bundesregierung hat von Anfang an die seit 
1970 laufenden Bemühungen der Vereinten Nationen 
unterstützt und auf die beteiligten Parteien einge- 
wirkt, die für eine tragfähige Lösung erforderliche 
Kompromißbereitschaft zu zeigen. Die Bundesregie- 
rung wird zusammen mit anderen westlichen Partner- 
ländern ihre Bemühungen fortsetzen. 


Anlage 21 (C) 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Fragen des 
Abgeordneten Dietmar Schütz (SPD) (Drucksache 
12/3342 Fragen 58 und 59): 

Welche Gründe sind dafür verantwortlich, daß die Bundesre- 
gierung das „Protokoll zum Antarktis-Vertrag betreffend den 
Umweltschutz" auch ein Jahr nach der Zeichnung noch immer 
nicht ratifiziert hat, bzw. wann ist mit einer Ratifizierung seitens 
der Bundesrepublik Deutschland zu rechnen? 

Wie sollen angesichts des Fehlens einer unabhängigen Über- 
wachungsbehörde sowie jeglicher Haftungsregelungen im Falle 
von Umweltschäden nach Ansicht der Bundesregierung die im 
Protokoll und den Anhängen festgelegten Schutzbestimmungen 
überwacht bzw. deren Übertretung sanktioniert werden? 

Zu Frage 58: 

Bei dem „Umweltschutzprotokoll zum Antarktis- 
vertrag" handelt es sich um ein sehr komplexes 
Regelungswerk, dessen Umsetzung in nationales 
Recht nicht nur der Beteiligung verschiedener Res- 
sorts und wissenschaftlicher Institutionen, sondern 
auch sorgfältiger und eingehender Prüfung und Aus- 
arbeitungverfassungsrechtlicher, strafrechtlicher und 
technisch-organisatorischer Vorfragen und Optionen 
bedarf. Dieser Prozeß benötigt intensive Konsultatio- 
nen und Zeit, zumal er im Umweltrecht Neuland 
betritt. Das Risiko von Verstößen gegen die Vertrags- 
bestimmungen wird allerdings dadurch schon weitge- 
hend ausgeschlossen, daß alle in der Antarktis tätigen 
Forschungseinrichtungen unmittelbar zur Befolgung 
der Umweltschutzbestimmungen des Umweltschutz- 
protokolls auch schon vor der Ratifizierung angewie- 
sen wurden. 

Besondere Schwierigkeiten bereiten die Ausarbei- 
tung von Vorschriften betreffend die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung, die Suche nach einer unabhängi- 
gen, aber doch fachkundigen Überwachungsbehörde 
und die Harmonisierung der neuen Regelungen mit 
zum Teil schon vorhandenen Geboten anderer inter- 
nationaler Abkommen (z. B. MARPOL). 

Den Ressorts liegen jetzt Entwürfe für ein Zustim- 
mungs- und ein Ausführungsgesetz vor. Es ist geplant, 
daß die Gesetzentwürfe Ende 1992 bzw. Anfang 1993 
dem Kabinett zur Billigung übersandt und sodann 
dem Bundestag vorgelegt werden. 

Von den übrigen Antarktisvertragsstaaten hat nach 
uns vorliegenden Informationen nur Spanien das 
Umweltschutzprotokoll bereits ratifiziert. Andere 
wichtige Antarktisvertragsstaaten (z. B. F, GB, NL und 
USA) befinden sich in uns vergleichbarer Phase der 
Ratifizierungsvorbereitungen. Die Implementierung 
des Umweltschutzprotokolls steht auf der Tagesord- 
nung der bevorstehenden XVII. Konsultativtagung 
der Antarktisvertragsstaaten vom 11. bis 20. Novem- 
ber 1992 in Venedig. 

Zu Frage 59: 

Das Umweltschutzprotokoll sieht kein unabhängi- 
ges Überwachungsorgan außerhalb der Konsultativ- 
tagung vor. Verbesserte Kontrollmöglichkeiten wer- 
den hingegen durch eine verstärkte Informations- 
pflicht und den Ausbau des Inspektionswesens, das 
insbesondere auch gemeinsame Inspektionen vor- 
sieht, eingeführt. Im nationalen Bereich stehen wir 
ebenfalls wie andere Partnerländer vor dem Problem, 
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(A) eine möglichst unabhängige, aber auch fachkundige 
Stelle für Überwachungs- und Genehmigungsfunk- 
tionen betreffend Tätigkeiten in der Antarktis zu 
finden. 

Die Erarbeitung eines Haftungsregimes für den 
Umweltschutz in der Antarktis, wie dies Art. 16 des 
Umweltschutzprotokolls fordert, gehört zu den 
schwierigsten und mit Rücksicht auf die unterschied- 
lichen Rechtsordnungen der Antarktisstaaten sensi- 
belsten Aufgaben der kommenden Konsultativtagun- 
gen. Deutschland hat sich von Anfang an dafür 
eingesetzt, daß dieser Komplex baldmöglichst einer 
intensiveren Diskussion unterzogen wird, damit die 
Antarktisstaaten ihre Glaubwürdigkeit in der Durch- 
setzung des Umweltschutzes auf dem 6. Kontinent 
unter Beweis stellen. Daher wird auch die XVII. Kon- 
sultativtagung in Venedig das Thema Haftung zu 
einem Schwerpunkt ihrer Arbeit machen. 


Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Simon Wittmann (Tönnesberg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/3342 Frage 61): 

Welche konkreten Verhandlungsziele hat die Bundesregie- 
rung bei den Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten über 
das Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut, und teilt sie 
die Meinung, daß eines der Verhandlungsziele eine Vereinba- 
rung sein sollte, daß alle benötigten zivilen Arbeitsplätze von 
Ortsansässigen besetzt werden? 

Die Bundesregierung verfolgt bei den Verhandlun- 
gen mit den USA und den anderen Entsendestaaten 
das Ziel der Anpassung des Zusatzabkommens an die 
veränderte Sicherheitslage: Das Zusatzabkommen 
wurde 1959 unter der damaligen verteidigungspoliti- 
schen Konstellation einer Bedrohung durch den War- 
schauer Pakt abgeschlossen. Nach Wegfall dieser 
Bedrohung ist Deutschland kein Frontstaat mehr. 
Daher ist es nötig geworden, die Rechtsstellung der 
hier stationierten Truppen in einer Reihe von Punkten 
neu zu definieren. In Verfolgung dieses Ziels wird 
über eine Änderung zahlreicher Bestimmungen ver- 
handelt. Wegen der vereinbarten Vertraulichkeit der 
Verhandlungen kann ich jedoch auf einzelne Bestim- 
mungen nicht eingehen. 

Die Bundesregierung hat sich — und damit komme 
ich zum zweiten Teil Ihrer Frage — in den Verhand- 
lungen stets für die Erhaltung eines hohen Anteils der 
deutschen Zivilbediensteten bei den Stationierungs- 
streitkräften eingesetzt. Wir werden diese Zielsetzung 
gegenüber den Entsendestaaten auch weiterhin mit 
Nachdruck vertreten. Dabei ist allerdings zu berück- 
sichtigen, daß die Stationierungsstreitkräfte von 
Anfang an bestimmte Funktionen mit Angehörigen 
ihres zivilen Gefolges — wie in Art. 1 Abs. 1 (b) des 
NATO-Truppenstatuts vorgesehen — besetzt haben. 
Dies gilt insbesondere für leitende und sicherheits- 
empfindliche Positionen. Die Bundesregierung setzt 
sich jedoch mit Entschiedenheit dafür ein, daß auch 
dieser Bereich nicht zu Lasten der deutschen Zivilbe- 
diensteten ausgebaut wird. 


Anlage 23 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) (Drucksache 
12/3342 Frage 64): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über das 
Zusammenwirken von Gewalttätern, die Asylbewerber sowie 
andere ausländische Mitbürger verfolgen, und der vom Innen- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen als rechtsextremi- 
stisch eingestuften Partei „Die Republikaner"? 

Den Verfassungsschutzbehörden liegen keine Er- 
kenntnisse über ein solches Zusammenwirken vor. In 
Einzelfällen bezeichnen sich Beteiligte an Gesetzes- 
verletzungen dieser Art als Sympathisanten der Partei 
„Die Republikaner". 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Claus Jäger (CDU/CSU) (Drucksa- 
che 12/3342 Frage 65): 

Teilt die Bundesregierung die Beurteilung, daß Deutschland 
bereits eine Drehscheibe für die Aktivitäten der italienischen 
Mafia, der südamerikanischen Drogen-Kartelle und anderer 
Terror-Organisationen geworden ist, und was beabsichtigt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um die verbrecherische 
Tätigkeit solcher Terrororganisationen auf deutschem Boden zu 
unterbinden? 

Die der Bundesregierung vorliegenden Erkennt- 
nisse lassen den Schluß zu, daß die MAFIA die 
Bundesrepublik Deutschland sowohl als Rückzugs- (D) 
und sog. Ruheraum nutzt, sie aber aufgrund der 
hervorragenden Infrastruktur, des Bankwesens und 
des Wirtschaftslebens auch zunehmend als Aktions- 
feld erschließt. Dabei steht die Ausnutzung sowohl 
illegaler als auch legaler Profitmöglichkeiten im Vor- 
dergrund. 

Nach einer Analyse des Bundeskriminalamtes für 
den Zeitraum von 1989 bis 1991 wurden 68 Ermitt- 
lungsverfahren geführt, die der Italienischen Organi- 
sierten Kriminalität (IOK) zugerechnet werden kön- 
nen. 

Seitens der südamerikanischen Kokainkartelle hat 
eine Umorientierung in Richtung europäischer Markt 
stattgefunden. Die Gründe hierfür dürften insbeson- 
dere die Sättigung des amerikanischen Marktes, die 
höhere Gewinnspanne für Kokain in Europa im Ver- 
gleich mit den USA, die verstärkten Abwehrmaßnah- 
men der USA an ihren Südgrenzen sowie die zuneh- 
mende Attraktivität Europas (Grenzkontrollabbau, 
unkomplizierter Personen-, Waren- und Geldverkehr) 
sein. 

Die Bundesregierung teilt jedoch nicht die Auffas- 
sung, daß Deutschland bereits zu einer Drehscheibe 
für die Aktivitäten der italienischen Mafia und der 
südamerikanischen Drogenkartelle geworden ist. 

Die Bundesregierung hat mit gesetzlichen Regelun- 
gen auf die Veränderungen der Kriminalität reagiert. 

Am 22. September 1992 trat das Gesetz zur Bekämp- 
fung des illegalen Rauschgifthandels und anderer 
Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität in 
Kraft. Dieses Gesetz enthält umfangreiche Maßnah- 
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(A) men zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, 
insbesondere der Drogenkriminalität. 

Der in meinem Haus erarbeitete Entwurf eines 
Gewinnaufspürungsgesetzes befindet sich gegenwär- 
tig in der Beratung in den Ausschüssen des Deutschen 
Bundestages. Das Gewinnaufspürungsgesetz verfolgt 
das Ziel, zur Bekämpfung der Organisierten Krimina- 
lität Geldbewegungen insbesondere im Bankenver- 
kehr transparent zu machen, Geldwäschevorgänge zu 
entdecken und für die Strafverfolgungsbehörden 
Ansatzpunkte für Ermittlungen zu liefern. Es schafft 
damit wichtige Voraussetzungen für die strafrechtli- 
che Verfolgung der Geldwäsche. Außerdem bewirkt 
es die Erschwerung der Rückführung illegal erworbe- 
ner Vermögenswerte in den legalen Finanzkreis- 
lauf. 

Sowohl bei der Justiz als auch bei der Polizei 
wurden Spezialdienststellen zur Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität eingerichtet. Dem BKA 
wurden 389 zusätzliche Stellen für diese Aufgabe 
bewilligt, die nunmehr besetzt werden. Das Netz der 
Verbindungsbeamten wird vor allem in Osteuropa 
ausgebaut, wobei diese Beamten auch für den Bereich 
Organisierte Kriminalität zuständig sind. 

In Absprache der Innenminister Italiens und der 
Bundesrepublik Deutschlands soll die polizeiliche 
Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern noch 
enger gestaltet werden. Hierzu wird derzeit eine 
entsprechende Vereinbarung vorbereitet. 

Mit der Einrichtung des Europäischen Polizeiamtes 
EUROPOL wird ein weiterer wesentlicher Schritt zur 

(B) Bekämpfung der internationalen Organisierten Kri- 
minalität getan. Der Arbeitsstab „EUROPOL" hat zur 
Vorbereitung der zwischen den EG -Staaten verein- 
barten 1. Stufe, die zunächst der Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität dienen soll, am 1. September 
1992 unter deutscher Federführung seine Arbeit in 
Straßburg aufgenommen. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) (Drucksa- 
che 12/3342 Frage 66): 

Welche Länder haben bisher konkret Bewerberinnen und 
Bewerber für Binzelentscheider beim Bundesamt für die Aner- 
kennung ausländischer Flüchtlinge benannt, und wie viele 
Bewerbungen können nur deshalb nicht bearbeitet werden, weil 
Standortentscheidungen der Länder für eine Erstaufnahmeein- 
richtung nicht erfolgt sind? 


In der Besprechung beim Bundeskanzler am 10. Ok- (C) 
tober 1991 war vereinbart worden, daß die Bundes- 
länder dem Bundesamt 500 Einzelentscheider zur 
Verfügung stellen. 

Die Bundesländer Baden-Württemberg, Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Rheinland- 
Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein haben dem 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge insgesamt 195 Bedienstete namentlich 
benannt. 

Darüber hinaus haben die Bundesländer Bremen, 
Niedersachsen und Rheinland- Pfalz dem Bundesamt 
307 Bewerbungen zugeleitet, die nach ausdrückli- 
chem Hinweis nicht in das Kontingent einzubeziehen 
sind. Die Bundesländer Bayern, Mecklenburg-Vor- 
pommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt und Nordrhein- 
Westfalen haben dem Bundesamt ca. 1 950 Bewer- 
bungen zugeleitet mit der Bitte, eine Personalauswahl 
selbst zu treffen. 

Auch Bewerbungen für noch nicht festgelegte 
Standorte werden bearbeitet. In diesen Fällen werden 
den Bewerbern Alternativstandorte angeboten. 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage ^ 
des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/3342 Frage 67): 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des Präsidenten des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, Werthebach, der direkte 
Parallelen zwischen der Weimarer Republik und heute sieht? 

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz hat in einem allgemeinen historischen Bezug 
darauf hingewiesen, daß es gewisse Parallelerschei- 
nungen gibt, nämlich die wechselseitigen Auseinan- 
dersetzungen zwischen Rechts- und Linksextremi- 
sten. Bis September 1992 wurden den Verfassungs- 
schutzbehörden 162 Übergriffe von Linksextremisten 
gegen Rechtsextremisten oder vermeintliche Rechts- 
extremisten bekannt, im selben Zeitraum wurden 
53 Gewaltaktionen mutmaßlicher Rechtsextremisten 
gegen politische Gegner erfaßt. Damit hat sich die 
Zahl gegenüber dem Vorjahr erheblich erhöht. Es 
gehört zu den Aufgaben des Präsidenten des Bundes- 
amtes für Verfassungsschutz, auf solche Entwicklun- 
gen hinzuweisen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon 02 28/36 35 51, Telefax 02 28/36 12 75 

ISSN 0720-7980 



